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1 Einleitung 
In unserer heutigen Gesellschaft gilt Bildung als der Schlüssel zu einer teilhabeorientierten 

Zukunft. Aus diesem Grund proklamiert die UN-Konvention über die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen (UN-BRK) ausdrücklich das Recht auf Bildung für Alle und fordert die 

Gesellschaft zu einer Weiterentwicklung auf Basis von Vielfalt, Teilhabe und Partizipation 

auf (vgl. König, 2020, S. 26). In Deutschland markiert das Inkrafttreten der UN-BRK am 26. 

März 2009 einen erheblichen Paradigmenwechsel für die deutsche Bildungslandschaft (vgl. 

Lange, 2017, S. 7). Mit der Ratifizierung dieses Übereinkommens hat sich Deutschland 

rechtsverbindlich zur Schaffung eines inklusiven Bildungssystems auf allen Ebenen ver-

pflichtet (Artikel (Art.) 24 UN-BRK), daher bildet die Verwirklichung des Rechts auf Zugang 

zu Bildung für alle und die daraus resultierende Herstellung von Bildungsteilhabe derzeit 

eine der größten Herausforderungen unserer Zeit (vgl. Albers & Lichtblau, 2014, S. 5). 

Insbesondere den Kindertageseinrichtungen1 kommt bei der Umsetzung eine zentrale Rolle 

zu. Inzwischen haben diese Institutionen die Grundschulen als ersten öffentlichen und au-

ßerfamiliären Bildungsort abgelöst und nehmen als erster Berührungspunkt mit institutiona-

lisierter Bildung und pädagogischer Fremdbetreuung eine Schlüsselposition im individuel-

len Bildungsweg ein (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2018, S. 73; Platte, 

2016, S. 267). Das Ziel der Inklusionsbestrebungen ist eine bestmögliche Betreuung und 

Förderung eines jeden Kindes, unabhängig von Beeinträchtigungen, entsprechend seinen 

individuellen Bedürfnissen und in wohnortnahen Kindertageseinrichtungen. Die gemein-

same Betreuung, Bildung und Erziehung von Kindern mit und ohne Beeinträchtigung bildet 

dabei eine Voraussetzung und gleichzeitig Grundlage für eine Gesellschaft, in der Vielfalt 

und Unterschiedlichkeit als Selbstverständlichkeit und Bereicherung begriffen werden (vgl. 

Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS), 2014, S. 19). Hier-

für gilt es, die auch in diesem Bildungsbereich noch praktizierte Separation aufzulösen und 

das System grundlegend zu verändern, indem Überlegungen aufgestellt werden, „wie sich 

die Inklusion in Kindertageseinrichtungen in einer möglichst qualitätsorientierten Weise in 

die Praxis umsetzen lässt“ (Heimlich, 2013, S. 8). Unterstützt wird die Forderung der UN-

BRK nach einem inklusiven Bildungssystem durch die deutsche Gesetzgebung. Auch hier 

bestehen rechtliche Ansprüche, die Inklusion als Regelangebot für alle Kinder implizieren. 

Allerdings wird bei Betrachtung von Theorie und Praxis deutlich, dass die Gleichberechti-

gung zwischen Kindern mit und ohne Beeinträchtigung in diesem Lebensbereich noch nicht 

den Forderungen entspricht (vgl. Körfer-Mommertz et al., 2012, S. 7 f.). Es kann demnach 

eine Diskrepanz zwischen den gesetzlichen Vorgaben und der derzeitigen Umsetzung fest-

 
1 Im Rahmen dieser Arbeit wird der Begriff ‚Kindertageseinrichtung‘ für Kinderkrippen, Kindergärten 
und Einrichtungen, die beides umschließen, verwendet. 
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gestellt werden. Auf dieser Grundlage befasst sich die vorliegende Arbeit mit der Fragestel-

lung nach der aktuellen Umsetzung des, durch die UN-BRK geforderten, inklusiven Bil-

dungssystems in Kindertageseinrichtungen. Es gilt zu klären, ob und in welcher Form die 

Forderungen derzeit umgesetzt werden, wie die Kindertageseinrichtungen ihren aktuellen 

Stand selbst einschätzen und welcher Handlungsbedarf besteht, um die Umsetzung von 

Inklusion voranzutreiben.  

Da Bildungspolitik Ländersache ist, gelten in jedem Bundesland der Bundesrepublik 

Deutschland diesbezüglich eigene gesetzliche Richtlinien, die stark variieren (vgl. Beck, 

2014, S. 106). Angesichts der detaillierten Regelungen und großen Differenzen ist eine 

genauere Analyse des aktuellen Standes in den 16 Bundesländer an dieser Stelle nicht 

möglich. Aufgrund der regionalen Lage der Evangelischen Hochschule Nürnberg wird in 

dieser Arbeit die Fragestellung konkret auf den Freistaat Bayern bezogen. Zudem werden 

ausschließlich Kindertageseinrichtungen gemäß Art. 2 des Bayerischen Gesetzes zur Bil-

dung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindergärten, anderen Kindertageseinrich-

tungen und in Tagespflege (BayKiBiG) untersucht. Dadurch kann eine Vergleichbarkeit der 

gesetzlichen Rahmenbedingungen zwischen den Institutionen sichergestellt werden. 

Zur Beantwortung der Fragestellung wird die Arbeit in zwei Teilabschnitte untergliedert. Zu 

Beginn wird die theoretische Grundlage der Thematik vorgestellt. Hierfür werden zunächst 

die Begriffe ‚Behinderung‘ und ‚Inklusion‘ definiert und ihre Verwendung innerhalb dieser 

Arbeit herausgearbeitet. Um aufzuzeigen, worauf der Anspruch auf die Umsetzung von In-

klusion in Kindertageseinrichtungen begründet ist, werden anschließend wesentliche recht-

liche Grundlagen näher betrachtet. Hierfür werden zunächst die Forderungen der UN-BRK 

konkret benannt und anschließend wichtige allgemeingültige Rechtsansprüche für 

Deutschland sowie die relevanten gesetzlichen Rahmenbedingungen für den Freistaat Bay-

ern herausgearbeitet. Aufbauend darauf wird in Kapitel 4 anhand der Literatur ein erster 

Einblick in die aktuelle Umsetzung der gemeinsamen Betreuung von Kindern mit und ohne 

Beeinträchtigung in bayerischen Kindertageseinrichtungen gegeben. Als Abschluss des 

theoretischen Teils werden wesentliche Qualitätsebenen gelungener Inklusion in Kinderta-

geseinrichtungen betrachtet. Im zweiten Teilabschnitt wird die im Rahmen dieser Arbeit 

durchgeführte Erhebung vorgestellt und ausgewertet. Hierfür wird zunächst auf das For-

schungsdesign und die Methodenauswahl eingegangen. Im Anschluss werden die Stich-

probe sowie die Durchführung und Auswertung des leitfadengestützten Experteninterviews 

beschrieben. Es folgen die Darstellung sowie die Interpretation und Diskussion der Ergeb-

nisse, in welcher Theorie und Praxis verknüpft werden. Die Arbeit wird mit der Zusammen-

fassung der Ergebnisse und den daraus generierten Erkenntnissen sowie einem Ausblick 

auf nächste wissenschaftliche Schritte abgeschlossen. 
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2 Begriffsbestimmungen 
Wie einleitend bereits erwähnt, werden im Folgenden die Bedeutung und Verwendung der 

Begriffe ‚Behinderung‘ und ‚Inklusion‘ im Rahmen dieser Arbeit dargelegt. 

2.1 Behinderung 
Über die Jahre hinweg haben sich verschiedene Erklärungsmodelle bezüglich des Behin-

derungsbegriffs entwickelt. Somit herrschen in verschiedenen Fachdisziplinen des Gesund-

heits-, Sozial- und Bildungsbereichs teilweise große Unterschiede beim Verständnis von 

‚Behinderung‘. Um ein grundlegendes und einheitliches Verständnis für den weiteren Ver-

lauf zu schaffen, wird in diesem Kapitel auf die geltenden rechtlichen Definitionen des Be-

hinderungsbegriffs eingegangen, gefolgt von der Darlegung der Verwendung des Begriffs 

in der vorliegenden Arbeit. 

2.1.1 Rechtliche Definitionen 

Weltgesundheitsorganisation: Im Jahr 1980 veröffentlichte die World Health Organiza-

tion (WHO) eine erste Klassifikation zu Behinderungen. Sie definierte Behinderung anhand 

einer linearen Kausalkette von Schädigung, Fähigkeitsstörung und sozialer Beeinträchti-

gung (vgl. Walter-Klose, 2012, S. 27). Diese defizitorientierte Klassifikation wurde im Jahr 

2001 von der ‚International Classification of Functioning, Disability and Health‘ (ICF) abge-

löst. Die ICF gilt heute als internationaler Standard und „dient fach- und länderübergreifend 

als einheitliche und standardisierte Sprache zur Beschreibung des funktionalen Gesund-

heitszustandes, der Behinderung, der sozialen Beeinträchtigung und der relevanten Umge-

bungsfaktoren eines Menschen“ (Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, 

2022). Diese Klassifikation beruht auf einem übergreifenden bio-psycho-sozialen Verständ-

nis von Behinderung und berücksichtigt neben den Komponenten Körperfunktionen und 

Körperstrukturen auch Aktivitäten, Partizipation, Teilhabe sowie Umweltfaktoren (vgl. Bun-

desinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, 2022). Die Komponenten stehen in stetiger 

und dynamischer Wechselwirkung zueinander. Behinderung wird demnach gemäß der ICF 

als ein mehrdimensionales Phänomen verstanden, das aus der Interaktion zwischen Indi-

viduum und seiner Umwelt resultiert (vgl. Hollenweger, 2016, S. 162). Diesem Verständnis 

entsprechend ist das Modell der ICF universell anwendbar, „denn alle Menschen können 

zu einem bestimmten Zeitpunkt in ihrem Leben von einer Behinderung betroffen sein“ 

(Hollenweger, 2016, S. 163).  

UN-Behindertenrechtskonvention: In Art. 1 UN-BRK wird der durch die Konvention an-

gesprochene Personenkreis wie folgt beschrieben: „Persons with disabilities include those 

who have long-term physical, mental, intellectual or sensory impairments which in interac-

tion with various barriers may hinder their full and effective participation in society on an 

equal basis with others” (United Nations, 2006, S. 4). 
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Diese Definition folgt dem Behinderungsverständnis der ICF und begreift Behinderung 

ebenfalls nicht mehr als subjektive und defizitäre Eigenschaft, sondern als Resultat der In-

teraktion zwischen einer Person und ihrer Umwelt (vgl. Heimlich, 2013, S. 8). Menschen 

sind demnach nicht behindert, sondern werden durch einstellungs- und umweltbedingte 

Barrieren behindert (vgl. Klein, 2018, S. 15). 

Deutsche Gesetzgebung: In der Bundesrepublik Deutschland ist die gesetzliche Definition 

von Behinderung im Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) verankert. Laut § 2 Ab-

satz (Abs.) 1 SGB IX sind „Menschen mit Behinderungen […] Menschen, die körperliche, 

seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit 

einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Ge-

sellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können“. Dieser 

Behinderungsbegriff wurde im Jahr 2018 im Rahmen der gesetzlichen Änderungen durch 

das Bundesteilhabegesetz eingeführt und orientiert sich am bereits erwähnten bio-psycho-

sozialen Modell. In diesem Sinne begreift der neue Behinderungsbegriff „eine funktionale 

Beeinträchtigung nicht mehr als Eigenschaft und Defizit einer Person, sondern betrachtet 

sie im Zusammenspiel mit Kontextfaktoren sowie mit den Interessen und Wünschen des 

betroffenen Menschen“ (Umsetzungsbegleitung Bundesteilhabegesetz, o. J.). Damit soll 

die volle und wirksame Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigung in den Vordergrund 

gestellt und den Vorgaben der UN-BRK gerecht werden (vgl. Umsetzungsbegleitung Bun-

desteilhabegesetz, o. J.). 

2.1.2 Verwendung des Begriffs in dieser Arbeit 

Aus Kapitel 2.1.1 wird ersichtlich, dass das bio-psycho-soziale Modell die Grundlage der 

rechtlichen Definitionen des Behinderungsbegriffs bildet. Es besteht ein Konsens, dass Be-

hinderung nicht in der betroffenen Person selbst zu verorten ist, sondern „aus der Wech-

selwirkung von Beeinträchtigungen und sozialen Faktoren entsteht“ (Albers, 2012, S. 38). 

Eine Person ist in diesem Sinne nicht behindert, sondern wird durch Barrieren in ihrer Um-

welt behindert. Aus diesem Grund wird die Teilhabe des Menschen in den Mittelpunkt ge-

stellt und ein Wandel der Gesellschaft gefordert. An diesem Verständnis orientiert sich auch 

die vorliegende Arbeit. Für ein differenzierteres Sprachbild werden deshalb im weiteren 

Verlauf die Begriffe ‚Behinderung‘ und ‚Beeinträchtigung‘ in Anlehnung an das bio-psycho-

soziale Modell verwendet. Als Beeinträchtigung werden dabei körperliche, seelische, geis-

tige und Sinnesbeeinträchtigungen verstanden. Diese Beeinträchtigungen können in Wech-

selwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren eine Behinderung darstellen. 

Der Behinderungsbegriff wird demnach bei der Betrachtung eines Individuums in Wechsel-

wirkung mit seinem Umfeld verwendet, der Beeinträchtigungsbegriff bei der Betrachtung 

des Individuums in einem Vakuum. In direkten Zitationen wird sich an die Formulierung der 

Autor*innen gehalten. 
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2.2 Inklusion 
Abgeleitet von dem lateinischen Begriff ‚inclusio‘, welcher mit ‚Einschließung‘ oder auch 

‚Einbeziehung‘ übersetzt werden kann, bedeutet Inklusion in etwa „ein soziales ‚Einge-

schlossensein‘ als ein Zugehörigsein zu einer Gemeinschaft oder ein Einbezogensein in 

lebensrelevante Kommunikationszusammenhänge […], negativ gesagt, ein ‚Nicht-ausge-

schlossen-Sein‘“ (Speck, 2011, S. 61, Hervorhebung im Original). Seinen Ursprung findet 

der Begriff in seiner heutigen Form im internationalen Bildungsdiskurs (vgl. Wansing, 2015, 

S. 46). Eingeführt wurde er diesbezüglich im Jahr 1994 im Rahmen der Salamanca-Konfe-

renz (vgl. Heimlich, 2013, S. 10). Durch die Verabschiedung der UN-BRK im Jahr 2006 ist 

der Inklusionsbegriff dann zunehmend in das Bewusstsein der Gesellschaft getreten. In 

diesem Übereinkommen zählt Inklusion „neben weiteren Grundsätzen wie Nichtdiskriminie-

rung, Chancengleichheit, Zugänglichkeit und Teilhabe zu den Schlüsselbegriffen, die zent-

ral sind für das Verständnis und die Interpretation der Konvention“ (Wansing, 2015, S. 43). 

Inklusion verweist hier auf ein Grundprinzip des sozialen Zusammenlebens. Alle Menschen 

sollen die gleichen Rechte erfahren und die Möglichkeit auf eine volle und wirksame Teil-

habe an der Gesellschaft haben (vgl. Wansing, 2012, S. 94).  

In öffentlichen Debatten wird häufig zwischen einer ‚spezifischen‘ und ‚allgemeinen‘ Aus-

richtung des Inklusionsverständnisses unterschieden. Während unter der ‚spezifischen‘ 

Ausrichtung, auf Grundlage der UN-BRK, die Fokussierung auf Menschen mit Beeinträch-

tigung verstanden wird, umfasst das ‚allgemeine‘ Verständnis von Inklusion Heterogenität 

in allen Facetten (vgl. Werning, 2014, S. 605; Wirts et al., 2015, S. 5). Damit wird dem 

Grundgedanken Rechnung getragen, dass alle Menschen mehreren Vielfaltsdimension zu-

gehören (vgl. Kobelt Neuhaus, 2020, S. 213). Dies umschließt beispielsweise Geschlecht, 

Alter, ethische und kulturelle Herkunft, Nationalität, soziales Milieu, Religion, unterschiedli-

che Fähigkeiten sowie körperliche Bedingungen (vgl. Hinz, 2012, S. 33). 

Diese Dimensionen der Vielfalt werden gemäß dem Leitgedanken der Inklusion als berei-

chernd verstanden und als selbstverständlicher Bestandteil der Gesellschaft wertgeschätzt 

(vgl. Albers, 2012, S. 13). Aus soziologischer Sicht bedeutet Inklusion demnach, dass alle 

Menschen ein Recht auf chancengerechte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben entspre-

chend ihren Ressourcen haben (vgl. Kobelt Neuhaus, 2020, S. 212), jeder Mensch akzep-

tiert wird und es in einer inklusiven Gesellschaft „keine definierte Normalität [gibt], die jedes 

Mitglied dieser Gesellschaft anzustreben oder zu erfüllen hat. Normal ist allein die Tatsa-

che, dass Unterschiede vorhanden sind“ (Schöb, 2013). In diesem Sinne ist es die Aufgabe 

der Gesellschaft, ein neues Miteinander zu kreieren, in dem Beeinträchtigungen aufgrund 

von vorherrschender Barrierefreiheit nicht zu Behinderungen werden (vgl. Schöb, 2013). 

In Literatur und Praxis wird der Inklusionsbegriff noch uneinheitlich verwendet und es be-

stehen in praktischen Handlungsfeldern und wissenschaftlichen sowie politischen Berei-

chen unterschiedliche Auslegungen des Begriffs (vgl. Wansing, 2015, S. 43). Im Sinne der 
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UN-BRK wird Inklusion als Paradigmenwechsel verstanden, „der die Gesellschaft und die 

Organisationen des Arbeits-, Sozial- und Bildungssystems vor große Herausforderungen 

stellt“ (Hensen et al., 2014, S. 5). Da die UN-BRK als Grundlage dieser Arbeit verstanden 

wird, wird dieses Verständnis im Folgenden aufgegriffen und Inklusion differenziert zur In-

tegration betrachtet. Hierfür ist es nötig zunächst den Begriff der Integration zu definieren, 

um Inklusion in einem zweiten Schritt klar davon abgrenzen zu können. 

2.2.1 Begriffsbestimmung Integration 

Etymologisch betrachtet leitet sich der Begriff Integration vom lateinischen Wort ‚integratio‘ 

ab, das so viel bedeutet wie ‚Erneuerung‘ oder ‚Wiederherstellung eines Ganzen‘ (vgl. 

Speck, 2011, S. 18). Vor dem pädagogischen sowie soziologischen Hintergrund meint In-

tegration in diesem Sinne „die Wiederherstellung einer Gemeinschaft, die vorher durch Ex-

klusion und Segregation in einander ausschließende Gruppen geteilt wurde“ (Schmitt, 

2014, S. 28).  

Im Bildungsbereich können die ersten Integrationsbestrebungen in Deutschland auf die 

1970er Jahre zurückgeführt werden. Sie wurden insbesondere von Eltern mit Kindern mit 

Beeinträchtigung initiiert, mit dem Ziel einer gemeinsamen Betreuung und Bildung aller Kin-

der (vgl. Albers, 2012, S. 9). Hierfür sollte zunehmend die institutionelle Separation abge-

baut und Kinder und Jugendliche mit Beeinträchtigung in die allgemeinen Institutionen ein-

gegliedert werden (vgl. Speck, 2011, S. 9). Demzufolge ist Integration, eine Anpassung von 

Menschen mit Beeinträchtigung an ein bestehendes gesellschaftliches System. Hierzu wer-

den der betroffenen Person Hilfestellungen geboten, die es ihr ermöglichen sollen, sich 

einzufügen. Sollte eine Anpassung trotz Hilfeleistungen nicht möglich sein, bedeutet dies 

im Umkehrschluss, dass auch keine Integration stattfinden kann (vgl. Krajewski & Bernhard, 

2012, S. 168). 

Der Integrationsbegriff hat sich in Deutschland nicht nur im Bereich des Zusammenlebens 

von Menschen mit und ohne Beeinträchtigung etabliert, sondern bezieht sich heute auch 

auf das Zusammenleben verschiedener sozialer Gruppen, insbesondere in Bezug auf Men-

schen mit Migrations- oder Fluchthintergrund (vgl. Speck, 2011, S. 18). 

2.2.2 Differenzierung Inklusion und Integration 

In Anlehnung an Krajewski und Bernhard (2012) beschreiben Küstermann und Eikötter 

(2014) die prägnanteste Unterscheidung der beiden Begrifflichkeiten anhand der Heteroge-

nitätsdimension ‚Beeinträchtigung‘ wie folgt: „Während das (pädagogische) Konzept der In-

tegration die Anpassung von Menschen mit Behinderungen an das gesellschaftliche Sys-

tem beinhaltet, fordert das Konzept der Inklusion eine Anpassung des Systems an die Be-

dürfnisse von Menschen mit Behinderungen“ (S. 240, Hervorhebung im Original). Während 

Integration also versucht Menschen mit Beeinträchtigung in die Gesellschaft einzugliedern 

und somit das Miteinander von Gruppen wiederherzustellen, die zuvor separiert wurden, 
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sieht Inklusion von einer Unterteilung in Gruppen ab und verfolgt die Theorie einer hetero-

genen Gesellschaft von Anfang an (vgl. Hinz, 2011b, S. 25). Demzufolge ist im Sinne des 

Inklusionsbegriffs der Mensch uneingeschränkt von Anfang an Teil der Gesellschaft, wel-

che Strukturen schaffen muss, die jedem Menschen eine umfassende und selbstbestimmte 

Teilhabe und Partizipation ermöglichen, sodass sich jeder auf seine Art einbringen kann 

(vgl. StMAS, 2014, S. 4, 10). Die Individualität und soziale sowie kulturelle Vielfalt der Ge-

sellschaft wird hervorgehoben und als Chance und Bereicherung für das Gemeinwesen 

betrachtet (vgl. Wirts et al., 2015, S. 5). Dementsprechend ist „die Unterschiedlichkeit aller 

Menschen […] kein zu lösendes Problem, sondern eine Normalität“ (Albers, 2012, S. 15). 

Des Weiteren können die beiden Begrifflichkeiten auch hinsichtlich der Ressourcenvertei-

lung differenziert werden. Im Konzept der Integration wird versucht, die betroffenen Perso-

nen mithilfe von Unterstützung und Therapie so weit zu fördern, dass sie den standardisier-

ten Anforderungen weitgehend entsprechen und am gegebenen gesellschaftlichen System 

teilnehmen können. Im Gegensatz dazu zielt Inklusion darauf ab, dem System selbst Res-

sourcen zukommen zu lassen, so dass „die bestehenden Bedingungen strukturell, organi-

satorisch und konzeptionell […] verändert werden“ (Schmitt, 2014, S. 30). Dadurch sollen 

bestehende Barrieren abgebaut und jedem Menschen vollwertige Teilhabe und Partizipa-

tion ermöglicht werden. Schmitt (2014) folgert daraus, dass Inklusion aus diesem Grund 

nicht als neues Wort für Integration zu verstehen ist, sondern eine politische und fachliche 

Herausforderung besonderer Art darstellt (vgl. S. 30).  

2.2.3 Verwendung des Begriffs in dieser Arbeit 

Es wurde bereits festgehalten, dass sich die vorliegende Arbeit am Inklusionsverständnis 

der UN-BRK orientiert. In diesem Sinne fokussiert sich der in dieser Arbeit verwendete In-

klusionsbegriff auf Menschen mit Beeinträchtigung und Inklusion wird als anzustrebender 

Paradigmenwechsel verstanden, der weiter gefasst ist als das Integrationskonzept (vgl. Ka-

pitel 2.2). Diesem Verständnis nach müsste sich auch von der Zwei-Gruppen-Theorie und 

der Unterscheidung in Menschen mit und ohne Beeinträchtigung gelöst und demzufolge im 

weiteren Verlauf dieser Arbeit von ‚Kindern‘ gesprochen werden, ohne einen zusätzlichen 

Fokus auf ein bestimmtes Heterogenitätsmerkmal zu legen (vgl. Heimlich, 2013, S. 26). Im 

Widerspruch zum inklusiven Schwerpunkt dieser Arbeit muss im Folgenden aber dennoch 

eine Differenzierung bei der Beschreibung der Kinder vorgenommen werden, da in der ge-

sellschaftlichen sowie pädagogischen Praxis eine Unterteilung der Kinder in unterschiedli-

che Gruppen weiterhin vorhanden ist. Für eine exakte Darstellung des derzeitigen ‚Ist-Stan-

des‘, ist die Unterscheidung in Kinder mit und ohne Beeinträchtigung deshalb notwendig. 

Allerdings wird anerkannt, dass Inklusion den Blick auf die ganze Persönlichkeit des Kindes 

richtet und es bei jedem Individuum ein Zusammenspiel aus vielen verschiedenen Hetero-
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genitätsdimensionen gibt, wie beispielsweise Stärken und Interessen, Lern- und Entwick-

lungstempo sowie den kulturellen und sozioökonomischen Hintergrund (vgl. Kobelt 

Neuhaus, 2020, S. 212). 

Heute reicht die Bedeutung der Inklusion zwar in alle Dimensionen des sozialen Zusam-

menlebens hinein, wie anfangs beschrieben findet der Begriff seinen Ursprung allerdings 

im internationalen Bildungsdiskurs „und wird in Deutschland gegenwärtig insbesondere im 

Zusammenhang mit Reformen des Bildungssystems diskutiert“ (Wansing, 2015, S. 43). Im 

Bildungskontext bezieht sich der Inklusionsbegriff im Wesentlichen auf die gemeinsame 

Betreuung, Bildung und Erziehung aller Kinder in einer Institution mit entsprechenden Rah-

menbedingungen, die flexibel auf die individuellen Bedürfnisse abgestimmt werden sowie 

auf die uneingeschränkte Teilhabe der Kinder innerhalb der Einrichtung, unabhängig ihrer 

individuellen Merkmale (vgl. Prengel, 2014, S. 18). Da der Fokus dieser Arbeit auf der Be-

trachtung von Inklusion in Bildungseinrichtungen des Elementarbereichs liegt, ist die Ver-

wendung des Begriffs ‚Inklusion‘ im Folgenden immer in Bezug auf das Bildungssystem 

und nicht gesamtgesellschaftlich zu verstehen. 

Um die Forderung nach Inklusion auf rechtlicher Ebene zu beleuchten, werden im Folgen-

den Kapitel die relevanten rechtlichen Aspekte der deutschen Gesetzgebung genauer be-

trachtet. 

3 Rechtliche Grundlagen zur Umsetzung von Inklusion 
in Kindertageseinrichtungen 

Die Umsetzung von Inklusion in Kindertageseinrichtungen ist eine gesellschaftliche und bil-

dungspolitische Aufgabe. In Deutschland gibt es eine Vielzahl an rechtlichen Grundlagen, 

aus denen der Anspruch auf ein inklusives Bildungssystem in diesem Bereich resultiert. 

Federführend ist hierbei die UN-BRK, welche durch die deutsche Gesetzgebung untermau-

ert wird. Im folgenden Unterkapitel wird deshalb auf diese Konvention und ihre Forderun-

gen, insbesondere in Bezug auf Inklusion in Kindertageseinrichtungen, eingegangen. Des 

Weiteren wird ein Einblick in die wesentlichen gesetzlichen Regularien der Bundesrepublik 

Deutschland geboten, in denen die Forderung nach der Umsetzung von Inklusion in Kin-

dertageseinrichtungen verankert ist. Abschließend werden die zentralen Rechtsgrundlagen 

für den Freistaat Bayern herausgearbeitet. Es ist anzumerken, dass durch dieses Kapitel 

lediglich ein exemplarischer Überblick über die wichtigsten rechtlichen Grundlagen aufge-

zeigt werden soll, eine vollständige Aufführung aller bestehender Rechts- und Gesetzesla-

gen würde den Rahmen dieser Arbeit überschreiten. 
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3.1 Forderungen der UN-Behindertenrechtskonvention 
Die UN-BRK wurde im Dezember 2006 durch die Generalversammlung der Vereinten Na-

tionen (UN) verabschiedet (vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, 2022). Diese 50 

Artikel umfassende Konvention ist das erste internationale Übereinkommen über die 

Rechte von Menschen mit Beeinträchtigung, welches den Schutz der Menschenrechte aus 

der Sicht von Menschen mit Beeinträchtigung regelt (vgl. Albers & Lichtblau, 2014, S. 9). 

Die UN-BRK definiert demnach keine neuen Rechte, sondern präzisiert und konkretisiert 

lediglich die bestehenden Menschenrechte für die Lebenssituation von Menschen mit Be-

einträchtigung (vgl. Wernstedt & John-Ohnesorg, 2011, S. 11). Mit der Umsetzung der Kon-

vention ist das Ziel verbunden, die Menschenrechte und Grundfreiheiten von Menschen mit 

Beeinträchtigung zu verwirklichen „sowie deren volle, wirksame und gleichberechtigte Teil-

habe am gesellschaftlichen Leben“ (Speck, 2011, S. 85) sicherzustellen. Hierfür soll ihre 

Diskriminierung in der Gesellschaft unterbunden und jegliche Barrieren abgebaut werden 

(vgl. Speck, 2011, S. 85). Alle Vertragsstaaten, die diesen Völkerrechtspakt auf nationaler 

Ebene ratifizieren, verpflichten sich, ihre Gesetzgebung „so auszurichten, dass die in der 

Konvention verankerten Rechte verwirklicht werden und eine gesellschaftliche Entwicklung 

in Gang gesetzt wird, die Menschen unabhängig von der Art und vom Schweregrad ihrer 

Behinderung als vollwertige und gleichberechtigte Bürgerinnen und Bürger ihres Landes 

anerkennt“ (Albers & Lichtblau, 2014, S. 9). Infolge der Unterzeichnung und Ratifizierung 

der UN-BRK durch die Bundesregierung, trat die UN-BRK am 26. März 2009 auch in 

Deutschland in Kraft (vgl. Hirschberg, 2011, S. 21). Seitdem gilt das Übereinkommen als 

ein verbindlicher Bestandteil der deutschen Rechtsordnung und hält die Bundesrepublik 

dazu an, ihre nationale Gesetzgebung so auszurichten, dass die in der UN-Konvention auf-

geführten Rechte und Bestimmungen schrittweise realisiert werden können (vgl. Albers, 

2012, S. 13 f.). 

Ein wesentlicher Bestandteil der Erklärung ist die Forderung nach einem inklusiven Bil-

dungssystem. In Art. 24 der UN-BRK heißt es im ersten Absatz der englischen Originalfas-

sung: „States Parties recognize the right of persons with disabilities to education. With a 

view to realizing this right without discrimination and on the basis of equal opportunity, 

States Parties shall ensure an inclusive education system at all levels and lifelong learning” 

(United Nations, 2006, S. 16). Die Vertragsstaaten erkennen demnach das Recht von Men-

schen mit Beeinträchtigung auf Bildung an und haben ein inklusives Bildungssystem auf 

allen Ebenen sowie lebenslanges Lernen zu gewährleisten. Dies wird durch 

Art. 24 Abs. 2 UN-BRK nochmal bekräftigt, der vorschreibt, dass Menschen nicht aufgrund 

einer Beeinträchtigung vom allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden dürfen. 

Vielmehr müssen die Vertragsstaaten laut Art. 24 Abs. 2 UN-BRK sicherstellen, dass Per-

sonen mit Beeinträchtigung freien Zugang zu einer inklusiven sowie hochwertigen Bildung 

haben, gleichberechtigt mit allen anderen Mitgliedern der Gesellschaft (vgl. United Nations, 
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2006, S. 17). Zur Verwirklichung dieses Rechts sind die Vertragsstaaten gemäß 

Art. 24 Abs. 3 und 4 der UN-BRK dazu angehalten, Menschen mit Beeinträchtigung inner-

halb des allgemeinen Bildungssystems die notwendige Unterstützung zu gewähren, damit 

diese hier teilhaben und partizipieren können. Das umschließt sowohl angemessene Vor-

kehrungen für die Bedürfnisse des/der Einzelnen als auch die Schulung der Mitarbeiter*in-

nen. (vgl. United Nations, 2006, S. 17, Abs. 2 und 4). 

Kindertageseinrichtungen erhalten in Art. 24 der UN-BRK zwar keine explizite Nennung 

(vgl. Körfer-Mommertz et al., 2012, S. 10), allerdings zeigt die Verwendung der Phrasen 

‚auf allen Ebenen‘ und ‚lebenslanges Lernen‘, „dass die Konvention von einem umfassen-

den Bildungsbegriff ausgeht“ (Krajewski & Bernhard, 2012, S. 166). Dieser erstreckt sich 

damit von der Elementarstufe über die Primar- und Sekundarschulstufe bis hin zur Hoch-

schul-, Berufs- und Erwachsenenbildung (vgl. Hess-Klein, 2016, S. 605). Diesem Verständ-

nis nach umfasst Art. 24 der UN-BRK laut Krajewski und Bernhard (2012) alle Institutionen 

und Einrichtungen, die im Bildungsbereich tätig sind und versteht Kindertageseinrichtungen 

als einen Teil des Bildungssystems, sofern sie einen Bildungsauftrag haben (vgl. S. 165). 

Außerdem ist die in Deutschland vorherrschende strikte institutionelle Trennung des Ele-

mentar- und Schulbereichs so international nicht üblich. Dementsprechend ist laut Prengel 

(2014) davon auszugehen, „dass der frühpädagogische Bereich nicht überall von vornhe-

rein ausgeschlossen werden soll, wenn in internationalen Dokumenten von Schule oder 

Schülerinnen und Schülern die Rede ist“ (S. 17). 

Die Anforderungen einer inklusiven vorschulischen Bildung fokussieren sich primär auf die 

Anerkennung der Heterogenität der Kinder und auf die Bereitstellung angemessener Rah-

menbedingungen (vgl. Friederich, 2013, S. 20). Eine Grundvoraussetzung bildet dabei, 

dass Kinder mit Beeinträchtigung nicht in separierten Gruppen oder Einrichtungen betreut 

werden, sondern durch das Bereitstellen entsprechender Mittel und Methoden individuell 

unterstützt und gefördert werden, sodass niemand vom allgemeinen Bildungssystem aus-

geschlossen wird (vgl. Schöb, 2013). Anders als der traditionelle Ansatz der Integration, 

welcher die Aufnahme einzelner Kinder mit Beeinträchtigung in das weitestgehend unver-

änderte Bildungssystem vorsieht, setzt das inklusive Bildungssystem demnach „einen uni-

versellen Einbezug aller Kinder in die gemeinsame Bildung, Erziehung und Betreuung“ 

(Lohmann et al., 2014, S. 55) voraus. Hierfür wird auf entsprechende grundlegende Refor-

men abgezielt (vgl. Wansing, 2015, S. 45). Diese müssen Anstöße für umfangreiche insti-

tutionelle Veränderungsprozesse beinhalten. Dabei müssen sowohl rechtliche Rahmenbe-

dingungen, organisationale Strukturen sowie das konkrete pädagogische Handeln kritisch 

hinterfragt und an die sich veränderten Rahmenbedingungen angepasst werden (vgl. 

Albers & Lichtblau, 2014, S. 9). Gemäß Albers (2012) bedeutet dies für die Praxis: „Nicht 

mehr die Frage danach, ob ein Kind aufgenommen werden kann, sondern vielmehr die 
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Frage, wie sich eine Einrichtung verändern muss, um ein Kind mit seinen individuellen Be-

dürfnissen aufnehmen zu können, muss im Vordergrund von konzeptioneller Arbeit und 

pädagogischem Handeln stehen“ (S. 14). Es gilt, die Bildung, Betreuung und Erziehung 

dem Kind individuell anzupassen und die Gestaltungsmöglichkeiten der Umgebung hierfür 

auszuschöpfen. Die Blickrichtung wendet sich damit ab von der Beeinträchtigung oder des 

Merkmals eines Kindes hin zu dem Ziel, allen Kindern Teilhabe, Chancengleichheit, soziale 

Gerechtigkeit sowie ein diskriminierungsfreies Umfeld zu ermöglichen (vgl. Albers, 2012, S. 

38). Dennoch ist es notwendig, die Vielfalt der Beeinträchtigungsformen zu berücksichtigen, 

denn Menschen mit einer komplexen Beeinträchtigung haben beispielweise „andere Be-

dürfnisse etwa im Hinblick auf Bildung, Barrierefreiheit oder Teilhabe […] als Menschen mit 

Körper- und Sinnesbehinderung“ (StMAS, 2014, S. 12). 

Abschließend muss noch erwähnt werden, dass die deutsche Fassung der UN-BRK „das 

Adjektiv ‚inklusiv‘ nicht übernommen hat, sondern als offiziellen Begriff den des ‚integrativen 

Bildungssystems‘ festgeschrieben hat“ (Speck, 2011, S. 60, Hervorhebung im Original). 

Kritische Stimmen halten dies für problematisch und monieren, dass die deutsche Überset-

zung nicht den Paradigmenwechsel im Bildungssystem anstößt, der mit der UN-BRK be-

zweckt werden soll und in internationalen Diskussionen kommunikative Barrieren schaffen 

würde (vgl. Aichele, 2008, S. 12; Degener, 2009, S. 211). In diesem Zusammenhang ist 

darauf hinzuweisen, dass die deutsche Übersetzung gemäß Art. 50 der Konvention auch 

nicht maßgebend für das Verständnis und die rechtliche Verbindlichkeit des Übereinkom-

mens ist. Mithilfe dieses Artikels regelt die UN-BRK selbst, welche Sprachfassungen rechts-

kräftig sind und legt hierfür Folgendes fest: „The Arabic, Chinese, English, French, Russian 

and Spanish texts of the present Convention shall be equally authentic“ (United Nations, 

2006, S. 31). Demzufolge ist auch die Bundesrepublik Deutschland zur Schaffung eines 

inklusiven Bildungssystems verpflichtet. Direkte Zitate aus dem Vertragstext werden in die-

ser Arbeit deshalb generell aus der englischen Originalfassung herangezogen. 

Wie zu Beginn dieses Unterkapitels erwähnt, ist die Bundesrepublik Deutschland aufgrund 

der Ratifizierung der Behindertenrechtskonvention dazu angehalten, die in dem Überein-

kommen anerkannten Rechte schrittweise in nationales Recht umzusetzen und zu gewähr-

leisten. Um dieser Anforderung gerecht zu werden, hat Deutschland bereits einige gesetz-

geberische Maßnahmen ergriffen und bestehende Rechtsgrundlagen verändert. Als Bei-

spiel ist hier das Bundesteilhabegesetz zu nennen. Es kann allerdings verzeichnet werden, 

dass auch unabhängig von der Ratifizierung der UN-BRK gesetzliche Bestimmungen in 

Deutschland bestanden und bestehen, die sich für die Gleichberechtigung von Menschen 

mit Beeinträchtigung und gegen deren Diskriminierung aussprechen. Damit ist in ihnen ein 

Anspruch auf Inklusion und in diesem Sinne auf ein inklusives Bildungssystem verankert. 

In den folgenden Unterkapiteln soll ein Überblick über die wichtigsten gesetzlichen Regula-
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rien für die Umsetzung der Forderungen der UN-BRK nach Inklusion in Bezug auf Kinder-

tageseinrichtungen in Deutschland und anschließend speziell denen im Freistaat Bayern 

geboten werden. 

3.2 Wichtige themenspezifische Rechtsgrundlagen in der Bun-
desrepublik Deutschland 

Zu den deutschen Rechtsgrundlagen, welche in einem direkten Bezug zur Forderung nach 

einem inklusiven Bildungssystem stehen, sind in erster Linie die Gesetze anzuführen, die 

sich gegen eine Benachteiligung sowie Diskriminierung von Menschen mit Beeinträchti-

gung aussprechen (vgl. Häcker, 2009, S. 20 f.). An erster Stelle ist hier das Grundgesetz 

für die Bundesrepublik Deutschland (GG) zu nennen, welches neben dem Schutz der Men-

schenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) und dem Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit 

(Art. 2 Abs. 1 GG) auch ein Diskriminierungsverbot beinhaltet. Als Grundrecht ist diesbe-

züglich in Art. 3 GG festgeschrieben, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind 

(Art. 3 Abs. 1 GG) und „niemand […] wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, 

seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religi-

ösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden [darf]“ 

(Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG). Seit 1994 ist in diesem Artikel außerdem ein expliziter Diskrimi-

nierungsschutz für Menschen mit Beeinträchtigung aufgeführt: „Niemand darf wegen seiner 

Behinderung benachteiligt werden“ (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG) (vgl. Die Bundesregierung, 

2014). Auch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) verfolgt das Ziel, „Benach-

teiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, 

der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Iden-

tität zu verhindern oder zu beseitigen“ (§ 1 AGG). In § 2 Abs. 1 Satz 7 AGG wird diesbe-

züglich explizit bestimmt, dass Benachteiligungen aus einem der in § 1 AGG aufgeführten 

Gründe im Bereich der Bildung unzulässig sind. Ergänzt werden das GG und AGG durch 

das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), welches sich zum Ziel setzt, „die Benachtei-

ligung von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen und zu verhindern sowie ihre gleich-

berechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbst-

bestimmte Lebensführung zu ermöglichen“ (§1 Abs. 1 BGG). In den einzelnen Bundeslän-

dern wurden hierfür entsprechende Landesgleichstellungsgesetze eingerichtet (vgl. 

Schweiker, 2017, S. 75). Obwohl diese drei Gesetzgebungen Kindertageseinrichtungen 

und das Bildungssystem nicht explizit aufgreifen, steht dennoch außer Frage, dass sie auch 

in diesem Bereich Anwendung finden. Das Prinzip der Gleichbehandlung steht hier klar im 

Vordergrund und verankert somit den Anspruch auf gleichberechtigte Teilhabe und Partizi-

pation von Kindern mit Beeinträchtigung im allgemeinen Bildungssystem.  

Darüber hinaus werden konkrete Rechtsansprüche von Kindern mit Beeinträchtigung im 

Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) und SGB IX geregelt. Als Teil der Kinder- und 
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Jugendhilfe sind Kindertageseinrichtungen formal kein Teil des Bildungs-, sondern des So-

zialsystems und damit der Grundorientierung und den Zielen des SGB VIII verpflichtet (vgl. 

Kobelt Neuhaus, 2020, S. 210). Mit dem SGB VIII „hat die Bundesregierung einen deutsch-

landweit einheitlichen gesetzlichen Rahmen für die Bildung, Betreuung und Erziehung von 

Kindern in Kindertageseinrichtungen und in der Tagespflege bereitgestellt“ (Albers & 

Lichtblau, 2014, S. 41). In § 22a Abs. 4 SGB VIII wurde der Inklusionsgedanke der UN-BRK 

als Soll-Bestimmung explizit aufgenommen: „Kinder mit Behinderungen und Kinder ohne 

Behinderungen sollen gemeinsam gefördert werden. Die besonderen Bedürfnisse von Kin-

dern mit Behinderungen und von Kindern, die von Behinderung bedroht sind, sind zu be-

rücksichtigen“. Zusätzlich bestimmt § 35a SGB VIII die Eingliederungshilfe für Kinder und 

Jugendliche mit seelischer Behinderung oder drohender seelischer Behinderung und hält 

in Abs. 4 Satz 2 fest, dass „heilpädagogische Maßnahmen für Kinder, die noch nicht im 

schulpflichtigen Alter sind, in Tageseinrichtungen für Kinder zu gewähren [sind] und lässt 

der Hilfebedarf es zu, so sollen Einrichtungen in Anspruch genommen werden, in denen 

behinderte und nicht behinderte Kinder gemeinsam betreut werden“. Des Weiteren regelt 

das SGB IX die Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigung. Gemäß 

§ 1 Satz 1 SGB IX erhalten „Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte 

Menschen […] Leistungen […], um ihre Selbstbestimmung und ihre volle, wirksame und 

gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu 

vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken“. Den besonderen Bedürfnissen von Kindern mit 

Beeinträchtigung und von Beeinträchtigung bedrohter Kinder wird gemäß 

§ 1 Satz 2 SGB IX dabei Rechnung getragen. Noch näher bestimmt § 4 Abs. 3 SGB IX, 

dass „Leistungen für Kinder mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte Kinder […] 

so geplant und gestaltet [werden], dass nach Möglichkeit Kinder nicht von ihrem sozialen 

Umfeld getrennt und gemeinsam mit Kindern ohne Behinderungen betreut werden können“.  

Zusammenfassend kann den hier dargestellten Gesetzen entnommen werden, dass die 

Forderungen der UN-BRK in der deutschen Gesetzgebung durchaus aufgegriffen werden. 

3.3 Wichtige themenspezifische Rechtsgrundlagen in Bayern 
Die wesentlichen Regelungen zur Umsetzung inklusiver vorschulischer Bildung sind im 

Freistaat Bayern insbesondere im Bayerischen Behindertengleichstellungsgesetz 

(BayBGG) und dem BayKiBiG verankert. In Anlehnung an das BGG fordert das BayBGG 

in Art. 1 Abs. 2 eine grundlegende „Gleichberechtigung sowie volle und wirksame Teilhabe 

in allen Lebensbereichen von Menschen mit Behinderung“. Diesen Anspruch betont auch 

das BayKiBiG und konkretisiert ihn für Kinder mit Beeinträchtigung in Art. 12. Dieser wurde 

2012 im Rahmen gesetzlicher Änderungen des BayKiBiG eingeführt und orientiert sich an 

den Vorgaben des Art. 24 UN-BRK: „Kinder mit Behinderung und solche, die von einer Be-

hinderung bedroht sind, sollen in einer Kindertageseinrichtung gemeinsam mit Kindern 
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ohne Behinderung betreut und gefördert werden, um ihnen eine gleichberechtigte Teilhabe 

am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen“ (Art. 12 Abs.1 BayKiBiG). Bekräftigt wird die-

ser Anspruch durch Art. 6 Abs. 1 Satz 2 und Art. 7 Satz 2 BayKiBiG, welcher konkret vor-

schreibt, dass bei der Bedarfsplanung die Bedürfnisse von Kindern mit Beeinträchtigung 

nach einer Betreuung in einer wohnortnahen Kindertageseinrichtung zu berücksichtigen 

sind. Obwohl das BayKiBiG auch nach der Novellierung durchgehend von Integration statt 

von Inklusion spricht, bekennt sich der Gesetzgeber inhaltlich durchaus zum Inklusionskon-

zept (vgl. Bernhard, 2016, S. 220). In Art. 11 Abs. 1 BayKiBiG wird das pädagogische Per-

sonal in Kindertageseinrichtungen aufgefordert, „alle Kinder entsprechend der Vielfalt des 

menschlichen Lebens unterschiedslos in die Bildung- und Erziehungsprozesse [einzubin-

den] und jedes Kind entsprechend seinen Bedürfnissen individuell [zu] fördern“. Damit 

schreibt das BayKiBiG eine Ausrichtung an einem inklusiven Leitbild vor und führt dies in 

der Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes 

(AVBayKiBiG) konkret aus:  

Die Arbeit des pädagogischen Personals basiert auf dem Konzept der Inklusion und 

Teilhabe, das die Normalität der Verschiedenheit von Menschen betont, eine Aus-

grenzung anhand bestimmter Merkmale ablehnt und die Beteiligung ermöglicht. Kin-

der mit und ohne Behinderung werden nach Möglichkeit gemeinsam gebildet, erzo-

gen und betreut sowie darin unterstützt, sich mit ihren Stärken und Schwächen ge-

genseitig anzunehmen. Alle Kinder werden mit geeigneten und fest im Alltag der Ein-

richtung integrierten Beteiligungsverfahren darin unterstützt, ihre Rechte auf Selbst-

bestimmung, Mitbestimmung und Mitwirkung an strukturellen Entscheidungen sowie 

ihre Beschwerdemöglichkeiten in persönlichen Angelegenheiten wahrzunehmen. 

(§ 1 Abs. 3 AVBayKiBiG) 

Ergänzend zum BayKiBiG wurde im Herbst 2005 der Bayerische Bildungs- und Erziehungs-

plan für Kinder in Tageseinrichtungen bis zur Einschulung (BayBEP) eingeführt, der bis 

heute regelmäßig überarbeitet wird. Er „stellt ein politisch-gesellschaftliches ‚Instrument‘ 

dar, mit dessen Hilfe eine hohe Bildungsqualität in allen Bildungsorten und für alle Kinder 

gesichert werden soll“ (StMAS, 2019, S. XII). Der BayBEP stützt sich auf die Leitgedanken 

der Inklusion und stellt das Kind mit seinen individuellen Bedürfnissen, Kompetenzen und 

Rechten in den Mittelpunkt des Bildungsgeschehens. Dabei ist laut BayBEP die Vielfalt der 

Kinder anzuerkennen und ihre Unterschiede in beispielsweise Geschlecht, Kultur oder Ent-

wicklung bedürfen besonderer Aufmerksamkeit und Wertschätzung (vgl. StMAS, 2019, S. 

21). Im Sinne der UN-BRK formuliert der BayBEP außerdem den Anspruch an die Bildungs-

einrichtungen, „sozialer Ausgrenzung angemessen zu begegnen und allen Kindern faire, 

gleiche und gemeinsame Lern- und Entwicklungschancen zu bieten […]. [Er] sieht vor, dass 

alle Kinder […] nach Möglichkeit dieselbe Bildungseinrichtung besuchen und gemeinsames 

Leben und Lernen erfahren“ (StMAS, 2019, S. 21). Eingeleitet wird der BayBEP durch die 
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Bayerischen Leitlinien für die Bildung und Erziehung von Kindern bis zum Ende der Grund-

schulzeit, zu deren wichtigsten Anliegen „die Weiterentwicklung von Bildungseinrichtungen 

zu inklusiven Einrichtungen zählt“ (Staatsinstitut für Frühpädagogik und Medienkompetenz, 

2017).  

Aus den oben dargestellten Rechtsgrundlagen ergibt sich eine deutliche Forderung nach 

der Umsetzung von Inklusion in Kindertageseinrichtungen. Im folgenden Kapitel wird nun 

ein erster Blick auf die Auswirkungen der gesetzlichen Ansprüche in der Praxis geworfen 

und hierfür die aktuelle Umsetzung der Betreuung von Kindern mit Beeinträchtigung in bay-

erischen Kindertageseinrichtungen anhand der Literatur herausgearbeitet.  

4 Aktuelle Umsetzung der Betreuung von Kindern mit 
Beeinträchtigung in bayerischen Kindertageseinrich-
tungen 

Um die Zielsetzungen der oben beschriebenen Rechtsansprüche erfüllen zu können, „ha-

ben sich in der frühpädagogischen Praxis verschiedene Formen der gemeinsamen Bildung, 

Betreuung und Erziehung von Kindern mit und ohne Behinderung etabliert“ (Albers, 2012, 

S. 9). Von den 9850 Kindertageseinrichtungen, die 2021 in Bayern verzeichnet wurden, 

arbeiten 3329 Einrichtungen integrativ (vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik, 2021, S. 

10 f.).2 Laut dem StMAS (2014) hat sich insbesondere das Grundmodell der Einzelintegra-

tion durchgesetzt. Im Rahmen der Einzelintegration werden Kinder mit Beeinträchtigung auf 

Antrag der Eltern in einer ‚Regeleinrichtung‘ aufgenommen, da Eltern das Recht haben, 

eine Kindertageseinrichtung frei zu wählen. Sie haben somit auch einen Anspruch auf einen 

Platz in Einrichtungen, in denen bisher keine integrativen Gruppen bestehen (vgl. Kießling, 

2014, S. 75). Bei den gewählten Institutionen handelt es sich zumeist um eine wohnortnahe 

Kindertageseinrichtung (vgl. Breyer & Breyer, 2017, S. 26). Auf diese Weise wird die gleich-

berechtigte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft ermöglicht und die soziale Einbindung 

des Kindes unterstützt. Bestehende Freundschaften können aufrechterhalten werden und 

es besteht die Möglichkeit neue Freundschaften mit Kindern aus der alltäglichen Umgebung 

zu knüpfen (vgl. Albers, 2012, S. 10). 

Diese Form der Integration ist zwar unverzichtbar, um ein flächendeckendes Angebot an 

integrativen Plätzen in Kindertageseinrichtungen sicherzustellen (vgl. Heimlich, 2013, S. 

15), hier „ergibt sich jedoch schnell eine additive Situation […] [und die] Integration besteht 

dann häufig aus einem räumlichen Bei- oder Nebeneinander; Interaktion, soziales Einge-

bundensein und emotionales Wohlbefinden kommen weniger in den Blick“ (Hinz, 2011b, S. 

 
2 Bezüglich der Statistik, auf die sich hier bezogen wird, ist darauf hinzuweisen, dass der hier ver-
wendete Begriff ‚Kindertageseinrichtungen‘ nicht nur, wie in dieser Arbeit, Krippen und Kindergärten 
umschließt, sondern vermutlich auch Horte und Häuser für Kinder miteinbezogen wurden. 
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19). In der Praxis gilt diese Form deshalb als Einstieg in die integrative Arbeit, denn viele 

Kindertageseinrichtungen gründen nach der Aufnahme eines Kindes mit Beeinträchtigung 

häufig integrative Gruppen und entwickeln sind langfristig zu integrativen Einrichtungen wei-

ter (vgl. Heimlich, 2013, S. 15; StMAS, 2014, S. 19). Als integrative Kindertageseinrichtun-

gen werden in Bayern Kinderkrippen, Kindergärten, Horte und Häuser für Kinder verstan-

den, „die von bis zu einem Drittel, mindestens aber von drei behinderten oder von Behin-

derung bedrohten Kindern besucht werden“ (Art. 2 Abs. 3 BayKiBiG). Anders als bei der 

Einzelintegration existiert in diesen Einrichtungen eine grundsätzlich integrative Ausrich-

tung der gemeinsamen Bildung, Betreuung und Erziehung der Kinder in allen Gruppen (vgl. 

Albers, 2012, S. 9). 

Um den spezifischen Bedürfnissen der Kinder gerecht zu werden, ist sowohl bei der Ein-

zelintegration als auch bei integrativen Kindertageseinrichtungen eine Reduzierung der 

Gruppengröße sowie eine Erhöhung des Personalschlüssels vorgesehen. Außerdem er-

halten die Kinder regelmäßig spezielle Förderangebote vor Ort durch externe Fachdienste 

(vgl. Sarimski, 2012, S. 10 f.). In der Regel sind diese Unterstützungsmaßnahmen aber 

noch nicht institutionell gegeben, sondern werden erst durch einen verbindlichen Rechts-

anspruch gewährleistet (vgl. Schweiker, 2017, S. 223). Die Verantwortung für diese Maß-

nahmen ist auf eine Vielzahl von Leistungssystemen aufgeteilt, wie beispielsweise die ge-

setzliche Krankenversicherung, Bildungseinrichtungen oder die Kinder- und Jugendhilfe be-

ziehungsweise die Sozialhilfe (vgl. Kobelt Neuhaus, 2020, S. 213). Demzufolge gestaltet 

sich auch der Prozess der Beantragung und Inanspruchnahme dieser Leistungen äußerst 

kompliziert und ist, abhängig vom jeweiligen Bezirk, der Einrichtung und dem Kind, in seiner 

Ausführung sehr individuell. Im Folgenden wird deshalb lediglich ein Überblick über we-

sentliche Voraussetzungen und Ansprüche in Bayern gegeben, da eine differenzierte und 

vollumfängliche Darstellung der Praxis den vorgesehenen Umfang dieser Arbeit überschrei-

ten würde. Es muss allerdings bedacht werden, dass es darüber hinaus noch weitere Re-

gelungen gibt. 

In Bayern erfolgt die Finanzierung integrativer Angebote, abhängig vom individuellen Be-

darf des einzelnen Kindes, durch Leistungen aus dem BayKiBiG sowie gegebenenfalls zu-

sätzlich aus dem SGB VIII und SGB IX im Rahmen der Eingliederungshilfe (vgl. Bezirk 

Oberfranken, 2022, S. 2). Die sogenannten Leistungen zur Eingliederungshilfe müssen 

durch die Erziehungsberechtigten beim zuständigen Bezirk beantragt werden. Laut dem 

SGB IX erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe allerdings nur „Menschen mit Behinde-

rungen im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 und 2, die wesentlich in der gleichberechtigten 

Teilhabe an der Gesellschaft eingeschränkt sind (wesentliche Behinderung) oder von einer 

solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind“ (§ 99 Abs. 1 SGB IX). Als Voraussetzung 

für die Gewährung der Leistungen ist deshalb eine offizielle Feststellung einer Beeinträch-



21 
 

tigung notwendig. Dies erfolgt durch eine interdisziplinäre Diagnostik, welche „die fachspe-

zifische (z.B. kinderärztliche, entwicklungsneurologische und heilpädagogische) Diagnostik 

sowie die Feststellung einer wesentlichen bzw. drohenden Behinderung nach [§ 2 SGB IX] 

miteinander verbinden“ (Albers & Lichtblau, 2014, S. 41) soll. Neben Antrag und Diagnose 

müssen außerdem ein, von der Einrichtung verfasster, Förderplan sowie ein Entwicklungs-

bericht eingereicht werden. Durch diese Dokumente soll der Förderbedarf begründet und 

konkrete Zielsetzungen im Rahmen der Förderung festgehalten werden (vgl. Landesar-

beitsgemeinschaft der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege in Bayern, 2016, S. 2). Wird 

dem Antrag auf Eingliederungshilfe stattgegeben, handelt die Einrichtung eine Leistungs- 

und Entgeltvereinbarung mit dem Bezirk aus, in der die individuellen Leistungen der Ein-

gliederungshilfe, beschrieben werden, welche das Kind erhalten soll (vgl. StMAS, 2016, S. 

1; Wirts et al., 2015, S. 31 f.). In der Regel werden für jedes Kind mit Beeinträchtigung bis 

zu 50 Fachdienststunden pro Kindergartenjahr bewilligt, die durch geeignetes Personal, wie 

zum Beispiel Psycholog*innen, Sozialpädagog*innen oder Heilpädagog*innen, geleistet 

werden (vgl. Bezirk Oberfranken, 2022, S. 3). Die Leistungs- und Entgeltvereinbarung bildet 

außerdem die Voraussetzung für Art. 21 Abs.5 BayKiBiG. In diesem ist der Anspruch ver-

ankert, dass „für jedes Kind mit einer Behinderung im Sinne von [§ 2 SGB IX] vom Frei-

staat und der Gemeinde jeweils die kindbezogene Förderung mit dem Gewichtungsfaktor 

4,5 gewährt“ (StMAS, 2016, S. 1, Hervorhebung im Original) wird. Gemäß dieser Förderung 

zählt jedes betreute Kind mit Beeinträchtigung wie 4,5 ‚Regelkinder‘. Hiermit wird der Ein-

richtung die Möglichkeit geboten, Personalstunden aufzustocken, neues Personal einzu-

stellen oder die Gruppengröße zu reduzieren. So soll dem erhöhten Bedarf an Betreuung, 

Bildung und Erziehung Rechnung getragen werden (vgl. StMAS, 2014, S. 19). Zusätzlich 

kann bei integrativen Kindertageseinrichtungen gemäß Art. 2 Abs. 3 BayKiBiG „im Einver-

nehmen zwischen Träger und Gemeinde der Gewichtungsfaktor über 4,5 hinaus erhöht 

werden (4,5 + x)“ (StMAS, 2016, S. 1, Hervorhebung im Original). Dadurch sollen zusätz-

liche Personalkosten abgedeckt sowie geeignete Rahmenbedingungen sichergestellt und 

die selbstbestimmte Teilhabe aller Kinder ermöglicht werden (vgl. Breyer & Breyer, 2017, 

S. 29).  

Infolge der rechtlichen Rahmenbedingungen ist zum jetzigen Zeitpunkt die Gewährung zu-

sätzlicher personeller und materieller Ressourcen für die Aufnahme von Kindern mit Beein-

trächtigung in eine pädagogische Einrichtung fest an eine formelle Bedarfsdiagnose als 

Berechtigungsnachweis gebunden (vgl. Schweiker, 2017, S. 222; Wocken, 2017, S. 9). Bil-

dungswissenschaftler bezeichnen diesen Mechanismus als ‚Etikettierungs-Ressourcen-Di-

lemma‘, da dem Erhalt notwendiger Unterstützungsmaßnahmen immer die Etikettierung 

der Kinder als ‚Kinder mit Beeinträchtigung‘ im Sinne von § 2 Abs. 1 SGB IX vorausgeht 

(vgl. Wirts et al., 2015, S. 8; Wocken, 2017, S. 8 f.). Dadurch besteht die Gefahr, dass die 



22 
 

Kinder durch das diagnostische Labeling stigmatisiert und „durch Zuschreibungen und Nor-

mierungen behindert“ (Platte, 2016, S. 271) werden. Dies widerspricht dem Leitgedanken 

der Inklusion, denn wie in Kapitel 2.2 erörtert, verlangt Inklusion „eine solche Etikettierungs-

praxis und das damit verbundene Schubladendenken zu überwinden, indem von ressour-

cen- statt defizitorientierten Ansätzen ausgegangen wird“ (Schmitt, 2014, S. 29). Durch das 

bestehende System wird allerdings häufig vermehrt und schneller ein Förderbedarf bei Kin-

dern diagnostiziert, da die Etikettierung in Form von Förderressourcen belohnt wird (vgl. 

Lichtblau, 2016, S. 6). Laut Albers (2012) beschreibt das Etikettierungs-Ressourcen-Di-

lemma damit „den Widerspruch von pädagogischem Anspruch und der durch Verwaltungs-

hürden geprägten Praxis“ (S. 15). 

Diesem Kapitel zufolge, sind in Bayern Bemühungen zur gemeinsamen Bildung, Betreuung 

und Erziehung von Kindern mit und ohne Beeinträchtigung bereits „zu einem festen Be-

standteil des […] Bildungs- und Betreuungswesens im Elementarbereich geworden“ (Kieß-

ling, 2014, S. 75). Dies zeigt sich vor allem im quantitativen Ausbau des integrativen Ange-

bots (vgl. Platte, 2016, S. 270). Nach Albers und Lichtblau (2014) verharrt das Bildungssys-

tem aufgrund der geltenden gesetzlichen Rahmenbedingungen jedoch auf der Stufe der 

Integration. Zudem zeigen die zu Beginn dieses Kapitels erwähnten Zahlen von 2021, dass 

erst knapp ein Drittel der Kindertageseinrichtungen integrativ arbeitet. Wie in Kapitel 3.1 

dargestellt, erhielten aber „im Zuge der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention 

durch Deutschland […] alle Kindertageseinrichtungen den gesetzlichen Auftrag, sich zu in-

klusiven Bildungseinrichtungen weiterzuentwickeln und Kinder mit (drohender) Behinde-

rung zu betreuen“ (Wölfl et al., 2017, S. 27). Inklusion begrenzt sich außerdem nicht darauf, 

dass Kinder mit Beeinträchtigung aufgenommen werden. Vielmehr ist „eine gelingende Um-

setzung von Inklusion im Sinne von echter Teilhabe von Kindern mit Behinderungen […] in 

Kindertageseinrichtungen nur mit den entsprechenden Rahmenbedingungen“ (Wölfl et al., 

2017, S. 17) möglich. Insbesondere die pädagogische Qualität gilt dabei als ein entschei-

dender Prüfstein bei der erfolgreichen Umsetzung von Inklusion in Kindertageseinrichtun-

gen und demnach auch für erfolgreiche Bildungs- und Lernprozesse aller Kinder (vgl. 

Heimlich & Ueffing, 2020, S. 192). Diese Rahmenbedingungen und die damit verbundenen 

konkreten Qualitätsmerkmale gelingender Inklusion werden deshalb im folgenden Kapitel 

näher betrachtet. 

5 Wesentliche Qualitätsebenen für eine gelungene Um-
setzung von Inklusion 

Allein die Aufnahme von Kindern mit Beeinträchtigung in Kindertageseinrichtungen gewähr-

leistet noch keine qualifizierte und qualitativ hochwertige Betreuung und Förderung der Kin-

der (vgl. Kießling, 2014, S. 76 f.). Häufig sind die Gruppen zu groß oder die Anzahl und 



23 
 

Qualifikation der pädagogischen Fachkräfte nicht ausreichend, um den Bedürfnissen der 

Kinder gerecht zu werden (vgl. Sarimski, 2012, S. 17). Außerdem findet zwar in der Regel 

eine individuelle und gezielte Förderung der Kinder statt, allerdings oft separiert und losge-

löst vom Gruppenalltag, was wiederum eine Entfremdung der Kinder untereinander bewir-

ken kann (vgl. Kron, 2006). 

Damit die Qualität der pädagogischen Arbeit mit der in Kapitel 4 angesprochenen quantita-

tiven Weiterentwicklung des integrativen Angebotes Schritt halten kann und um die Ansprü-

che eines inklusiven Bildungssystems im Elementarbereich erfüllen zu können, muss eine 

Veränderung der gesamten Organisation ‚Kindertageseinrichtung‘ angestrebt werden (vgl. 

Heimlich, 2015, S. 17). Hierfür müssen in Bezug auf die physischen Strukturen, Ressourcen 

und Kompetenzen entsprechende Rahmenbedingungen geschaffen werden, was sowohl 

mit einer Umstrukturierung der organisatorischen Belange als auch mit der Sensibilisierung 

und Weiterentwicklung der Fachkräfte einhergehen muss (vgl. Haug, 2008, S. 48; Lohmann 

et al., 2014, S. 49). Die Umsetzung von Inklusion ist laut Heimlich und Ueffing (2020) dem-

nach „als Veränderungsprozess auf mehreren Ebenen zu verstehen“ (S. 192), die ineinan-

dergreifen müssen, um eine gemeinsame Bildung, Betreuung und Erziehung ohne Aus-

schluss ermöglichen zu können. In der einschlägigen Literatur haben sich diesbezüglich 

sogenannte Mehrebenenmodelle der inklusiven Pädagogik beziehungsweise der Inklusi-

onsentwicklung etabliert, die entscheidende Rahmenbedingungen und Qualitätsmerkmale 

für eine gelungene Umsetzung von Inklusion näher beschreiben (vgl. hierzu z.B. Albers, 

2012; Heimlich, 2013; Heimlich & Ueffing, 2020; Prengel, 2014, 2020). Diese Modelle kön-

nen damit als Orientierung für die praktische Umsetzung des von der UN-BRK geforderten 

inklusiven Bildungssystems auf der Ebene der Kindertageseinrichtungen herangezogen 

werden. Eine Erläuterung der erforderlichen Maßnahmen aller potenzieller Qualitätsebe-

nen, ist im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich. Deshalb werden in diesem Kapitel fünf 

Ebenen aus den verschiedenen Mehrebenenmodellen herausgearbeitet und zum Zweck 

der Analyse differenziert dargestellt. Es ist darauf hinzuweisen, dass alle Qualitätsebenen 

eng zusammenhängen und sich wechselseitig bedingen, beeinflussen sowie intensivieren 

können (vgl. Preuß, 2018, S. 83 ff.). Zudem sind die nachfolgend beschriebenen Ebenen 

nicht als zwingende Voraussetzung für eine gelungene Umsetzung von Inklusion zu verste-

hen, sondern bilden vielmehr begünstigende und hilfreiche Bedingungen (vgl. Hinz, 2011a, 

S. 59).  

Im Rahmen dieser Arbeit werden die Ebenen allerdings als Maßstab herangezogen, um die 

aktuelle Umsetzung in den befragten Kindertageseinrichtungen bewerten zu können. Aus 

diesem Grund werden sie zur Erstellung des Interviewleitfadens aufgegriffen und die Ebe-

nen anschließend mit den Aussagen der Interviewten verglichen. 
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Institutionelle Ebene: Laut Prengel (2014, S. 29), beginnt Inklusion mit institutioneller In-

tegration, denn der gemeinsame Besuch einer Bildungseinrichtung bildet die zentrale Vo-

raussetzung für inklusives pädagogisches Handeln. In diesem Sinne sind ausnahmslos alle 

Kinder in eine sozialräumlich nahe Kindertageseinrichtung aufzunehmen, wodurch ihnen 

die Möglichkeit auf Teilhabe an der Gemeinschaft mit den Gleichaltrigen am Wohnort ge-

boten wird (vgl. Haug, 2008, S. 43). In der Einrichtung haben die Kinder mit ihren individu-

ellen Bedürfnissen den Mittelpunkt zu bilden und die pädagogischen Fachkräfte „sicherzu-

stellen, dass die individuellen Bedürfnisse aller Kinder wahrgenommen und darauf bezo-

gene Angebote sowie angemessene Vorkehrungen im pädagogischen Sinne vorgehalten 

werden“ (Heimlich & Ueffing, 2020, S. 194). Hierfür sollen sich die Kindertageseinrichtun-

gen, als Bildungseinrichtung für alle Kinder, an den durch die UN-BRK geprägten Leitbe-

griffen wie Teilhabe, Chancengleichheit und Inklusion orientierten (vgl. Albers & Lichtblau, 

2014, S. 14). Der entscheidende Schritt hin zu einer inklusiven Einrichtung wird allerdings 

erst dann vollzogen, wenn sich diese Leitbegriffe auch in der Einrichtungskonzeption wider-

spiegeln (vgl. Heimlich & Ueffing, 2020, S. 195). Die Konzeption gilt als zentraler Grund-

pfeiler der pädagogischen Arbeit und sichert die Bildungs- und Erziehungsarbeit in der Ein-

richtung maßgeblich ab (vgl. StMAS, 2019, S. 27). Deshalb ist in der Praxis eine kontinu-

ierliche Entwicklung der Konzeption unerlässlich (vgl. Heimlich & Ueffing, 2020, S. 195). In 

einem jährlichen Rhythmus ist das pädagogische Konzept zu evaluieren und bei Bedarf 

weiterzuentwickeln. An diesem Prozess sind sowohl die Fachkräfte als auch der Träger und 

die Kinder mit ihren Familien zu beteiligen (vgl. Albers & Lichtblau, 2014, S. 14). Einen 

weiteren wichtigen Punkt auf institutioneller Ebene bildet die Reduzierung der Gruppen-

größe. Laut Breyer und Breyer (2017) wirkt sich diese nicht nur auf die Betreuung und För-

derung der Kinder mit Beeinträchtigung positiv aus, „sondern muss bei der starken Indivi-

dualisierung der Kinder auch für Kinder ohne Behinderung als großer Vorteil angesehen 

werden, da es den Pädagoginnen [sic] möglich wäre, den Blick stärker auf einzelne Kinder 

zu richten“ (S. 28). Darüber hinaus macht es die gemeinsame Bildung, Erziehung und Be-

treuung von Kindern mit und ohne Beeinträchtigung notwendig, in externe interprofessio-

nelle Kooperationen zu investieren. Dies wird sogar von Seiten der Gesetzgebung im Rah-

men der §§ 22 Abs. 2 S. 2 und 22a Abs. 2 SGB VIII ausdrücklich betont. Hierfür ist der Auf-

bau eines übergreifenden „regionalen Netzwerkes im Sinne eines support system“ 

(Heimlich & Ueffing, 2020, S. 196, Hervorhebung im Original) unerlässlich. Als potenzielle 

ambulante Beratungs- und Unterstützungssysteme sind als Beispiele der Einrichtungsträ-

ger, die Familien der Kinder, Frühförderstellen sowie sonderpädagogische Förderzentren 

und sozialpädiatrischen Zentren zu nennen. Aber auch das Jugendamt und andere Bil-

dungseinrichtungen, wie Grundschulen oder Kindertageseinrichtungen, die ebenfalls inklu-

siv arbeiten, gelten als wichtige Experten, deren Wissen es zu nutzen gilt (vgl. Heimlich & 

Ueffing, 2020, S. 196). Es muss allerdings darauf geachtet werden, dass die, durch die 
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verschiedenen Professionen erbrachten Leistungen nicht additiv nebeneinanderstehen und 

ablaufen. Vielmehr muss die Zusammenarbeit von der Interdisziplinarität auf die Stufe der 

Transdisziplinarität gehoben werden (vgl. Fischer, 2014, S. 271 ff.). Es gilt, die einzelnen 

Teilbereiche miteinander zu koordinieren und zu einem ganzheitlichen Konzept zu verknüp-

fen (StMAS, 2019, S. 143). Nur durch einen kontinuierlichen Austausch über die Entwick-

lung und den daraus resultierenden Bedürfnissen des Kindes, ist es möglich, eine qualitativ 

hochwertige sowie koordinierte und vernetze Förderung sicherzustellen (vgl. Breyer & 

Breyer, 2017, S. 29).  

Professionelle Ebene: Bei der Implementation einer inklusiven Praxis in Kindertagesein-

richtungen kommt dem Team der frühpädagogischen Fachkräfte eine wesentliche Bedeu-

tung zu. Entsprechend dem menschenrechtlich begründeten Leitbild (vgl. Institutionelle 

Ebene) der Einrichtung ist eine gemeinsame und einheitliche Verständigung über den In-

klusionsbegriff „und die damit verbundenen Konsequenzen für das pädagogische Handeln“ 

(Albers & Lichtblau, 2014, S. 11) unabdingbar. Dies erfordert eine ständige Auseinander-

setzung mit der eigenen Haltung und gemeinsame Reflexionsprozesse zu inhaltlichen und 

prozessualen Fragen (vgl. Hinz, 2011a, S. 60). Das Team muss hinter seiner gemeinsamen 

Grundsatzentscheidung zur inklusiven Arbeit stehen und „die Zusammenarbeit innerhalb 

des Teams durch einen gut funktionierenden Informationsfluss, kollegiale Unterstützung 

und kontinuierliche Fortbildungen“ (Arbeitsgemeinschaft Niederbayern/Oberpfalz, 2020, S. 

13, Hervorhebung im Original) sicherstellen. Einen zentralen Punkt können hierbei regel-

mäßige Besprechungen bilden, die nicht nur die Planung von inklusiven pädagogischen 

Angeboten umfassen, sondern auch Raum für gemeinsame Fallbesprechungen und För-

derplanungen bieten sollen (vgl. Heimlich & Ueffing, 2020, S. 195). Durch den kontinuierli-

chen Austausch wird die pädagogische Arbeit sowie die interne Koordination stetig reflek-

tiert und die daraus gezogenen Erkenntnisse können zur Weiterentwicklung genutzt werden 

(vgl. Albers, 2012, S. 16). Ergänzt werden sollte der Prozess zudem durch Fach- und Pra-

xisberatungen (vgl. Prengel, 2020, S. 40). Darüber hinaus dienen Fort- und Weiterbildungs-

maßnahmen der gemeinsamen Qualitätsentwicklung im Team und tragen zur „Sensibilisie-

rung der Mitarbeiter im Hinblick auf bislang unerkannte Barrieren und der Bereitschaft, sie 

abzubauen“ (Dittrich, 2013, S. 152) bei. Dies gilt insbesondere für Wissensdefizite über die 

Entwicklung und Bedürfnisse von Kindern mit Beeinträchtigung (vgl. Lohmann et al., 2014, 

S. 74). Des Weiteren besteht die Notwendigkeit nach einer erhöhten Personalausstattung 

mit verschiedenen professionellen Kompetenzen, um alle Kinder entsprechend ihrer Vielfalt 

wahrzunehmen und das Förderangebot differenziert auf ihre individuellen Bedürfnisse aus-

zurichten (vgl. Heimlich, 2015, S. 24 f.). Die Qualität der pädagogischen Arbeit hängt hierbei 

insbesondere vom Ausbildungsniveau der Fachkräfte ab (vgl. Schmitt, 2014, S. 36). Im 

Rahmen von inklusiven Kindertageseinrichtungen soll deshalb in multiprofessionellen 
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Teams gearbeitet und Erzieher*innen durch beispielsweise Sonder-, Sozial- sowie Heilpä-

dagog*innen unterstützt werden. Laut Lohmann (2014) können „durch unterschiedliche 

Perspektiven auf die Entwicklung des Kindes […] individuelle Bedürfnisse und ggf. Beein-

trächtigungen früher erkannt werden sowie Hilfen effektiver geplant werden“ (S. 88). Anders 

als bei den integrativen Formen, die in Kapitel 4 beschrieben wurden, soll diese multipro-

fessionelle pädagogische Grundausstattung im Rahmen eines inklusiven Settings verläss-

lich sowie unabhängig von einer individuellen Vorab-Diagnostik bestehen und im Sinne der 

Prävention allen Kindern der Einrichtung zugutekommen (vgl. Deutsche UNESCO-Kom-

mission, 2018, S. 4).  

Interpersonelle Ebene: Die Beziehung zwischen den pädagogischen Fachkräften und den 

zu betreuenden Kindern gilt als Herzstück der inklusiven frühpädagogischen Arbeit. Grund-

legend ist dabei insbesondere eine Halt gebende Beziehung, die auf wechselseitiger Aner-

kennung fußt (vgl. Prengel, 2020, S. 41). Die Anerkennung des einzelnen Kindes kommt 

nach Prengel (2020) durch die Wahrnehmung der Person sowie „im Engagement für ihre 

soziale, kreative und kognitive Potentialentfaltung, im Bemühen um einen individuell best-

möglichen Entwicklungs- und Lernerfolg und im Verzicht auf Diskriminierung und Etikettie-

rung“ (S. 41 f.) zum Ausdruck. Daneben bildet aber auch die Beziehung zwischen den Kin-

dern einen zentralen Faktor der inklusiven Pädagogik. Im Rahmen der gemeinsamen Bil-

dung, Betreuung und Erziehung, lernen die Kinder in ihrer wichtigsten Sozialisationsphase 

die Unterschiedlichkeiten aller Menschen als Selbstverständlichkeit und Bereicherung ken-

nen und lassen dadurch Vorurteile erst gar nicht entstehen (vgl. StMAS, 2014, S. 12). Diese 

Peer-Beziehungen entstehen allerdings in der Regel nicht allein durch das Zusammensein 

der Kinder. Vielmehr muss dieser komplexe (Interaktions-)Prozess durch die pädagogi-

schen Fachkräfte angeleitet und begleitet werden (vgl. Fritzsche, 2002, S. 98 ff.). 

Interaktionelle Ebene: Das gemeinsame Spiel zwischen den Kindern mit ihren unter-

schiedlichen Fähigkeiten, Interessen und Bedürfnissen bildet den Kern des inklusiven Bil-

dungsprozesses in Kindertageseinrichtungen (vgl. Heimlich, 2015, S. 24 f.; Heimlich & 

Ueffing, 2020, S. 194). Für die Kultivierung einer guten Peer-Beziehung und inklusiver 

Gruppenarbeit bedarf es allerdings der pädagogischen Begleitung und Unterstützung durch 

die Fachkräfte, da es im kindlichen Spiel oftmals auch zu Prozessen der Exklusion kommen 

kann, in denen einzelnen „Kindern der Zugang zu Spielhandlungen verwehrt wird“ (Albers 

& Lichtblau, 2014, S. 14). Es ist die Aufgabe des pädagogischen Personals diese Ausgren-

zungsmechanismen zu verhindern, indem sie die Spiel- und Lernsituationen zwischen den 

Kindern aufmerksam begleiten und Ausgrenzungen gegebenenfalls entgegenwirken (vgl. 

Lohmann et al., 2014, S. 73). Unterstützend können hierfür gruppenübergreifende Regeln 

und Rituale eingeführt werden, in denen sowohl Anleitungen zur Selbstachtung und Aner-

kennung der anderen Kinder als auch Partizipationsstrukturen verankert sind (vgl. Prengel, 
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2020, S. 41). Damit soll die Fürsorge für das Wohlbefinden der Kinder und Mitarbeiter*innen 

sichergestellt werden. Für eine vollumfängliche Teilhabe und Partizipation am Gruppenge-

schehen muss außerdem der Zugang zu allen Aktivitäten und eine barrierefreie Kommuni-

kation mit entsprechenden Unterstützungssystemen, Hilfsmitteln und Materialien ermög-

licht werden. 

Räumliche Ebene: Damit das gemeinsame Spielen und Lernen der Kinder gelingen kann, 

sind geeignete räumliche Rahmenbedingungen dringend notwendig (vgl. Heimlich, 2015, 

S. 25). Neben einer angemessenen Ausstattung an Räumlichkeiten, steht hierbei an obers-

ter Stelle die Barrierefreiheit auf allen Ebenen. Es muss gewährleistet werden, dass sich 

alle Kinder möglichst sicher, frei und selbstständig bewegen können. Dementsprechend 

müssen nicht nur bauliche Hindernisse und Gefahrenquellen entfernt, sondern auch akus-

tische, visuelle sowie taktile Unterstützungssysteme geschaffen werden. Diese Anforderun-

gen gelten dementsprechend auch für den Außenbereich der Einrichtung (vgl. Wirts et al., 

2015, S. 47 ff.). Hinsichtlich des Spielmaterials ist auf ein multisensorisches und anregungs-

reiches Angebot zu achten, welches jedem Kind die Möglichkeit zur Identifikation bietet (vgl. 

Heimlich, 2015, S. 25). Außerdem muss die Barrierefreiheit der Spielmaterialien gegeben 

sein. Dies umschließt sowohl die Handhabbarkeit der einzelnen Gegenstände als auch de-

ren Platzierung. Es bedarf einem gesicherten und einfachen Zugang zu den Materialien, 

damit alle Kinder diese selbstständig erreichen können. Die räumliche Ausstattung und das 

Material sind regelmäßig zu verändern beziehungsweise weiterzuentwickeln und flexibel an 

die individuellen Bedürfnisse und Interessen der Kinder anzupassen (vgl. Wirts et al., 2015, 

S. 46 f.). 

Es könnten noch viele weitere Faktoren aufgezählt werden, die zur Umsetzung einer inklu-

siven Praxis in Kindertageseinrichtungen beitragen würden. Grundsätzlich dienen aber alle 

Qualitätsebenen einer gemeinsamen Orientierung und Grundlage (vgl. Prengel, 2020, S. 

40). Im Sinne der Inklusion muss jede Kindertageseinrichtung Standards genügen, nach 

denen jedes Kind, unabhängig individueller Merkmale, aufgenommen werden kann. Dabei 

kann allerdings nicht von einheitlichen Standards ausgegangen werden. Vielmehr muss die 

Einrichtung bei Bedarf in der Lage sein, ihre Rahmenbedingungen flexibel und ohne Ver-

zögerungen an die Bedürfnisse der einzelnen Kinder anzupassen (vgl. Albers, 2012, S. 

117). Um zusätzliche Ressourcen mobilisieren zu können, ist deshalb eine dynamische 

Kooperation mit Kostenträgern und Leistungserbringern notwendig (vgl. Albers, 2012, S. 

29). Diese Ressourcen umfassen beispielsweise ergänzende fachliche Kompetenzen, die 

Bereitstellung von Hilfsmitteln sowie die Beseitigung von Barrieren (vgl. Kobelt Neuhaus, 

2020, S. 213). Die gelungene Umsetzung von Inklusion verlangt demzufolge strukturelle 

Veränderungen auf allen Ebenen und stetige Bemühungen um die Weiterentwicklung der 
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Einrichtung und aller Beteiligten. Nur so können die auf der UN-BRK basierenden Rechts-

ansprüche nach einem inklusives Bildungssystem langfristig und qualitativ hochwertig um-

gesetzt werden (vgl. Hinz, 2011a, S. 62). Grundlage all dieser Prozesse bildet die Finan-

zierung der Einrichtung. Deshalb sollte diese in angemessener und ausreichender Form 

sichergestellt werden. 

Nachdem in den vorangegangenen Kapiteln die theoretische Grundlage der Thematik dar-

gelegt wurde, wird im Folgenden die im Rahmen dieser Arbeit durchgeführte Erhebung vor-

gestellt und ausgewertet. Hierfür wird in Kapitel 6 zunächst ein Einblick in die Forschungs-

grundlage geboten, indem die Ausgangslage auf Basis der beschriebenen Theorie zusam-

mengefasst wird und anschließend die Forschungsfragen formuliert werden. 

6 Forschungsgrundlage 
Wie in Kapitel 3.1 dargestellt, bildet das Inkrafttreten der UN-BRK einen Meilenstein für die 

Konkretisierung der Rechte von Menschen mit Beeinträchtigung. In Art. 24 UN-BRK wird 

das Recht auf Bildung für alle deklariert und Bildungsinstitutionen damit vor die Aufgabe 

gestellt, den Forderungen nach einem inklusiven Bildungssystem auf allen Ebenen nach-

zukommen. Das bedeutet, dass die Forderung nach Integration und die damit verbundene 

Anpassung von Menschen mit Beeinträchtigung an das Bildungssystem der Forderung 

nach einer Anpassung des Bildungssystems an die individuellen Bedürfnisse von Men-

schen mit Beeinträchtigung weicht (vgl. Kap 2.2.2; Faber & Roth, 2010, S. 1193 ff.). Bei der 

Umsetzung kommt insbesondere den Kindertageseinrichtungen, als erste Station im Pro-

zess des lebenslangen Lernens, eine Schlüsselposition zu. Wie in den Kapiteln 3.2 und 3.3 

beschrieben, wird der Anspruch auf die Umsetzung von Inklusion in Kindertageseinrichtun-

gen sowohl durch die Gesetzgebung der Bundesrepublik Deutschland als auch durch die 

spezifischen Regularien im Freistaat Bayern unterstützt und die Umsetzung von Inklusion 

gefordert. Kapitel 4 zeigt, dass in Bayern Bemühungen zur Umsetzung von Inklusion bereits 

Bestandteil der Elementarbildung geworden sind. Allerdings setzen laut dem Bayerischen 

Landesamt für Statistik (2021) erst etwa ein Drittel der Kindertageseinrichtungen diese For-

derungen aktiv um. Zudem werden sie durch die geltenden gesetzlichen Regelungen stark 

beeinflusst, da neben den in Kapitel 3 beschriebenen Regularien, die den Anspruch auf 

Inklusion in Kindertageseinrichtungen klar hervorheben, weiterhin Gesetze existieren, die 

die Gewährung zusätzlicher Ressourcen für die Betreuung von Kindern mit Beeinträchti-

gung in besagten Einrichtungen fest an eine Bedarfsdiagnose binden. Die rechtlichen Rah-

menbedingungen und Verwaltungshürden erschweren so den Prozess der Inklusion und es 

ergibt sich das Etikettierungs-Ressourcen-Dilemma (vgl. Kapitel 4). Gemäß dem durch die 

UN-BRK verankerten Anspruch auf ein inklusives Bildungssystem, muss sich ein Kind das 

Recht auf Inklusion aber weder verdienen noch erkämpfen (vgl. Sapon-Shevin, 1999, S. 4). 
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Vielmehr ist es Ziel der Inklusion, dass jede Kindertageseinrichtung auf Grundlage adäqua-

ter und flexibler Rahmenbedingungen in der Lage ist, jedes Kind unabhängig seiner spezi-

fischen Merkmale und individuellen Bedürfnisse aufzunehmen. Wie in Kapitel 5 beschrie-

ben, erfordert dies eine Umstrukturierung des ganzen Systems ‚Kindertageseinrichtung‘. 

Es konnte demnach gezeigt werden, dass eine Diskrepanz zwischen der gesetzlichen For-

derung nach Inklusion in Kindertageseinrichtungen und der derzeitigen Umsetzung in Bay-

ern besteht. Auf dieser Grundlage stellen sich nun die folgenden Forschungsfragen: 

Wie werden die Forderungen der UN-BRK nach einem inklusiven Bildungssystem 

aktuell in bayrischen Kindertageseinrichtungen umgesetzt? 

Wie schätzen sich die Kindertageseinrichtungen selbst ein? 

Welcher Handlungsbedarf besteht, um die Umsetzung weiter zu fördern? 

In den folgenden Kapiteln wird zunächst das methodische Vorgehen zur Beantwortung der 

Forschungsfragen erläutert. Anschließend werden die Ergebnisse der durchgeführten Er-

hebung dargestellt und diskutiert. 

7 Methodisches Vorgehen 
Für die Beantwortung der eben aufgeführten Forschungsfragen wurde ein qualitatives For-

schungsdesign gewählt. Die qualitative Sozialforschung „hat den Anspruch, Lebenswelten 

‚von innen heraus‘ aus der Sicht der handelnden Menschen zu beschreiben. Damit will sie 

zu einem besseren Verständnis sozialer Wirklichkeit(en) beitragen und auf Abläufe, Deu-

tungsmuster und Strukturmerkmale aufmerksam machen" (Flick et al., 2013, S. 14). In die-

sem Sinne werden im Rahmen dieser Arbeit Leitungskräfte als Expert*innen aus dem Be-

reich der Elementarbildung zum aktuellen Stand der Umsetzung von Inklusion in ihrer je-

weiligen Einrichtung interviewt.  

Mit diesem Kapitel soll ein Einblick in das Vorgehen und die Durchführung der Untersu-

chung gegeben werden. Hierfür wird zunächst die Erhebungsmethode näher erläutert und 

darauf aufbauend folgen die Beschreibungen der Stichprobe, der Interviewdurchführung 

und der Auswertung. 

7.1 Beschreibung der Erhebungsmethode 
Als Erhebungsmethode wurde für die vorliegende Arbeit das Leitfadeninterview gewählt. 

Der Interviewablauf basiert hierbei auf einem im Voraus systematisch entwickelten Leitfa-

den, bei dem keine Antwortmöglichkeiten vorgegeben werden (vgl. Scholl, 2015, S. 68). 

Für die Erstellung werden vor Beginn der Untersuchung relevante Aspekte des Untersu-

chungsgegenstandes auf einer theoretischen Grundlage identifiziert und in Form von Fra-

gen zu einem Interviewleitfaden zusammengefasst (vgl. Stangl, 2022). Die Fragen werden 

so formuliert, dass sie die subjektiven Sichtweisen der Befragten zulassen ohne Antworten 
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zu suggerieren (vgl. Vogt & Werner, 2014, S. 10). Mithilfe des Leitfadens kann sichergestellt 

werden, dass alle zentralen Aspekte angesprochen und eine Vergleichbarkeit der Inter-

views hergestellt wird (vgl. Stangl, 2022). Grundsätzlich ist ein Leitfaden in seinem Umfang 

und Standardisierung variabel, allerdings enthält er laut Helfferich (2019) „immer als optio-

nale Elemente (Erzähl-)Aufforderungen, explizit vorformulierte Fragen, Stichworte für frei 

formulierbare Fragen und/oder Vereinbarungen für die Handhabung von dialogischer Inter-

aktion für bestimmte Phasen des Interviews“ (S. 670). Als halbstrukturiertes Interview kann 

der Wortlaut der Fragen entsprechend verändert und auch die Reihenfolge der Fragen an 

den individuellen Verlauf der Gespräche angepasst werden. Ebenso kann auf Fragen ver-

zichtet werden, die bereits durch vorherige Aussagen des/der Proband*in beantwortet wur-

den. Damit sind die Strukturen des Interviews flexibel anpassbar und der Interviewverlauf 

ergibt sich aus der Interaktion zwischen den Befragten und der interviewenden Person. 

Dennoch hat der/die Interviewer*in mithilfe des Leitfadens die Möglichkeit das Gespräch in 

eine konkrete Richtung zu lenken. (vgl. Stangl, 2022). 

Als Sonderform des Leitfadeninterviews wurde in dieser Arbeit ein Experteninterview durch-

geführt, um bereichsspezifische Aussagen mit hohem Informationsgehalt zu generieren 

(vgl. Scholl, 2015, S. 69). 

Die Erstellung des Leitfadens orientierte sich an den Forschungsfragen und hierfür insbe-

sondere an den in Kapitel 5 formulierten Qualitätsebenen für eine gelungene Umsetzung 

von Inklusion. Auf dieser Basis wurde der Leitfaden, entsprechend dem von der Soziologin 

Cornelia Helfferich entwickelten ‚SPSS-Prinzip‘, erstellt. Das bedeutet, es wurden zunächst 

möglichst viele Fragen zusammengetragen, die anschließend hinsichtlich des Forschungs-

interesses, ihrer Offenheit und auf implizierte Erwartungen kritisch geprüft und gegebenen-

falls gestrichen wurden. Daraufhin wurden die Fragen nach inhaltlichen Oberthemen sor-

tiert. Abschließend wurde für jedes Oberthema ein Erzählimpuls gesucht, unter dem die 

übrigen Fragen subsumiert wurden (vgl. Helfferich, 2019, S. 677 f.). Der Leitfaden besteht 

aus insgesamt zehn Erzählimpulsen, die aufeinander aufbauend angeordnet wurden. Der 

vollständige Leitfaden ist Anhang 1 zu entnehmen.  

Ergänzt wird der Interviewleitfaden durch einen soziodemografischen Fragebogen, welcher 

Anhang 2 entnommen werden kann. Mittels dieses Fragebogens sollen sowohl relevante 

soziodemografische Daten der befragten Personen ermittelt, aber auch wesentliche Hinter-

grundinformationen über die Einrichtung erhoben werden. Hierbei wurde sich auf kurze und 

präzise Fragestellungen beschränkt.  

Zur Überprüfung des Leitfadens, wurde mit der Einrichtungsleitung einer integrativen Kin-

derkrippe ein Pretest durchgeführt. Auf dieser Grundlage wurde der Leitfaden im Anschluss 

kritisch reflektiert, entsprechend angepasst und final überarbeitet. 
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7.2 Auswahl und Beschreibung der Stichprobe 
Die Wahl der Interviewpartner*innen fiel entsprechend der Forschungsfragen auf Leitungs-

kräfte von bayerischen Kindertageseinrichtungen, da anzunehmen ist, dass sie, als Reprä-

sentant*innen für die Handlungs- und Sichtweisen ihrer Einrichtungen, das notwendige 

Fachwissen und den besten Einblick in die Thematik dieser Arbeit haben. Um aussagekräf-

tige Antworten auf die themenspezifischen Fragen zu erhalten, benötigen die Inter-

viewpartner*innen allerdings ein grundlegendes Verständnis bezüglich der Inklusionsthe-

matik. Aus Kapitel 4 geht jedoch hervor, dass sich noch nicht alle Kindertageseinrichtungen 

mit dem Thema Inklusion auseinandersetzen. Laut Werding et al. (2014, S. 221) beschäfti-

gen sich tendenziell eher integrative Kindertageseinrichtungen mit der Thematik ‚Inklusion‘ 

und passen ihre Konzepte teilweise dementsprechend an. Aus diesem Grund beschränkt 

sich die Stichprobe dieser Untersuchung auf bereits integrativ arbeitende Kindertagesein-

richtungen. Es kann außerdem davon ausgegangen werden, dass die Einrichtungsleitun-

gen aufgrund ihrer Expertise ihre Arbeit gut einschätzen und reflektieren können. 

Für die Akquise der Gesprächspartner*innen wurden einschlägige Internetseiten gesichtet, 

die einen Überblick über das Angebot an integrativ arbeitenden Kindertageseinrichtungen 

in Bayern bieten. Insgesamt wurden die Leitungen von 15 Einrichtungen in Form einer E-

Mail kontaktiert und um die Teilnahme an der Untersuchung gebeten (siehe Anhang 3). Die 

Stichprobe besteht aus den insgesamt sieben Einrichtungsleitungen, die sich bereiterklärt 

haben, an der Befragung teilzunehmen. Bei den Kindertageseinrichtungen handelt es sich 

um vier Kindergärten, eine Kinderkrippe und zwei Einrichtungen die Kinder ab zwei Mona-

ten bis zur Einschulung betreuen. Damit ergeben sich verschiedene Ausgangssituationen 

und Sichtweisen für die Umsetzung inklusiver Bildung und Erziehung (vgl. Werding et al., 

2014, S. 218). Alle befragten Kindertageseinrichtungen befinden sich in Großstädten. Fi-

nanziert werden die Einrichtung vorwiegend über ihren Träger, die Stadt, ihren Bezirk sowie 

den Freistaat Bayern. Des Weiteren bilden Elternbeiträge und Fördergelder wichtige Finan-

zierungsquellen. In den befragten Kindertageseinrichtungen werden zwischen 15 und 121 

Kindern betreut, wobei in vier Einrichtungen die Anzahl unter 50 liegt. Lediglich eine Ein-

richtung nimmt über 100 Kinder auf. Daraus ergibt sich für die Stichprobe eine ausgewo-

gene Mischung aus großen und kleinen Kindertageseinrichtungen. Bis auf zwei Einrichtun-

gen bestehen alle Institutionen seit über zehn Jahren und eine davon bereits seit über 30 

Jahren. Die Kindertageseinrichtungen bewegen sich im Rahmen des Betreuungsschlüssels 

überwiegend zwischen einem Schlüssel von 1:05,0 und 1:10,0. Den niedrigsten Betreu-

ungsschlüssel hat Einrichtung Sechs mit einem Schlüssel von 1:03,0.  

Bei den Leitungsfachkräften selbst handelt es sich um Frauen im Alter zwischen 38 und 53 

Jahren. Zwei der Interviewpartnerinnen haben ein Studium zur Kindheitspädagogin abge-

schlossen und die anderen fünf eine Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin. Alle 

Einrichtungsleitungen haben zudem Zusatzqualifikationen erworben. Hervorzuheben sind 
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hierbei Leitungskraft Vier, Fünf und Sieben, welche Weiterbildungen im Themenbereich der 

Inklusion absolviert haben.  

Die detaillierten Ergebnisse der soziodemografischen Fragebögen sind Anhang 4 zu ent-

nehmen. 

7.3 Beschreibung der Interviewdurchführung 
Die Interviews fanden innerhalb einer Woche statt, sodass alle Befragungen so vergleich-

bar wie möglich gestaltet werden konnten. Um die Interviewsituation nicht durch eine Mit-

schrift zu stören, wurden die Interviews mit einem Aufnahmegerät aufgezeichnet. Hierfür 

wurden den Interviewpartnerinnen im Vorfeld eine Datenschutzerklärung (siehe Anhang 5) 

und eine Einwilligungserklärung (siehe Anhang 6) vorgelegt. Mithilfe dieser Instrumente 

konnte ihnen die anonyme Behandlung der personenbezogenen und sensiblen Daten zu-

gesichert sowie ihre Einwilligung zur Weiterverarbeitung der Daten schriftlich eingeholt wer-

den. Während fünf der Befragungen persönlich in den jeweiligen Kindertageseinrichtungen 

stattfinden konnten, mussten zwei der Interviews aufgrund der durch die Covid-19-Pande-

mie bedingten Hygienemaßnahmen online als Videotelefonat durchgeführt werden. Die In-

terviews vor Ort fanden in Büro- oder Besprechungsräumen statt, ohne die Anwesenheit 

weiterer Personen. Aufgrund der räumlichen Situation musste Interview Fünf allerdings an 

einem öffentlichen Platz neben der Kindertageseinrichtung durchgeführt werden. Durch die 

Anwesenheit von Passanten wurde das Gespräch mehrmals gestört und die Konzentration 

der Interviewpartnerin stark beeinträchtigt. Die anderen Interviews konnten ohne Ablenkun-

gen und in einer weitgehend störungsfreien Umgebung geführt werden. Es gab bei fast 

allen Befragungen kurzzeitige Unterbrechungen aufgrund von Telefonaten oder Störungen 

durch das Personal. Diese hatten allerdings in keinem Interview eine negative Auswirkung 

auf den Gesprächsfluss. Alle Befragten waren aufgeschlossen und konnten sich gut auf 

das Interview einlassen. Die Antworten waren dementsprechend bei allen Interviewpartne-

rinnen ausführlich und detailreich. Die Erzählweisen waren überwiegend konzentriert und 

es konnten in keinem der Gespräche schwierige Passagen festgestellt werden. Insgesamt 

kann damit die Interviewatmosphäre bei allen Befragungen als angenehm beschrieben wer-

den. Allerdings ist beim ersten Interview anzumerken, dass die befragte Leitungskraft äu-

ßerst nervös war und deshalb schnell redete, wodurch das Interview verhältnismäßig kurz 

ausfiel. Die Dauer der Interviews reichte von 16 Minuten bis zu einer Stunde. Im Nachgang 

wurde jedes Interview mithilfe eines Interviewprotokolls (siehe Anhang 7) reflektiert. 

7.4 Beschreibung der Auswertung 
Für die Auswertung der Interviews wurden diese zunächst verschriftlich und anschließend 

mittels der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring ausgewertet. Das Vorgehen wird in 

den folgenden beiden Unterkapiteln genauer erläutert. 
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7.4.1 Transkription 

Für die Transkription der Interviews wurde sich am Transkriptionssystem von Kuckartz et 

al. (2008) orientiert. Demnach erfolgte die Transkription wörtlich in leichter Sprachglättung. 

Dialekte wurden nicht übernommen, sondern in das Hochdeutsche übersetzt. Fehlerhafter 

Satzbau, Verzögerungen, umgangssprachliche Ausdrucksweisen und Wortwiederholungen 

wurden beibehalten. Abgebrochene Sätze und Wörter wurden mit ‚/‘ kenntlich gemacht. 

Des Weiteren wurden unverständliche Wörter und Satzpassagen mit ‚[…]‘ gekennzeichnet. 

Die Zeichensetzung wurde, entsprechend den deutschen grammatikalischen Regeln, er-

gänzt. Alle Angaben, die Rückschlüsse auf die befragte Person, die Einrichtung sowie er-

wähnte Personen oder Orte erlauben, wurden anonymisiert und maskiert. Außerdem wur-

den Pausen ab fünf Sekunden durch Auslassungspunkte ‚(…)‘ markiert sowie Lautäuße-

rungen wie Lachen in Klammern und Störungen unter Angabe der Ursache in eckigen 

Klammern notiert. Zustimmende Signale wurden transkribiert, sofern diese den Redefluss 

der anderen Person unterbrachen. In den Transkripten wurde „die interviewende Person 

[…] durch ein ‚I‘, die befragte Person durch ein ‚B‘, gefolgt von ihrer Kennnummer, gekenn-

zeichnet“ (Kuckartz et al., 2008, S. 27). Die Transkripte der Interviews sind in Anhang 9 im 

Ordner ‚Transkripte‘ zu finden. 

7.4.2 Qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring 

Die Auswertung des niedergeschriebenen Tonmaterials erfolgte anhand der qualitativen 

Inhaltsanalyse nach Philipp Mayring (2002). Den Kern dieser Methode bildet ein theoriege-

leitetes, am Interviewmaterial entwickeltes Kategoriensystem. Mithilfe von Kategorien wird 

hierbei das Datenmaterial regelgeleitet zerlegt, systematisch bearbeitet und ausgewertet 

(vgl. Mayring, 2002, S. 114). Auf diese Weise sollen aus der Fülle des Materials ausschließ-

lich diejenigen Aspekte herausgefiltert werden, welche für die Beantwortung der For-

schungsfragen wichtig sind (vgl. Vogt & Werner, 2014, S. 48). Grundsätzlich besteht das 

Kategoriensystem aus Ober- und Unterkategorien. Oberkategorien beschreiben einen für 

die Auswertung und Interpretation relevanten Kernaspekt und können durch Unterkatego-

rien in weitere Teilaspekte aufgefächert werden. Beide Kategorienformen können „sowohl 

deduktiv als auch induktiv gebildet werden. Deduktiv bedeutet, dass die Kategorien aus der 

Theorie abgeleitet werden […], induktive Kategorien werden hingegen aus dem Material 

selbst entwickelt […]. Beide Verfahren der Kategorienentwicklung können (müssen aber 

nicht) miteinander kombiniert werden“ (Vogt & Werner, 2014, S. 54). Nach Erstellung des 

Kategoriensystems werden die Interviews mit Blick auf die Fragestellung schrittweise 

durchgearbeitet und alle relevanten Textstellen der entsprechenden Kategorie zugewiesen 

(vgl. Vogt & Werner, 2014, S. 51 ff.). Für eine exakte Zuordnung ist es notwendig, die ein-

zelnen Kategorien trennscharf zu halten. Hierfür muss klar definiert werden, was die Kate-
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gorien genau umfassen. Deshalb beinhaltet ein Kategoriensystem neben den Kategorien-

bezeichnungen auch explizite Definitionen dieser sowie Ankerbeispiele und bei Abgren-

zungsprobleme noch entsprechende Codierregeln (vgl. Mayring, 2002, S. 118 ff.). 

Für das Kategoriensystem der vorliegenden Arbeit wurden die Kategorien sowohl deduktiv 

als auch induktiv gebildet. Ein Teil der Oberkategorien wurde bereits im Voraus anhand der 

in Kapitel 5 beschriebenen Qualitätsebenen festgelegt, sodass die aktuelle Umsetzung von 

Inklusion in den Kindertageseinrichtungen bewertet werden kann. Auch die übrigen Ober-

kategorien wurden deduktiv gebildet und orientieren sich am Interviewleitfaden. Die Unter-

kategorien wurden induktiv auf Grundlage des Interviewmaterials gebildet. Dazu wurden 

alle Transkripte gesichtet und erste Auffälligkeiten und Ideen notiert (vgl. Kuckartz et al., 

2008, S. 33 ff.). Bei diesem Prozess wurden zudem die Oberkategorien überarbeitet und 

an das vorhandene Datenmaterial angepasst. Hierbei wurde die Kategorie ‚Kinder mit Be-

einträchtigung‘ ergänzt. Thematisch ist diese zwar der ‚Institutionellen Ebene‘ zuzuordnen, 

aufgrund ihres Umfangs und ihrer elementaren Bedeutung für die Thematik dieser Arbeit, 

wird sie im Folgenden allerdings eigenständig betrachtet. Außerdem wurde die Oberkate-

gorie ‚Interpersonelle Ebene‘ aus dem Kategoriensystem entfernt, da den Interviews hierzu 

keine konkreten Aussagen entnommen werden konnten. Nach diesen Anpassungen wur-

den Ankerbeispiele festgelegt und das Kategoriensystem damit fertiggestellt (siehe Anhang 

8). Anschließend wurden alle relevanten Passagen aus den Interviews den entsprechenden 

Kategorien zugeordnet und in einer Tabelle festgehalten (siehe Anhang 9, Codierungssys-

tem).  

8 Ergebnisse der Befragung  
Die Ergebnisse der Befragung wurden in folgende Oberkategorien unterteilt: ‚Kinder mit 

Beeinträchtigung‘, ‚Institutionelle Ebene‘, ‚Professionelle Ebene‘, ‚Interaktionelle Ebene‘, 

‚Räumliche Ebene‘, ‚Übergeordnete Einschätzung des aktuellen Standes‘ und ‚Handlungs-

bedarf und Forderungen‘. Diese werden in den folgenden Unterkapiteln dargestellt sowie 

interpretiert und diskutiert.  

8.1 Darstellung der Ergebnisse 
Aufgrund des begrenzten Rahmens dieser Arbeit ist es nicht möglich, das gesamte Daten-

material detailliert aufzuführen. Deshalb werden die Inhalte der Oberkategorien im Folgen-

den stark komprimiert dargestellt sowie einige Unterkategorien zusammengefasst. Dabei 

wird sich auf die für die Forschungsfragen relevanten Aussagen begrenzt. Die ausführlichen 

Ergebnisse sind, wie in Kapitel 7.4.2 bereits erwähnt, dem Codierungssystem in Anhang 9 

zu entnehmen. 
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8.1.1 Kinder mit Beeinträchtigung 

Aufnahme in die Einrichtung 
Alle befragten Einrichtungsleitungen geben an, frequentiert Anfragen zur Aufnahme von 

Kindern mit Beeinträchtigung zu erhalten. Die Spanne reicht hierbei von fünf Anfragen im 

Jahr bis zu zwei Anfragen pro Woche. Allerdings können zwei der Leitungskräfte keine ge-

naue Anzahl nennen, sondern verweisen hier auf die Abhängigkeit bei der Vermittlung 

durch das Gesundheitsamt, Kliniken und Frühförderstellen. Während sechs der Einrichtun-

gen gemäß Art. 2 Abs. 3 BayKiBiG als integrative Einrichtung gelten, arbeitet eine der Kin-

dertageseinrichtungen in Form der Einzelintegration. Damit erhält diese Einrichtung zwar 

weniger Bezuschussungen, ist jedoch freier in der Belegung der Integrativplätze. Derzeit 

sind hier acht von zehn möglichen Plätzen besetzt. Allerdings weist die Leitung darauf hin:  

Wenn ich jetzt in einer Gruppe ein Integrativkind habe, das voll bezuschusst wird und 

zwei habe, die halbbezuschusst werden, wo ich merke, da ist […] die Förderung nicht 

so, dass man nicht ganz so viel braucht, dann nehmen wir durchaus oft auch noch 

ein Kind mehr auf, weil wir sonst unser Personal nicht finanzieren können. (I. 3, 816 

ff.) 

Die anderen Einrichtungen betreuen mindestens drei Kinder mit Beeinträchtigung. Hier dür-

fen die vorhandenen Plätze allerdings nur bis zu einem Drittel mit Kindern mit Beeinträchti-

gung besetzt werden. Dabei muss ein Teil der Einrichtungen genau ein Drittel aufnehmen, 

da bei Unterschreitung dieser Grenze die finanziellen Mittel gekürzt beziehungsweise die 

Einrichtungen bei einer Überschreitung, aus der durch das BayKiBiG geregelten Finanzie-

rung fallen würden. Der andere Teil gibt an, hier wesentlich flexibler agieren zu können: 

„Wenn wir unter einem Drittel haben, ist [das] kein Thema“ (I. 7, 114). In diesen Einrichtun-

gen wird die Entscheidung über die Anzahl der Aufnahmen häufig individuell von den je-

weiligen Kindern und ihrer Beeinträchtigungsform sowie der bestehenden Gruppenkonstel-

lation abhängig gemacht. Einen weiteren Faktor bildet zudem die zeitliche Verzögerung bei 

der Bewilligung des Integrationsplatzes. Bei der Aufnahme von Kindern mit Beeinträchti-

gung geben zwei der Einrichtungsleitungen an, nach Möglichkeit jedes Kind unabhängig 

seiner Diagnose aufzunehmen und die Rahmenbedingungen den individuellen Bedürfnis-

sen entsprechend anzupassen. Gleichzeitig weisen sie jedoch darauf hin, aufgrund der ge-

gebenen Bedingungen an Grenzen zu stoßen und bestimmte Kinder nicht aufnehmen zu 

können.  

Grenzen der Möglichkeiten  
Die Mehrheit der befragten Einrichtungsleitungen gibt an, eine stetige Weiterentwicklung 

voranzutreiben, „aber es gibt einfach auch Grenzen, die nicht leistbar sind“ (I. 3, 127 f.). Bei 

diesen Grenzen handelt es sich bei den meisten Einrichtungen um bestehende Rahmen-

bedingungen, wie Räumlichkeiten, das Angebot an Therapie, die Gruppengröße sowie die 
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Personalausstattung. Aufgrund dieser Gegebenheiten kann in den Einrichtungen nicht je-

des Kind betreut werden, da sich beispielsweise die Barrierefreiheit nicht auf alle Beein-

trächtigungsformen erstreckt oder eine Eins-zu-eins-Betreuung mit den personellen Res-

sourcen nicht sichergestellt werden kann. Darüber hinaus ist es vielen Einrichtungen nicht 

möglich, Kinder mit einer Schwerstmehrfachbeeinträchtigung aufzunehmen, da mit den vor-

handenen Rahmenbedingungen keine qualitativ hochwertige Betreuung sichergestellt wer-

den könnte. Von der Mehrheit der Einrichtungen werden außerdem Kinder ausgeschlossen, 

die beatmet werden, im Wachkoma sind oder durch eine Sonde ernährt werden. Ge-

sprächspartnerin Drei begründet dies wie folgt: „[Da] die einfach ja fachlich eine andere 

Betreuung bräuchten, die wirklich vielleicht Fachkräfte bräuchten im medizinischen Bereich, 

was wir nicht leisten können“ (I. 3, 105 ff.). In zwei Einrichtung wird außerdem eine Grenze 

gezogen, wenn Kinder aufgrund ihres Verhaltens im Gruppensystem nicht zurechtkommen 

oder von der Gruppengröße überfordert sind. Grundsätzlich wird in den Einrichtungen zu-

dem viel Wert auf eine ausgewogene Gruppenzusammensetzung gelegt und nur ungern 

mehrere Kinder mit der gleichen Beeinträchtigungsform in einer Gruppe betreut, wenn diese 

eine intensive Betreuung benötigen. Hierbei wird insbesondere auf Kinder mit Autismus-

Spektrums-Störung hingewiesen. Einrichtungsleitung Sieben berichtet zudem, dass in ihrer 

Einrichtung aufgrund einer besonderen Förderung ausschließlich Stadtkinder aufgenom-

men werden dürfen. Außerdem kann allen Interviews entnommen werden, dass vor allem 

die Kapazitätsgrenzen der Kindertageseinrichtungen einen wesentlichen und häufigen 

Grund für das Ablehnen von Anfragen bilden.  

Beeinträchtigungsformen 
Das Spektrum an Beeinträchtigungsformen, mit denen die Kindertageseinrichtungen Erfah-

rungen machen ist breit. Laut Angaben der Leitungen werden in den Einrichtungen vorwie-

gen Kinder mit Down-Syndrom, Kinder mit Autismus-Spektrums-Störung und Kinder mit 

Entwicklungsverzögerungen im sprachlichen, kognitiven und sozial-emotionalen Bereich 

betreut. Aber auch körperliche, auditive, visuelle sowie taktile Beeinträchtigungen und Auf-

fälligkeiten im Verhalten werden häufig genannt. Nur wenige Einrichtungen geben an, auch 

Kinder mit organischen Beeinträchtigungen zu betreuen und lediglich Einrichtung Vier be-

richtet davon, Kinder mit einer Schwerstmehrfachbeeinträchtigung aufzunehmen. 

Ressourcenzuweisung 
Der Prozess der Ressourcenzuweisung läuft in allen befragten Kindertageseinrichtungen 

gleich ab. Für jedes Kind mit Beeinträchtigung muss jedes Jahr von den Eltern ein Antrag 

auf Eingliederungshilfe beim Bezirk gestellt werden. Neben dem Antrag müssen außerdem 

die offizielle Diagnose einer Beeinträchtigung und ein von der Einrichtung verfasster För-

derplan sowie ein Entwicklungsbericht eingereicht werden. Alle Einrichtungen geben an, 

die Eltern bei diesem Prozess intensiv zu begleiten und entsprechend zu unterstützen. Bei 
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Bewilligung des Antrags, berichten alle Einrichtungen, dass die betroffenen Kinder Fach-

dienststunden genehmigt bekommen. Allerdings wird hierbei zwischen einer vollumfängli-

chen und vereinfachten Form der Eingliederungshilfe unterschieden. Bei der vollumfängli-

chen Variante erhalten die Kinder 50 Fachdienststunden im Jahr. Dahingegen wird Kindern, 

deren Eingliederungshilfebedarf als gering eingeschätzt wird oder Kindern, die bereits ge-

zielt durch eine Frühförderstelle gefördert werden, lediglich die vereinfachte Form mit zehn 

Fachdienststunden im Jahr genehmigt. Zusätzlich geben alle Einrichtungen an, eine kind-

bezogene Förderung mit dem Gewichtungsfaktor 4,5 gemäß Art. 21 Abs.5 BayKiBiG zu er-

halten und damit sowohl das Personal aufzustocken als auch die Gruppengröße reduzieren 

zu können. Aufgrund einer besonderen Förderung durch die Stadt erhält Einrichtung Sechs 

sogar den Gewichtungsfaktor 7,5. 

8.1.2 Institutionelle Ebene 

Inklusionsverständnis 
Mit dem Begriff Inklusion verbindet die Mehrheit der befragten Leitungskräfte das Miteinan-

der von allen Menschen, sodass Jede*r einen Platz in der Gesellschaft hat und nicht aus-

geschlossen wird. Hervorgehoben werden insbesondere der Vielfaltsgedanke, die Gleich-

berechtigung und die uneingeschränkte Teilhabe. Bezogen auf ihre Einrichtung fasst Lei-

tungskraft Fünf das Inklusionsverständnis wie folgt zusammen: „Alle die im Kindergarten 

arbeiten oder sind […] [werden] genau da abgeholt […], wo sie sind. Egal ob mit Beein-

trächtigung oder ohne“ (I. 5, 6 f.). Auch aus den anderen Interviews geht hervor, dass das 

Inklusionsverständnis der Interviewten sich in den jeweiligen Einrichtungen widerspiegelt. 

Allerdings haben vier der Interviewpartnerinnen Schwierigkeiten, die Begriffe Inklusion und 

Integration klar voneinander abzugrenzen oder zu definieren. Interviewpartnerin Sechs 

etwa verwendet den Begriff Integration in Bezug auf Menschen mit Beeinträchtigung und 

Inklusion in Verbindung mit Interkulturalität. Drei der Interviewten differenzieren die Begriffe 

analog zur Darstellung in Kapitel 2.2.2. Als Beispiel kann hier eine Aussage von Einrich-

tungsleitung Sieben aufgeführt werden: 

Integration würde ich sagen, sind all diejenigen, die […] wir versuchen, […] irgendwie 

in unser System zu pressen […] und Inklusion ist dann der Moment, wo wir so flexibel 

mit den Ressourcen, die wir haben auf die Situation, auf den Menschen, auf die Ge-

gebenheit eingehen können, dass es einfach für alle passend ist. (I. 7, 12 ff.) 

Auch Leitungskraft Drei definiert die Begriffe entsprechend diesem Verständnis, vermischt 

sie allerdings im Redefluss und begründet dies wie folgt: „Ja da bin ich noch ein bisschen 

vom alten Schlag, da habe ich immer ein wenig ein Problem, das zu trennen“ (I. 3, 313 f.). 

Interviewpartnerin Eins hebt außerdem hervor, dass aufgrund der gesetzlichen Vorgaben 

die organisatorischen Belange integrativ geprägt sind und bezieht sich dabei auf das Eti-

kettierungs-Ressourcen-Dilemma. Aus Interview Vier ergibt sich zudem ein Denkansatz, 



38 
 

welcher so in dieser Arbeit noch nicht behandelt wurde: Die Umsetzung von Inklusion wird 

als Prozess betrachtet und Inklusion selbst als ein anzustrebendes „Traumbild, wo man 

einfach nur versucht, so nah wie möglich hinzukommen“ (I. 4, 30 f.). Begründet wird diese 

Aussage mit dem Spannungsfeld, welches zwischen der Gruppe und der Individualität be-

steht und nie vollkommen aufgelöst werden kann. Die Bestrebungen richten sich demnach 

immer darauf, das Bestmögliche herauszuholen und die Spannung zwischen Gruppe und 

Individuum möglichst zu reduzieren. 

Kind im Mittelpunkt 
Drei der Leitungskräfte berichten, dass in ihren Einrichtungen die Kinder den zentralen Mit-

telpunkt des pädagogischen Handelns bilden. Jedes Kind wird somit entsprechend seinen 

Bedürfnissen unterstützt und erfährt uneingeschränkte Gleichberechtigung, Teilhabe und 

Partizipation. In einigen Einrichtungen bekommen die Kinder beispielsweise die Möglich-

keit, im Rahmen von Kinderkonferenzen Wünsche zu äußern und den Alltag aktiv mitzuge-

stalten. Besonders Kindertageseinrichtung Zwei richtet sich stark nach den Bedürfnissen 

der Kinder und legt viel Wert auf deren Selbständigkeit und -verwirklichung: „Wir gucken, 

dass jedes Kind sich auch in der Gruppe miteinbringen kann, dass alle gleichermaßen mit-

einbezogen werden können auch in Projekte oder Angebote oder […] was sonst noch so 

im Alltag stattfindet […]“ (I. 2. 13 ff.). Die Mehrheit der befragten Kindertageseinrichtungen 

führt zudem für jedes Kind Beobachtungsbögen und bei Bedarf Förderpläne, um individu-

elle Lernziele und Meilensteine zu formulieren und die Kinder zielgerichtet fördern zu kön-

nen.  

Einrichtungskonzeption 
Alle Einrichtungsleitungen geben an, dass sich ihre Konzeptionen aus verschiedenen Ele-

menten zusammensetzen. Obwohl sie damit im Vergleich unterschiedlich wirken, kann den-

noch eine Gemeinsamkeit festgestellt werden. Nach Angaben der Leitungen sind in allen 

Konzeptionen die Leitgedanken der Inklusion fest verankert. Entweder wurden diese bereits 

bei der Niederschrift mitaufgenommen oder im Sinne der UN-BRK nachgetragen. Die Über-

arbeitung der Konzeptionen variiert bei den befragten Kindertageseinrichtungen von zwei-

mal jährlich bis zu alle drei Jahre. Dieser Prozess findet überwiegend an Teamtagen unter 

der Zusammenarbeit aller Mitarbeiter*innen statt. In einzelnen Einrichtungen werden au-

ßerdem die Eltern, der Träger sowie die Gesamtleitung beteiligt. 

Gruppengröße 
Die Mehrheit der befragten Einrichtungsleitungen ist zufrieden mit der aktuellen Gruppen-

größe. Nur zwei Leitungskräfte geben an, sich kleinere Gruppen zu wünschen, „um den 

Ansprüchen der Kinder besser gerecht zu werden“ (I. 1, 231). 
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Externe Kooperationspartner*innen 
Den Interviews ist zu entnehmen, dass das interdisziplinäre Arbeiten in allen Kindertages-

einrichtungen einen hohen Stellenwert einnimmt. Der Mehrheit ist es gelungen, hierfür ein 

regionales Netzwerk aufzubauen, auf das zurückgegriffen werden kann. Kooperations-

partner*innen, die im Rahmen der Befragungen mehrfach genannt werden sind Frühförder-

stellen, Schulen, Logopäd*innen sowie Ergo- und Physiotherapeut*innen. In den meisten 

Einrichtungen richtet sich das Therapieangebot allerdings explizit an die Kinder mit einem 

diagnostizierten Förderbedarf. Lediglich Leitungskraft Zwei berichtet, dass auch ‚Regelkin-

der‘ von diesem Angebot profitieren dürfen. Zwar befinden sich alle Kindertageseinrichtun-

gen nach eigenen Angaben im aktiven Austausch mit diesen Partner*innen, allerdings fin-

den nur in vier Einrichtungen regelmäßige fachübergreifende Besprechungen statt. Hier 

wird unter Einbezug der Eltern der aktuelle Entwicklungsstand des Kindes besprochen und 

gemeinsam die nächsten Ziele und Handlungsschritte erarbeitet. Die Zusammenarbeit mit 

den externen Kooperationspartner*innen wird überwiegend als positiv und bereichernd be-

wertet. Nur zwei Leitungskräfte geben an, dass dies von der jeweiligen Institution abhängig 

sei. 

Elternarbeit 
Grundsätzlich berichten alle befragten Leitungskräfte von einer guten und engen Zusam-

menarbeit mit den Eltern. Der Austausch findet in den meisten Kindertageseinrichtungen 

im Rahmen von täglichen Tür-und-Angel-Gesprächen sowie regelmäßigen Elterngesprä-

chen ein bis zweimal pro Jahr statt. Bei akutem Bedarf können allerdings noch weitere 

Gespräche vereinbart werden. Zwei Leitungskräfte geben außerdem an, dass für die ‚In-

tegrationskinder‘ grundsätzlich alle zwei bis drei Monate intensive Entwicklungsgespräche 

vorgesehen sind. Darüber hinaus legt ein Teil der befragten Einrichtungen großen Wert auf 

die Einbeziehung der Eltern in den pädagogischen Alltag. Die Haltung der Eltern gegenüber 

dem integrativen Einrichtungskonzept wird überwiegend als offen und positiv bewertet, da 

die Kindertageseinrichtungen von den meisten Eltern bewusst ausgewählt wurden. Gleich-

zeitig berichten drei der Leitungskräfte aber auch von einer erhöhten Aufklärungsarbeit, die 

zu Beginn häufig geleistet werden muss.  

8.1.3 Professionelle Ebene 

Personalausstattung 
Die Teamzusammensetzung gestaltet sich in den befragten Kindertageseinrichtungen äu-

ßerst heterogen, „um eben dieser Inklusion, die wir in der Einrichtung haben entgegenzu-

kommen“ (I. 1, 89 f.). In fast allen Einrichtungen sind folgende Professionen vertreten: Heil-

pädagog*innen, Erzieher*innen, Kinderpfleger*innen, Heilerziehungspfleger*innen sowie 

Sozialpädagog*innen und Kindheitspädagog*innen. Zusätzlich berichten vier der Kinderta-

geseinrichtungen von einem vielfältigen Repertoire an Fort- und Weiterbildungen, die das 
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Team gemeinsam oder einzelne Mitarbeiter*innen besucht haben. Die Inhalte richten sich 

zumeist nach den Interessen und Bedürfnissen der Fachkräfte. Als Beispiele sind hier die 

Marte Meo-Ausbildung, das Montessori-Diplom und die Weiterbildung zum/zur Krippenpä-

dagog*in zu nennen. Bis auf eine Einrichtung, die von Personalmangel berichtet, sind alle 

Leitungskräfte überwiegend zufrieden mit ihrer Teamgröße. Allerdings weist eine der Lei-

tungen auf den Bedarf an psychologischen Fachkräften hin, um die Eltern intensiver beglei-

ten zu können.  

Teambesprechungen 
Obwohl die Besprechungskulturen in den einzelnen Einrichtungen variieren, kann dennoch 

festgehalten werden, dass in allen Teams gemeinsame Meetings in einem ein- oder zwei-

wöchigen Turnus stattfinden. Inhalt dieser Teambesprechungen sind sowohl organisatori-

sche Themen und Dokumentationen als auch gesetzliche und einrichtungsübergreifende 

Vorgaben. Es werden aber auch konkrete Fallbesprechungen durchgeführt und Eltern- be-

ziehungsweise Entwicklungsgespräche vorbereitet. Zwei Leitungskräfte geben zusätzlich 

an, dass ihr Team derzeit im Rahmen einer pädagogischen Qualitätsbegleitung betreut 

wird, beziehungsweise Fachberatung durch die festangestellte Heilpädagogin erhält.  

8.1.4 Interaktionelle Ebene 

Gemeinsame Interaktion 
Die Interkation sowie Kommunikation zwischen den Kindern und mit den pädagogischen 

Fachkräften wird als gut und selbstverständlich wahrgenommen. Fünf der Leitungskräfte 

betonen in diesem Zusammenhang besonders die große Akzeptanz, mit der sich die Kinder 

begegnen. Zwei der Interviewpartnerinnen fassen dies treffend zusammen: „Kinder machen 

da auch keinen Unterschied, ob es Integrativkinder sind oder nicht, weil es für sie wirklich 

Normalität ist“ (I. 3, 777 f.) und „Weil die ja in dieser Gemeinschaft aufwachsen und es für 

sie normal ist, und die kennen die Kinder nicht anders […] und die nehmen jeden so wie er 

ist“ (I. 2, 408 ff.). Laut Gesprächspartnerin Vier gehen die Kinder dementsprechend „schon 

mit einer sehr großen Selbstverständlichkeit damit um […], dass Menschen sehr verschie-

den sind […] [merken] welche Kinder mehr Hilfe brauchen und [machen das] in ihrem Rah-

men natürlich […] dann auch […]“ (I. 4, 532 ff.). Drei der Gesprächspartnerinnen berichten 

außerdem von gruppenübergreifenden Spielsituationen. 

Exklusionsprozesse 
Drei der befragten Leitungskräfte geben an, auch Exklusionsprozesse im Rahmen der In-

teraktion zwischen den Kindern zu erleben. Interviewpartnerin Eins weist allerdings darauf 

hin, dies seien „keine die nicht normal […] [sind] für dieses Alter. Also du darfst mal nicht 

mitspielen, das haben wir schon. Aber nicht aufgrund von irgendwelchen […] Einschrän-

kungen oder Hautfarbe oder so“ (I. 1, 220 ff.). Die Interviewten Eins, Zwei und Drei berichten 
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außerdem, dass sie solche Exklusionsprozesse überwiegend von Seiten der Eltern wahr-

nehmen, die „versuchen ihr Kind von anderen Kindern fernzuhalten. Das passiert. Aber das 

hat nichts mit Integrativkindern, mit inklusiv zu tun, sondern das hat mit Mentalität, mit Sym-

pathie und mit der Einstellung zu tun“ (I. 3, 795 ff.). Als Reaktion auf diese Prozesse geben 

drei der Leitungskräfte an, die Situation zunächst genau zu beobachten und gegebenenfalls 

einzugreifen. In manchen Einrichtungen bedeutet dies, das Problem mit der Gruppe offen 

zu thematisieren, in anderen werden klare Grenzen gesetzt. Gesprächspartnerin Vier nennt 

außerdem einen Handlungsansatz, bei dem die Kinder engmaschig begleitet und unter-

stützt werden. Beispielsweise werden hier Kindern mit Sprachproblemen Floskeln angebo-

ten, welche sie nutzen können, um mit potenziellen Spielpartner*innen leichter in Interaktion 

treten können. 

8.1.5 Räumliche Ebene 

Räumlichkeiten und Ausstattung 
Während die Interviewten Eins und Fünf auf einen Mangel und die geringe Größe ihrer 

Räumlichkeiten hinweisen, berichten die anderen Leitungskräfte von einer großzügigen 

Raumgestaltung mit vielen Räumen und einem dementsprechend hohen Platzangebot. Im 

Bereich der Ausstattung geben wiederum alle Gesprächspartnerinnen an, gut aufgestellt zu 

sein und Leitungskraft Sechs und Sieben betonen besonders das Mobiliar, welches auf die 

Bedürfnisse und Größe der Kinder abgestimmt ist. Ebenso berichten alle Befragten von 

einem breiten und vielfältigen Repertoire an (Spiel-)Materialien. Die Mehrheit der Kinderta-

geseinrichtungen verfügt außerdem über einen Garten.  

Barrierefreiheit 
Auf die Nachfrage nach der Barrierefreiheit der Räumlichkeiten und Ausstattung, geben die 

Interviewpartnerinnen unterschiedliche Antworten. Während zwei Leitungskräfte ihre bauli-

chen Gegebenheiten bereits als barrierefrei beschreiben, geben die Interviewpartnerinnen 

Fünf und Sechs explizit an, über keine Barrierefreiheit zu verfügen. Die Interviewten Drei 

und Sieben bezeichnen ihre Einrichtungen aufgrund von Treppen nur teilweise als barrie-

refrei und Leitungskraft Zwei empfindet ihre Institution zwar für die Kinder, die derzeit be-

treut werden, als barrierefrei, erklärt allerdings, dass Kinder mit einer Schwerstmehrfach-

beeinträchtigung nicht aufgenommen werden können, „weil wir dann einfach an unsere Ka-

pazitäten kommen sowohl räumlich auch als von der Ausstattung her“ (I. 2, 370 f.). In Bezug 

auf den Außenbereich machen lediglich drei Interviewpartnerinnen Aussagen. Zwei davon 

bezeichnen den Garten als nicht barrierefrei und Einrichtungsleitung Vier gibt an, „dass 

jedes Kind einen guten Platz im Garten findet“ (I. 4, 482). Die (Spiel-)Materialien werden 

von der Mehrheit der Leitungskräfte als barrierefrei beschrieben. Hierbei geben drei der 

Interviewten an, dass sich Alles auf Ebene der Kinder befindet und frei zugänglich ist, so-
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dass es von den Kindern selbständig erreicht werden kann. Allerdings werden die Vorschul-

materialien häufig separat aufbewahrt, da sie als potenzielle Gefahrenquellen für die jün-

geren Kinder angesehen werden. Nur Gesprächspartnerin Drei betont im Kontext der  

(Spiel-)Materialien, dass dies von der Beeinträchtigungsform abhängig ist: „Also ich denke, 

wenn jetzt ein Kind wirklich schwer geistig behindert ist, sind halt viele Sachen gefährlich 

oder nicht […] machbar […] an die man gar nicht denkt […], weil wir halt auch kleine Bügel-

perlen haben […] da wird es dann schon schwierig“ (I. 3. 742 ff.). Im Rahmen der Barriere-

freiheit weisen die Interviewten Drei und Vier außerdem auf die Frage hin, ob durch eine 

vollumfängliche Barrierefreiheit anderen Kindern ein Recht auf ihre Entwicklung und Förde-

rung genommen wird, wenn es keine Herausforderungen mehr wie etwa Treppen geben 

würde. 

Anpassbarkeit 
In den Interviews wird im Kontext der Barrierefreiheit außerdem auf eine flexible Anpass-

barkeit hingewiesen. Speziell bei Kindern, die mit den vorhandenen Materialien nicht zu-

rechtkommen, erklären zwei der Interviewten besonders darauf zu achten, was sie für ihre 

Entwicklung benötigen und entsprechende Hilfsmittel wie „spezielles Besteck oder […] 

Trinkbecher“ (I. 2, 390 f.) anzuschaffen, damit alle Kinder gut zurechtkommen und sich 

wohlfühlen. Außerdem geben drei der Interviewten an, spezifische Unterstützungssysteme 

in der Einrichtung zu ergänzen, wenn diese für ein neues Kind benötigt werden. Leitungs-

kraft Vier macht dazu folgende Aussage: „Für blinde Kinder fehlen jetzt […] zum Teil Hilfs-

mittel an den Wänden und sowas, wobei unsere bisherigen Kinder, die blind sind […] nicht 

selber gehen können und deswegen noch nicht brauchen. […]. Wenn wir es bräuchten, 

würden wir es noch machen“ (I. 4, 464 ff.). Des Weiteren berichten alle Leitungskräfte, dass 

es in den Kindertageseinrichtungen kein festes (Spiel-)Material gibt, sondern dieses regel-

mäßig und kontinuierlich auf die Bedürfnisse der Kinder angepasst wird.  

8.1.6 Einschätzung des aktuellen Standes bei der Umsetzung von Inklusion 

Alle Kindertageseinrichtungen tragen das Beiwort ‚integrativ‘ im Namen. Als Begründung 

verweisen vier der befragten Institutionen auf die aktuelle Gesetzeslage, in der nur integra-

tive und keine inklusiven Einrichtungen spezifiziert sind. Kindertageseinrichtung Sechs be-

zeichnet sich bewusst als integrativ und Einrichtungsleitung Sieben gibt an, dass das Bei-

wort mittlerweile veraltet sei und sie den Namen zu ‚inklusiv‘ ändern könnten. Als ‚Regel-

kindergarten‘ mit Integrativplätzen wird in Einrichtung Drei ‚Integration‘ explizit in der Kon-

zeption aufgeführt und dementsprechend im Namen übernommen. Unabhängig der Be-

zeichnung geben sechs der Leitungskräfte an, Inklusion bereits zu leben. Sechs der Inter-

viewten sind mit dem aktuellen Stand zufrieden. Allerdings sehen die Leitungskräfte Drei 

und Sieben noch Verbesserungspotenzial. Interviewte Drei fasst dies wie folgt zusammen: 
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„Also […] im Moment wüsste ich jetzt nicht, was wir noch verbessern könnten in der Rich-

tung bei den Rahmenbedingungen, die wir haben. […]. Man könnte noch mehr inklusiv ar-

beiten, wenn man andere Rahmenbedingungen hätte, […] andere Finanzierungen, kleinere 

Gruppengrößen, mehr Besprechungszeiten […]“ (I. 3, 830 ff.). Gesprächspartnerin Fünf gibt 

an, sich noch auf dem Weg hin zur Inklusion zu befinden: „Und wenn es eine Skala [von 1 

bis 10] wäre, könnte ich nicht mal sagen, […] wo wir jetzt stehen würden. Keine Ahnung, 

wahrscheinlich 5, 6 oder so“ (I. 5, 358 f.). 

Zum aktuellen Stand in Bayern werden in den Interviews nur wenige Aussagen getroffen 

und er wird hierbei überwiegend als schlecht beziehungsweise schwierig bewertet. Eine der 

Einrichtungsleitungen begründet dies folgendermaßen: „Letztendlich ist da Bayern […] 

[noch] sehr christlich, sehr traditionell […]. Die [Politik] müsste da bisschen offener werden.“ 

(I. 5, 388 ff.) 

8.1.7 Handlungsbedarf und Forderungen 

Inklusionsbegriff 
Aus den Interviews geht ein klarer Handlungsbedarf in Bezug auf den Begriff ‚Inklusion‘ 

hervor. Einerseits wird von Leitungskraft Vier die fehlende rechtliche Definition des Begriffs 

bemängelt. Andererseits sehen zwei der Gesprächspartnerinnen es als besonders proble-

matisch, dass es im gesetzlichen Rahmen noch keine offizielle Bezeichnung der ‚inklusiven 

Kindertageseinrichtung‘ gibt, sondern immer noch das Beiwort ‚integrativ‘ im Namen geführt 

werden muss.  

Finanzierung 
Im Bereich der Finanzierung fassen zwei der Interviewpartnerinnen die Problematik treffend 

zusammen: „Kitas [können] aufgrund der Finanzierung nicht inklusiv arbeiten […]“ (I. 1, 54 

f.) und „Man [könnte] noch viel besser arbeiten, viel intensiver arbeiten […] aber das steht 

und fällt mit der Finanzierung und die ist einfach […] ein Knebelvertrag“ (I. 3, 835 ff.). In 

dieser Hinsicht sind sich fast alle Einrichtungsleitungen einig. Es besteht die Forderung 

nach mehr finanziellen Ressourcen, da die Finanzierung auch immer in einem direkten Zu-

sammenhang mit der räumlichen und personellen Ausstattung sowie einer Reduzierung der 

Gruppengröße steht. In diesem Kontext verweist Leitungskraft Drei insbesondere auf eine 

verlässlichere Finanzierung: „Wenn ich jetzt wüsste okay ich krieg für meine Einrichtung 

einfach jedes Jahr so und so viel Geld und damit kann ich rechnen, dann wäre das viel 

einfacher“ (I. 3, 852 ff.). Außerdem wird in zwei Interviews die geringe Bezahlung von Er-

zieher*innen betont.  

Personal 
Eine weitere Herausforderung sehen die Leitungskräfte beim Personal. Die Mehrheit führt 

einen Fachkräftemangel an, insbesondere an Personal, welches auf inklusives Arbeiten 

vorbereitet ist und die Leitgedanken der Inklusion mitträgt. Drei der Interviewten sehen den 
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Handlungsbedarf hierbei in den Ausbildungsstätten. Hier soll Inklusion stärker thematisiert 

und den zukünftigen Fachkräften mehr Fachwissen vermittelt werden, um sie auf dieses 

Arbeitsfeld besser vorzubereiten. Zwei Leitungskräfte begründen den Personalmangel au-

ßerdem damit, dass es aufgrund der psychischen Belastung und der intensiven Elternarbeit 

kein einfaches Arbeitsumfeld ist und vielen die Arbeit zu individuell ist. 

Andere Einrichtungen 
Außerhalb der eigenen Einrichtungen sehen die Gesprächspartnerinnen vor allem einen 

Handlungsbedarf im Mangel an weiteren integrativ arbeitenden Kindertageseinrichtungen. 

In diesem Zusammenhang werden auch Einrichtungen hervorgehoben, die zwar integrativ 

arbeiten, aber nicht über die entsprechenden Rahmenbedingungen verfügen, um die Kin-

der angemessen zu betreuen. Eine Leitungskraft berichtet außerdem, dass es derzeit 

schwer sei, für die Krippenkinder einen Platz in einem wohnortnahen Kindergarten zu fin-

den, da viele keine Kinder mit Beeinträchtigung aufnehmen. Leitungskraft Vier ist zudem 

der Meinung, dass in ‚Regelkindertageseinrichtungen‘ Kinder für ihre Entwicklungsverzö-

gerungen eher abgestraft werden, was auf eine Überforderung der Einrichtungen zurück-

zuführen sei. Mehrere Interviewte sehen außerdem den Wechsel von der Kindertagesein-

richtung in die Schule als problematisch, da hier Inklusion oft nicht umgesetzt wird und die 

Kinder häufig wieder separiert werden, wie Einrichtungsleitung Zwei anmerkt.  

Politik 
Auf Grundlage der in den Interviews formulierten Handlungsbedarfen ergeben sich direkte 

Forderung an die Politik. Zwei Leitungskräfte fordern insbesondere die Auflösung des Eti-

kettierungs-Ressourcen-Dilemmas. Gesprächspartnerin Fünf fordert in diesem Zusammen-

hang auch noch einmal explizit mehr Gehalt für Erzieher*innen. Insgesamt sehen die Inter-

viewten außerdem die Notwendigkeit eines generellen Umdenkens in der Politik, um inklu-

sive Betreuung besser zu ermöglichen. Dies zeigt sich auch in den bereits beschriebenen 

Forderungen nach einer Änderung der rechtlichen Begrifflichkeiten. Leitungskraft Vier be-

tont außerdem den Mangel an Konzepten, wie Inklusion erfolgreich umgesetzt werden kann 

und äußert zudem Bedenken, „ob das jetzige Schulsystem […] das schaffen kann. […]. 

Oder ob man [eine] ganz […] grundlegende Umgestaltung des Schulsystems bräuchte“ (I. 

4, 662 ff.). 

8.2 Interpretation und Diskussion der Ergebnisse 
In diesem Kapitel erfolgen die Interpretation und Diskussion der oben dargestellten Ergeb-

nisse. Hierfür wird zunächst der aktuelle Stand in den befragten Kindertageseinrichtungen 

anhand der Aussagen in den Interviews und den in Kapitel 5 beschriebenen Qualitätsebe-

nen diskutiert und bewertet. Darauf aufbauend wird die Selbsteinschätzung der Einrich-
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tungsleitungen kritisch betrachtet. Abschließend werden die von den Leitungskräften auf-

gezeigten Handlungsbedarfe erörtert und durch Handlungsbedarfe aus der Diskussion er-

gänzt. 

Bezüglich des Bereichs ‚Kinder mit Beeinträchtigung‘ kann festgehalten werden, dass in 

den Einrichtungen bereits versucht wird, alle Kinder unabhängig ihrer Diagnose aufzuneh-

men und die Gegebenheiten flexibel an die Bedürfnisse und Förderbedarfe der Kinder an-

zupassen. Allerdings wird noch nicht uneingeschränkt jedes Kind aufgenommen. Beson-

ders auffällig ist, dass die Mehrheit der Befragten ganz explizit Kinder mit Schwerstmehr-

fachbeeinträchtigung ausschließt. Nach Aussagen der Leitungskräfte stoßen sie hier an die 

Grenzen ihrer Möglichkeiten und können den Kindern keine qualitative Betreuung zukom-

men lassen. Der von einer Diagnose unabhängigen Aufnahme steht außerdem eine Diag-

nose abhängige Ressourcenzuweisung gegenüber, die in allen Kindertageseinrichtungen 

dem in Kapitel 4 beschriebenen System entspricht. Zusätzlich wird von den Leitungskräften 

hervorgehoben, dass Kinder häufig aufgrund von Kapazitätsgrenzen abgewiesen werden 

müssen. Diese Grenze beruht zum einen auf den rechtlichen Reglementierungen, die be-

sagen, dass maximal ein Drittel der vorhandenen Plätze von „Integrativkindern“ besetzt 

werden dürfen, um Förderungen entsprechend dem BayKiBiG zu erhalten. Zum anderen 

ist sie bedingt durch die räumliche und personelle Ausstattung, welche wiederum in einem 

Abhängigkeitsverhältnis zur Finanzierung stehen. Trotz alledem werden in den Einrichtun-

gen Kinder mit den unterschiedlichsten Beeinträchtigungsformen betreut. 

Bei Betrachtung der ‚Institutionellen Ebene‘ wird ersichtlich, dass die Kinder in allen Ein-

richtungen den zentralen Mittelpunkt des pädagogischen Handelns bilden, volle Teilhabe 

und Partizipation erfahren und individuelle Förderung erhalten. Dies zeigt sich beispiels-

weise in Form von Kinderkonferenzen. Auch der Bereich der Einrichtungskonzeption ent-

spricht den Vorgaben der Qualitätsebene. In allen Institutionen sind die Leitgedanken der 

Inklusion bereits in den Konzeptionen verankert, welche in regelmäßigen Abständen eva-

luiert und kontinuierlich weiterentwickelt werden. Allerdings ist anzumerken, dass das In-

klusionsverständnis der Interviewpartnerinnen nicht einheitlich ist und teilweise vom Inklu-

sionsverständnis dieser Arbeit abweicht. Zudem ist ein Defizit in der Ausdrucksweise er-

kennbar, da in allen befragten Einrichtungen Kinder mit Beeinträchtigung explizit als ‚Integ-

rationskinder‘ bezeichnet werden, die einen ‚Integrationsplatz‘ besetzen. Diese Sprachge-

wohnheit ist womöglich auf die aktuelle Gesetzeslage zurückzuführen. Wie in Kapitel 2.2.3 

erörtert, ist eine solche Differenzierung zu ‚Regelkindern‘ allerdings konträr zum Inklusions-

gedanken. Bezüglich der Gruppengröße kann festgehalten werden, dass diese in den meis-

ten Einrichtungen reduziert wurde, um eine intensivere Betreuung sicherzustellen. Die Ar-

beit in den Einrichtungen ist zudem multiprofessionell und wird interdisziplinär durch ein 

regionales Netzwerk an externen Kooperationspartner*innen, wie zum Beispiel Frühförder-
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stellen, Logopäd*innen oder Ergotherapeut*innen unterstützt. Für eine zielgerichtete Zu-

sammenarbeit finden fachübergreifende Besprechungen statt. Gemäß den Aussagen von 

Gesprächspartnerinnen Zwei und Sieben kann sogar von einer transdisziplinären Arbeits-

weise ausgegangen werden, da hier besonderer Wert auf die gemeinsame Planung sowie 

einen roten Faden in der Förderung der einzelnen Kinder gelegt wird. Außerdem geben 

sich die Fachkräfte wechselseitige Hilfestellung und Anleitung. Kritisch anzumerken ist hier-

bei, dass das Therapieangebot aufgrund des individuellen Förderantrages nur den Kindern 

mit einem diagnostizierten Förderbedarf vorbehalten ist. Lediglich in einer der befragten 

Kindertageseinrichtung erhalten alle Kinder, ganz im Sinne der Inklusion, die Möglichkeit, 

von diesem Angebot zu profitieren. 

Zusätzlich zu der bereits angesprochenen interdisziplinären Arbeit zeichnen sich die Ein-

richtungen auf ‚Professioneller Ebene‘ durch ein heterogenes Team, mit einem ausge-

prägten Repertoire an Fort- und Weiterbildungen, aus. Besonders hervorzuheben ist, dass 

in allen Einrichtungen Heilpädagog*innen in den Teams vertreten sind. Nach Aussagen der 

Leitungskräfte finden regelmäßig interne Teamsitzung statt, um Organisatorisches zu klä-

ren und Fallbesprechungen durchzuführen. Trotz der als ‚gut‘ empfundenen Teamgröße ist 

anzumerken, dass in keiner der befragten Einrichtungen eine intensive Eins-zu-eins-Be-

treuung möglich ist. Dies wird auch als einer der Gründe für den Ausschluss von Kindern 

mit speziellen Beeinträchtigungsformen angeführt, welche eine intensive Betreuung benö-

tigen würden. 

Wie in Kapitel 7.4.2 bereits erwähnt, gehen aus den Interviews in Bezug auf die ‚Interper-

sonelle Ebene‘ keine konkreten Aussagen hervor. Daher können an dieser Stelle keine 

Aussagen zur Beziehung zwischen den pädagogischen Fachkräften und den zu betreuen-

den Kindern in den befragten Kindertageseinrichtungen getroffen werden. Allerdings wird 

bei Betrachtung des Interviewmaterials zur Interaktionelle Ebene ersichtlich, dass die Peer-

Beziehung unter den Kindern sehr positiv wahrgenommen wird. Die ‚Interaktionelle 

Ebene‘ kann in den einzelnen Einrichtungen grundsätzlich bereits als inklusiv bezeichnet 

werden. Von den Leitungskräften wird in diesem Zusammenhang besonders die uneinge-

schränkte Akzeptanz und Selbstverständlichkeit hervorgehoben, mit denen sich die Kinder 

begegnen und interagieren. Es wird zudem von gruppenübergreifenden Spielsituationen 

berichtet. Zwar merken die Befragten auch Exklusionsprozesse an, allerdings handele es 

sich hierbei überwiegend um altersentsprechendes Verhalten, welches keine ausschlie-

ßende Wirkung hat. 

Auch auf ‚Räumlicher Ebene‘ sind bereits deutliche Ansätze der Umsetzung von Inklusion 

erkennbar. Bis auf zwei Gesprächspartnerinnen berichten alle Leitungskräfte von vielen 

Räumlichkeiten mit einem hohen Platzangebot, einem Außenbereich und einer breitgefä-

cherten Ausstattung an (Spiel-)Materialien. Besonders letzteres wird von der Mehrheit der 

Interviewten als barrierefrei beschrieben, sodass jedes Kind die Möglichkeit auf freie sowie 
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selbständige Bewegung und Handhabe in der Einrichtung hat. Gleichzeitig betonen aber 

auch einige der Leitungskräfte, auf Gefahren zu achten und bestimmte Materialien bewusst 

nicht allen Kindern zugänglich zu machen. Interviewte Drei begründet dies wie folgt: „Nicht 

nur wo ich nicht hinkomme, ist eine Barriere, sondern auch Dinge, mit denen ich nicht um-

gehen kann, ist [sic] eine Barriere“ (I. 3, 734 f.). In diesem Kontext ist außerdem erneut auf 

die flexible Anpassbarkeit der Kindertageseinrichtungen hinzuweisen. Alle Leitungskräfte 

berichten, sowohl die bestehenden Materialien anzupassen als auch neues Material anzu-

schaffen und spezifische Hilfsmittel und Unterstützungssysteme in der Einrichtung zu er-

gänzen, wenn diese für ein neues Kind benötigt werden. Damit wird dem Leitgedanken der 

Inklusion entsprochen und die bestehenden Gegebenheiten regelmäßig verändert, um den 

Bedürfnissen, Förderbedarfen und Interessen der einzelnen Kinder gerecht zu werden. Al-

lerdings zeigt sich ein Defizit in der baulichen Barrierefreiheit. In drei Einrichtungen ist diese 

nicht gegeben, was eventuell auf die Entwicklung der Einrichtungen von ‚Regeleinrichtun-

gen‘ zu integrativen Einrichtungen zurückzuführen ist. Womöglich wurde bei der Planung 

die Barrierefreiheit nicht miteinbezogen, da keine Notwendigkeit bestand. Aktuell besteht 

zudem ein Mangel an beeinträchtigungsspezifischen Hilfsmitteln. Dabei ist darauf hinzu-

weisen, dass diese gemäß der Aussage der Interviewten derzeit auch nicht benötigt wer-

den. Allerdings kann dies wiederum Auswirkungen auf die Aufnahme von Kindern mit be-

stimmter Beeinträchtigung haben, da somit ohne Investitionskosten nicht für alle Beein-

trächtigungsformen eine gleichberechtigte Teilhabe und angemessene Betreuung sicher-

gestellt werden kann. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Inklusion in allen befragten Einrichtun-

gen, trotz kleinerer Unterschiede in der praktischen Umsetzung, in Teilbereichen bereits gut 

umgesetzt und gelebt wird. Es bestehen deutliche Bemühungen, die Kindertageseinrich-

tungen kontinuierlich weiterzuentwickeln und Inklusion stetig voranzutreiben. Es kann die 

Aussage getroffen werden, dass die betrachteten integrativen Kindertageseinrichtungen 

gute Voraussetzungen für die Entwicklung zu inklusiven Einrichtungen haben. Allerdings 

können im weiteren Abgleich mit den Qualitätsebenen auch noch Defizite und Probleme 

festgestellt werden. Somit kann geschlussfolgert werden, dass die Kindertageseinrichtun-

gen auf dem Weg zu einer inklusiven Einrichtung sind, es bestehen aber noch Handlungs-

bedarfe und die Einrichtungen können dementsprechend noch nicht vollumfänglich als in-

klusiv bezeichnet werden. Insbesondere der Ausschluss von Kindern mit speziellen Beein-

trächtigungsformen ist hier als gravierend zu betrachten. 

Der in Kapitel 8.1.6 dargestellten Selbsteinschätzung der Leitungskräfte kann im Gegen-

satz dazu entnommen werden, dass die Mehrheit der Befragten ihre integrativen Kinderta-

geseinrichtungen bereits als inklusiv empfinden. Gemäß ihrer Selbsteinschätzung wird In-

klusion in den Einrichtungen gelebt und den Rahmenbedingungen entsprechend nahezu 
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vollumfänglich umgesetzt. Nach dem Verständnis dieser Arbeit, müssten somit alle Quali-

tätsebenen aus Kapitel 5 und damit die Forderung der UN-BRK nach einem inklusiven Bil-

dungssystem in diesen Einrichtungen bereits erfüllt sein. Auf Grundlage der bestehenden 

Defizite kann dieser Selbsteinschätzung nicht uneingeschränkt zugestimmt werden. Es ist 

an dieser Stelle aber anzumerken, dass einige der Interviewten unabhängig ihrer Selbst-

einschätzung auch Probleme, Handlungsbedarfe und Forderungen hervorheben, die eine 

vollkommene Umsetzung der Inklusion in ihren Einrichtungen einschränken oder verhin-

dern. Daraus kann geschlossen werden, dass auch die Mehrheit der Leitungskräfte noch 

eine Diskrepanz zu vollumfänglicher Inklusion sehen und somit ihre überwiegend positive 

Einschätzung zu relativieren ist. Einzig Einrichtungsleitung Sechs ist mit dem aktuellen 

Stand in ihrer Institution zufrieden und sieht keinen Verbesserungsbedarf: „Eigentlich bin 

ich so zufrieden, wie wir das jetzt […] machen würde ich eher sagen“ (I. 6, 890) und „Naja 

die Eingliederungshilfe finde ich eigentlich schon ganz gut, […] wie es jetzt ist“ (I. 6, 896 f.).  

Bei den ausgemachten Problematiken weisen einige der Interviewten darauf hin, dass es 

sich hierbei um Probleme außerhalb ihres Einflussbereiches handelt und diese somit nicht 

in Eigenregie verändert werden können. Als Beispiel sind hier die folgenden zwei Aussagen 

aufzuführen: „Man könnte noch mehr inklusiv arbeiten, wenn man andere Rahmenbedin-

gungen hätte […]. Dann könnte man noch viel besser arbeiten, viel intensiver arbeiten.“  

(I. 3, 833 ff.) und „[…] aber das ist halt nun mal ein Problem, was jetzt nicht die Einrichtungen 

irgendwie ändern können, sondern ein ja politisches Problem […]“ (I. 2, 477 ff.).  

Im Folgenden werden die angeführten Probleme und Forderungen sowie zusätzliche Hand-

lungsbedarfe, welche aus der vorangegangenen Diskussion hervorgehen, erläutert. Im 

Überblick werden Handlungsbedarfe bei der Begrifflichkeit, der Finanzierung, beim Perso-

nal, bei anderen Einrichtungen, und bei der Barrierefreiheit identifiziert, aus welchen sich 

Forderungen an die Politik ergeben. 

Konkret wird bei der Begrifflichkeit der Mangel an einer klaren und einheitlichen Definition 

des Inklusionsbegriffs hervorgehoben. Auch in der wissenschaftlichen Literatur und der wei-

teren praktischen Verwendung ist keine einheitliche Definition zu finden, wie in Kapitel 2.2 

dargestellt wurde. Die Auswirkung zeigt sich konkret im bereits erläuterten heterogenen 

Inklusionsverständnis der Interviewten. Ebenfalls kann bei Betrachtung der aktuellen Ge-

setzeslage (vgl. Kapitel 3.2 und 3.3) festgestellt werden, dass zwar implizit Inklusion gefor-

dert, aber der Begriff ‚Inklusion‘, bis auf wenige Ausnahmen, in den Gesetzestexten nicht 

verwendet wird. In diesem Zusammenhang weisen die Befragten darauf hin, dass es in 

Deutschland keinen offiziellen Begriff der ‚Inklusion‘ gibt und die Einrichtungen stattdessen 

das Beiwort ‚integrativ‘ im Namen tragen müssen. Wie in Kapitel 3.1 bereits erläutert, hat 

die deutsche Fassung der UN-BRK als Formulierung nicht das Adjektiv ‚inklusiv’ übernom-

men. Im Gegensatz zur englischen Originalfassung ist hier von einem ‚integrativen Bil-

dungssystem‘ die Rede. Womöglich hat diese Übersetzung Auswirkungen auf die deutsche 
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Gesetzgebung und zur Folge, dass kein offizieller Begriff der ‚Inklusion‘ eingeführt wurde. 

Für eine flächendeckende Umsetzung von Inklusion in Kindertageseirichtungen ist jedoch 

ein einheitliches Verständnis und die offizielle Verwendung des Inklusionsbegriffs essenzi-

ell. Zudem bildet eine solche Definition die Basis für weitere inklusionsspezifische Gesetze 

und ist grundlegend für einen gesellschaftlichen Diskurs. Zusammenfassend besteht die 

Forderung nach einer klaren Definition des Inklusionsbegriffs und der Umsetzung und Ver-

wendung in den Gesetzestexten.  

Auch die Finanzierung wird von den Interviewpartnerinnen als zentrale Problematik bei der 

Umsetzung von Inklusion hervorgehoben: „Kitas [können] aufgrund der Finanzierung nicht 

inklusiv arbeiten […]“ (I. 1, 54 f.). Es besteht insbesondere ein Bedarf an mehr und verläss-

licheren finanziellen Ressourcen, da andere Rahmenbedingungen, wie beispielsweise die 

räumliche und personelle Ausstattung, in einem direkten Abhängigkeitsverhältnis zu diesen 

stehen. Dieser Handlungsbedarf begründet sich in dem aktuell bestehenden Finanzie-

rungssystem. Diesbezüglich bestätigen die Interviews die Beschreibungen in Kapitel 4. Die 

Gewährung zusätzlicher Finanzierung ist an die offizielle Diagnose eines Förderbedarfs ge-

bunden und mit einer dementsprechenden Etikettierung der Kinder verknüpft, was grundle-

gend dem systemischen Ansatz einer vollkommen inklusiven Ausrichtung widerspricht. 

Eine weitere Unsicherheit bilden die Regelungen des BayKiBiG bezüglich der Finanzierung. 

Integrative Einrichtungen die nah an der Maximalgrenze von einem Drittel an Kindern mit 

Beeinträchtigung sind, laufen Gefahr, durch den Wegfall von ‚Regelkindern‘ als heil- oder 

sonderpädagogische Einrichtung klassifiziert und somit aus der Finanzierung nach dem 

BayKiBiG ausgeschlossen zu werden (vgl. I. 7, 99 ff.). Aus diesen Problematiken kann ab-

geleitet werden, dass ein neu überarbeitetes Finanzierungssystem notwendig ist. Dieses 

sollte unabhängig von Diagnosen einzelner Kinder der Institution direkt gewährt werden 

und verlässlich sein, damit die Einrichtungen langfristig planen und haushalten können. Zu-

sätzlich sollte es im Sinne der Inklusion möglich sein, bei Bedarf flexibel und schnell weitere 

finanzielle Ressourcen zu erhalten. So wird der Aufbau von multiprofessionellen Teams 

weiter gefördert und die uneingeschränkte Aufnahme und Betreuung von Kindern ermög-

licht. 

Die Interviewergebnisse zeigen eine weitere Herausforderung im Bereich des Personals 

auf. Wie bereits in Kapitel 8.1.7 erläutert, wird von den Leitungskräften auf einen Fachkräf-

temangel hingewiesen, insbesondere an Personal mit themenspezifischem Wissen. Der 

Handlungsbedarf wird dabei in den Ausbildungsstätten gesehen. Hier ist Inklusion stärker 

zu thematisieren und umfänglicher zu behandeln. Zudem muss mehr Fachwissen zur Arbeit 

mit Kindern mit Beeinträchtigung vermittelt werden, um die Auszubildenden besser auf das 

Arbeitsumfeld vorzubereiten. Laut Werding et al. (2014) beeinflusst „eine gute Ausbildung 

und das nötige Wissen im Bereich inklusiver Themen […] häufig auch die Einstellung zum 
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Thema positiv“ (S. 232). Dies könnte zu einer höheren Bereitschaft führen, in diesem Be-

rufsfeld zu arbeiten. In diesem Zusammenhang kann von den Einrichtungen selbst gefor-

dert werden, klare und detaillierte Einarbeitungskonzepte für neue Mitarbeiter*innen zu er-

stellen, um ihnen den Einstieg in diesen Arbeitsbereich zu erleichtern. 

Des Weiteren sehen die Leitungskräfte einen deutlichen Handlungsbedarf bei anderen Ein-

richtungen. Hierbei wird insbesondere der Mangel an weiteren integrativ arbeitenden Kin-

dertageseinrichtungen betont. Untermauert wird dies durch den zuvor dargestellten Um-

stand, dass die befragten Kindertageseinrichtungen häufig eine Vielzahl an Anfragen zur 

Aufnahme von Kindern mit Beeinträchtigung ablehnen müssen, da sie ihre Kapazitäts-

grenze erreicht haben. Es wird deutlich, dass eine große Nachfrage nach integrativen Plät-

zen besteht, die mit dem derzeitigen Angebot nicht gedeckt werden kann. Zudem hebt eine 

Leitungskraft hervor, dass häufig integrativ arbeitende Einrichtungen nicht über entspre-

chende Rahmenbedingungen verfügen, um Kinder mit Beeinträchtigung angemessen zu 

betreuen und ‚Regeleinrichtungen‘ oft mit Kindern mit Beeinträchtigung überfordert sind. 

Daraus lässt sich ein Handlungsbedarf bezüglich der Schulung und Unterstützung der Ein-

richtungen ableiten. Ziel sollte sein, dass alle Kindertageseinrichtungen im Stand sind in-

klusiv zu arbeiten, um den Forderungen der UN-BRK nachzukommen. Zusätzlich wird der 

Übergang von den Kindertageseinrichtungen in das Schulsystem als problematisch be-

trachtet. Laut Leitungskraft Vier wird Inklusion in den Schulen oft noch nicht gelebt und die 

Kinder werden häufig separiert. Damit zeigt sich auch hier ein großer Handlungsbedarf, 

denn Inklusion sollte nicht nach der Kindertageseinrichtung aufhören, sondern sich gemäß 

der UN-BRK über das lebenslange Lernen erstrecken. Dementsprechend besteht die For-

derung, auch in den Schulen inklusives Arbeiten zu ermöglichen und zu etablieren. 

Neben den von den Leitungskräften angebrachten Handlungsbedarfen geht aus den Inter-

views noch ein weiterer in Bezug auf die Barrierefreiheit hervor. Gerade um die Betreuung 

von Kindern mit speziellen Beeinträchtigungsformen wie Schwerstmehrfachbeeinträchti-

gungen zu ermöglichen, sollten die Räumlichkeiten grundsätzlich barrierefrei ausgebaut 

oder alternativ durch Hilfsmittel und Unterstützungssysteme ausgestattet werden. Essenzi-

ell ist dabei die flexible Anpassbarkeit auf die individuellen Bedürfnisse der Kinder. 

Die bereits aufgezeigten Handlungsbedarfe münden in konkreten Forderungen an die Po-

litik. Insbesondere die Probleme im Bereich der Finanzierung sind durch die Auflösung des 

Etikettierungs-Ressourcen-Dilemmas auf politischer Ebene zu lösen. Hierfür sollen die be-

stehenden Prozesse vereinfacht und finanzielle Ressourcen unabhängig von Diagnosen 

flexibel nach Bedarf gewährt werden. Nur durch die Reform des Systems ist es möglich, 

ohne die Etikettierung der Kinder finanzielle Ressourcen zu erhalten und die Kinder ent-

sprechend den Leitgedanken der Inklusion nicht unterscheiden zu müssen. In diesem Zuge 

ist ebenfalls das Sprachbild anzupassen, da auch durch ein Labeling und Stigmatisierung 

auf sprachlicher Ebene, wie beispielsweise durch die Bezeichnungen ‚Integrativkinder‘ und 
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‚Kinder mit Beeinträchtigung‘, vom Inklusionsgedanken abgewichen wird. Daneben wird die 

Politik aufgefordert, eine feste Definition des Begriffs Inklusion gesetzlich zu verankern, so-

dass ein einheitliches Verständnis etabliert wird. In diesem Zusammenhang sind die Ge-

setzestexte an die Verwendung des Begriffs ‚Inklusion‘ anzupassen. Nur so kann eine 

grundlegende Veränderung hin zu einem vollumfänglich inklusiven Bildungssystem ange-

stoßen werden. Daran angelehnt ist die Forderung von Leitungskraft Vier nach konkreten 

Konzepten für die Umsetzung von Inklusion. Klare Richtlinien können gerade für ‚Regelkin-

dertageseinrichtungen‘ einen guten Ansatz bieten, um sich zu inklusiven Einrichtungen zu 

entwickeln. Einen weiteren möglichen Ansatzpunkt bildet die Finanzierung von einem ein-

richtungsunabhängigen Netzwerk an Fachkräften, um auf unvorhergesehene personelle 

Bedarfssituationen agil reagieren zu können. So könnten zusätzliche Ressourcen ohne 

Verzögerung mobilisiert werden, um den Bedürfnissen der Kinder gerecht zu werden. Ge-

rade für die angemessene Betreuung von Kindern mit Schwerstmehrfachbeeinträchtigung 

erscheint dies relevant, da hier häufig medizinisches Personal mit konkretem Fachwissen 

benötigt wird. Die Leitungskräfte weisen allerdings darauf hin, dass für diese Veränderun-

gen ein generelles Umdenken der Politik notwendig ist. Daher sollte dieses Umdenken 

durch aktives Fordern von Seiten der Einrichtungen und der Eltern angestoßen werden. 

Nur durch inklusives Denken in der Politik kann der notwendige Paradigmenwechsel im 

Bildungssystem veranlasst und dieses zu einem inklusiven Bildungssystem transformiert 

werden. Erst dann können auch die anderen Handlungsbedarfe umgesetzt und ein klares 

und transparentes Verständnis geschaffen werden, um auch die Barrieren in den Köpfen 

der Gesellschaft zu lösen. 

9 Zusammenfassung und Ausblick 
In der vorliegenden Arbeit wurde sich mit der aktuellen Umsetzung der UN-BRK in bayeri-

schen Kindertageseinrichtungen befasst. Hierfür wurden zunächst im theoretischen Teil die 

verwendeten Begrifflichkeiten definiert und die relevanten rechtlichen Grundlagen beleuch-

tet. Aufbauend darauf wurde ein erster Einblick in die aktuelle Umsetzung der gemeinsa-

men Betreuung von Kindern mit und ohne Beeinträchtigung in bayerischen Kindertagesein-

richtungen gegeben und wesentliche Qualitätsebenen gelungener Inklusion in Kindertages-

einrichtungen vorgestellt. Anschließend wurden die Forschungsgrundlage beschrieben und 

die Forschungsfragen formuliert:  

Wie werden die Forderungen der UN-BRK nach einem inklusiven Bildungssystem 

aktuell in bayrischen Kindertageseinrichtungen umgesetzt?  

Wie schätzen sich die Kindertageseinrichtungen selbst ein?  

Welcher Handlungsbedarf besteht, um die Umsetzung weiter zu fördern? 
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Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurde ein leitfadengestütztes Experteninterview 

mit sieben Leitungskräften von integrativen Kindertageseinrichtungen durchgeführt. Die Er-

hebung wurde in der zweiten Hälfte dieser Arbeit vorgestellt und ausgewertet. Hierfür wurde 

zuerst das methodische Vorgehen erläutert und anschließen die Ergebnisse dargestellt und 

diskutiert. 

Zusammenfassend können die Forschungsfragen anhand der Erhebungsergebnisse wie 

folgt beantwortet werden: Die befragten Einrichtungen befassen sich bereits intensiv mit 

dem Thema Inklusion und befinden sich auf dem Weg hin zu inklusiven Kindertageseinrich-

tungen. Es besteht allerdings noch Handlungsbedarf, sodass die Einrichtungen noch nicht 

als inklusiv bezeichnet werden können. Nach Selbsteinschätzung der Leitungskräfte wird 

Inklusion in den meisten Kindertageseinrichtungen bereits gelebt und den Rahmenbedin-

gungen entsprechend umgesetzt. Jedoch weisen einige der Interviewten unabhängig ihrer 

Selbsteinschätzung auch auf Probleme und Handlungsbedarfe hin, die eine vollkommene 

Umsetzung von Inklusion in den Einrichtungen einschränken oder verhindern. Um Inklusion 

noch besser umsetzen zu können, werden deshalb in mehreren Bereichen Forderungen an 

die Politik gestellt. Konkret kann aus diesen abgeleitet werden, dass ein Paradigmenwech-

sel auf politischer Ebene notwendig ist, um die Rahmenbedingungen zu ändern, damit ein 

vollumfänglich inklusives Bildungssystem möglich wird. Hierfür muss die Politik selbst in-

klusiv werden. Nur so können Verwaltungshürden und strukturelle Grenzen innerhalb des 

bestehenden Bildungssystems langfristig überwunden und die Forderung der UN-BRK 

nach einem inklusiven Bildungssystem auf allen Ebenen sowie lebenslanges Lernen 

(Art. 24 Abs. 1 UN-BRK) erfüllt werden. Außerdem können durch die Änderung der Rah-

menbedingungen neue Verbesserungspotenziale eröffnet und so neue Motivation für die 

Kindertageseinrichtungen geschaffen werden, sich zu inklusiven Einrichtungen weiterzu-

entwickeln. Dadurch wird verhindert, dass die Praxis auf dem aktuellen Stand verharrt und 

ein Anstoß zur Weiterentwicklung gegeben. Da die Inklusion als eine der zentralen Zielset-

zungen der Heilpädagogik angesehen werden kann, ist an dieser Stelle ein Appell an Heil-

pädagog*innen zu richten, diese Veränderung voranzutreiben. 

Bei den Ergebnissen dieser Arbeit ist zu beachten, dass aufgrund der kleinen Stichprobe 

und der Eingrenzung auf bereits integrativ arbeitende Einrichtungen nur eine Einschätzung 

des aktuellen Standes einzelner Einrichtungen innerhalb Bayerns vorgenommen werden 

konnte. Es muss deshalb beachtet werden, dass die hier durchgeführte Erhebung nicht 

repräsentativ für alle bayerischen Kindertageseinrichtungen ist. Zwar konnte der aktuelle 

Stand der sieben befragten Kindertageseinrichtungen ausgemacht und die hier bestehende 

Handlungsbedarfe differenziert herausgearbeitet werden, es ist jedoch möglich, dass die 

Wahl einer anderen Methode oder Stichprobe zu anderen Ergebnissen hätten führen kön-

nen. Beispielsweise zeigen die befragten Einrichtungen, dass mit den aktuellen Rahmen-
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bedingungen inklusives Arbeiten in weiten Teilen möglich ist. Es kann jedoch keine Aus-

sage getroffen werden, ob diese Potenziale bereits von der Mehrheit aller Kindertagesein-

richtungen genutzt werden. Im Hinblick auf die statistische Darstellung aus Kapitel 4, aus 

welcher hervorgeht, dass erst etwa ein Drittel aller bayerischen Kindertageseinrichtungen 

integrativ arbeitet, ist anzunehmen, dass ein Großteil der Einrichtungen die aufgezeigten 

Potenziale nicht ausnutzt, da sich, wie in Kapitel 7.2 erwähnt, eher integrativ arbeitende 

Einrichtungen mit der Thematik ‚Inklusion‘ beschäftigen. Um hier konkrete Aussagen treffen 

zu können, ist es notwendig weitere Erhebungen durchzuführen. Für repräsentative Ergeb-

nisse sollte hierfür ein quantitatives Forschungsdesign gewählt werden. Die Stichprobe 

sollte sich gemischt aus integrativ arbeitenden sowie ‚Regelkindertageseinrichtungen‘ zu-

sammensetzen. Somit kann außerdem überprüft werden, ob die hier aufgezeigten Hand-

lungsbedarfe lediglich auf die befragten Einrichtungen zugeschnitten sind oder alle bayeri-

schen Kindertageseinrichtungen betreffen. In einem zweiten Schritt ist die Forschung auf 

ganz Deutschland auszuweiten. Die neu erhobenen Ergebnisse sind mit den durch diese 

Arbeit generierten Erkenntnissen abzugleichen, um Handlungsbedarfe auf Bundesebene 

zu formulieren. So können die nächsten Schritte herausgearbeitet werden, um Inklusion in 

allen deutschen Kindertageseinrichtungen zu etablieren und den Forderungen der UN-BRK 

langfristig gerecht zu werden. Darüber hinaus können noch weitere Forschungsarbeiten bei 

einzelnen Handlungsbedarfen ansetzen. Denkbar wäre eine wissenschaftliche Arbeit, um 

eine einheitliche Definition für den Inklusionsbegriff auszuarbeiten. Ein weiterer Ansatz bil-

det die Sammlung und Zusammenfassung von bestehenden Konzepten zur Umsetzung 

von Inklusion mit dem Ziel eine konkrete Handreichung zu generieren, sodass Kindertages-

einrichtungen bei ihrer Entwicklung zu inklusiven Einrichtungen intensiver unterstützt wer-

den können. 
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Anhang 1: Interviewleitfaden 

Vor dem Gespräch: 

• Eigene Person vorstellen  
• Für die Teilnahme danken 
• Auf das Forschungsziel hinweisen  
• Die anonyme Behandlung der Daten versichern 
• Einverständnis über Aufzeichnung des Gesprächs einholen 
• Offene Fragen klären 

 

1. Zunächst einmal würde es mich interessieren, was Sie alles mit dem Begriff ‚Inklusion‘ verbinden. Dazu können Sie mir 
alles erzählen, was Ihnen einfällt. 

Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Menschen mit Beeinträchtigung 

- Behinderung 

- Soziale Benachteiligung 

- Teilhabe 

- Partizipation 

- Heterogenität 

- Antidiskriminierung 

- Gleichberechtigung 

- Chancengleichheit 

- Welche Begriffe bringen Sie gedanklich mit ‚Inklusion‘ in Verbin-
dung? 

- Was bedeutet in Ihrer Einrichtung ‚Inklusion‘? 

- Wie würden Sie die Begriffe ‚Inklusion‘ und ‚Integration‘ differen-
zieren? 
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2. Wie hat sich Ihre Einrichtung zu einer integrativen Einrichtung entwickelt? 
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Einzelintegration 

- Vorgabe vom Träger 

- Großer Bedarf im Sprengel 

- Wurden zu Beginn nur einzelne Kinder im Sinne der Einzelin-
tegration betreut? 

- Wer oder was hat den ausschlaggebenden Anstoß gegeben? 

- Warum bezeichnen Sie sich als integrative und nicht als inklu-
sive Einrichtung? 

 

 

 

 

 
 

3. Mich würde interessieren, wie Sie Ihr pädagogisches Konzept und Ihre Konzeption beschreiben würden. 
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Geschlossenes oder offenes Konzept 
- Deutliche Veränderungen in der Einrichtungskonzeption 
- Regelmäßige Überarbeitung der Konzeption 
- Einbezug des Teams, der Kinder, der Eltern usw. in den Überar-

beitungsprozess 

- Welche zentralen Punkte beinhaltet Ihre Einrichtungskonzep-
tion? 

- Inwiefern wurde Ihre Konzeption im Sinne der UN-BRK geändert 
beziehungsweise verfasst? 

- Inwiefern sind die Leitgedanken der Inklusion in Ihrer Einrich-
tungskonzeption wiederzufinden? 

- Wie oft wird die Konzeption überarbeitet? 

- Wer ist am Prozess der Konzeptionsüberarbeitung beteiligt? 
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4. Welche Erfahrungen haben Sie in Ihrer Einrichtung bereits mit Kindern mit Beeinträchtigung gemacht? 
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Viele und gute Erfahrungen 
- Erfolgreiche Inklusion/Integration 
- Schwierigkeiten 
- Kinder mit schweren Beeinträchtigungen können nicht aufge-

nommen werden 
- Anfragen müssen oft abgelehnt werden 
- Alle Kinder können aufgenommen werden 
- Etikettierungs-Ressourcen-Dilemma 

- Wie viele Kinder mit Beeinträchtigung besuchen derzeit Ihre Ein-
richtung? 

- Mit welchem Beeinträchtigungsformen haben Sie in Ihrer Einrich-
tung schon Erfahrungen gemacht? 

- Müssen Kinder mit Beeinträchtigung in Ihrer Einrichtung Einglie-
derungshilfen beantragen, um spezifische Förderung zu erhal-
ten? Wenn ja, wie läuft der Prozess ab? 

- Inwiefern spielen (individuelle) Förderpläne in Ihrer Einrichtung 
eine Rolle? 

- Wie viele Anfragen von Eltern mit einem Kind mit Beeinträchti-
gung bekommen Sie in etwa? 

- Gab es schon mal den Fall, dass Sie eine Anfrage ablehnen 
mussten? Wenn ja, warum? 

- Wo würden Sie die Grenzen Ihrer Möglichkeiten bezüglich der 
Aufnahme von Kindern mit Beeinträchtigung sehen? 

- Gibt es eine offizielle Grenze, wie viele Kinder mit Beeinträchti-
gung in die Einrichtung aufgenommen werden dürfen? Wenn ja, 
wo liegt diese Grenze und wer legt sie fest? 
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5. Wie würden Sie die Zusammensetzung und Zusammenarbeit Ihres Teams beschreiben? 
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Multiprofessionalität 

- Regelmäßiger Austausch 

- Reflexion 

- Auseinandersetzung mit der eigenen Haltung und dem pädago-
gischen Handeln 

- Fortbildungen 

- Supervision 

- Fach-/Praxisberatung 

- Welche Professionen sind in Ihrem Team vertreten? 

- Haben Ihre Mitarbeiter*innen Zusatzqualifikationen? Wenn ja, 
welche? 

- Inwiefern wäre Ihr Team offen für Mitarbeiter*innen mit Beein-
trächtigung? 

- Wie zufrieden sind Sie mit Ihrer Teamgröße? 

- Wie oft finden in Ihrem Team gemeinsame Besprechungen statt? 

- Welche Themen werden in den Besprechungen behandelt? 

- Inwieweit finden in Ihrem Team Fach- und Praxisberatungen 
statt? Wer leitet diese gegebenenfalls? 

 

6. Inwiefern wird Ihr Team durch externe Expert*innen noch zusätzlich unterstützt? 
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Frühförderstellen 

- Grundschulen 

- Sonder-, Sozial-, Heilpädagog*innen 

- Therapeut*innen 
- Beratung 
- Konkrete Fallbesprechungen 

- Gemeinsame Planung 

- Von welchen Expert*innen wird Ihr Team unterstützt? 

- Inwiefern konnten Sie hier ein regionales Netzwerk aufbauen, 
auf das bei Bedarf zurückgegriffen werden kann? 

- Wie würden Sie aus Ihrer persönlichen Erfahrung die Zusam-
menarbeit mit den Kooperationpartner*innen beschreiben? 

- Inwiefern gibt es hier regelmäßige fachübergreifende Bespre-
chungen? Was wird hier alles besprochen?  
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7. Wie würden Sie persönlich die Zusammenarbeit mit den Eltern der Kinder beschreiben? 
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Gute/Schlechte Zusammenarbeit 

- Expert*innen für ihre eigenen Kinder 
- Aufklärungsarbeit 

- Inwiefern findet ein regelmäßiger Austausch statt? 

- Werden die Eltern aktiv in das Einrichtungsleben miteinbezo-
gen? 

- Inwiefern wird das Expertenwissen der Eltern genutzt? 

- Wie ist die allgemeine Haltung gegenüber des integrativen Ein-
richtungskonzepts? 

 

 

 

8. Beschreiben Sie mir doch einmal die Ausstattung und Raumgestaltung Ihrer Einrichtung. 
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Beschreibung der Räumlichkeiten 
- Barrierefreiheit 
- Hilfsmittel 
- Unterstützungssysteme 
- Große Vielfalt beim Spielmaterial 
- Flexible Anpassbarkeit 

- Wie ist Ihre Einrichtung eingerichtet? 

- Inwiefern ist Ihre Einrichtung barrierefrei? 

- Ist die Einrichtung für alle Beeinträchtigungsformen barrierefrei?  

- Inwiefern gilt die Barrierefreiheit auch für den Außenbereich? 

- Inwieweit würden sie das Material/Spielzeug als barrierefrei be-
zeichnen? 

- Inwiefern werden die Räumlichkeiten, die Ausstattung und die 
Spiel- und Fördermaterialien flexibel an die individuellen Bedürf-
nisse der einzelnen Kinder angepasst bzw. ausgetauscht? 
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9. Wie erleben Sie persönlich das Gruppengeschehen und die Interaktion zwischen den Kindern?  
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Partizipation 

- Teilhabe 
- Gemeinsame Spielsituationen 
- Exklusion 

- Inwiefern findet ein gemeinsames Spiel zwischen allen Kindern 
statt? 

- Erleben Sie persönlich auch Prozesse der Exklusion? Wenn ja, 
wie machen sich diese bemerkbar? 

- Inwiefern greifen Sie oder Ihr Team in die Interaktion zwischen 
den Kindern ein? 

- Wie zufrieden sind Sie mit der Gruppengröße? 
 

10. Jetzt kommen wir allmählich zum Ende des Interviews. Deshalb würde ich Sie bitten, mir noch einmal konkret zu be-
schreiben, wo Sie Ihrer Meinung nach in Ihre Einrichtung bei der Umsetzung von Inklusion aktuell stehen.  

Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen 

- Alle Kinder können aufgenommen werden 

- Weiterentwickelte Konzeption 

- Ausreichend und gut qualifiziertes Personal 

- Gutes Netzwerk an externer Unterstützung 
- Barrierefreiheit 
- Kleine Gruppen 
- Mangel an finanzielle Ressourcen 

- Mangel an zeitliche Ressourcen 

- Wunsch nach mehr Unterstützung 

- Handlungsbedarfe, Forderungen und Wünsche 

- Was läuft Ihrer Meinung nach hinsichtlich Inklusion in Ihrer Ein-
richtung schon gut? 

- Wo sehen Sie in Ihrer Einrichtung noch Handlungsbedarf bzw. 
Verbesserungspotenzial? 

- Welche Unterstützung und von wem würden Sie sich wünschen, 
um Inklusion vollumfänglich umsetzen zu können? 

- Was könnte die Politik Ihrer Meinung nach hier tun? 

- Wie würden Sie die Lage bezüglich der Umsetzung von Inklusion 
in Kindertageseinrichtungen in Bayern insgesamt bewerten? 



69 
 

11. Wir sind nun am Ende des Interviews angekommen. Gibt es etwas was Sie noch ergänzen oder loswerden möchten? 

 

 

Am Ende des Gesprächs: 

• Danksagung 
• Bitte um Beantwortung des Zusatzfragebogens zur Soziodemografie 
• Bitte um Unterzeichnung der Einverständniserklärung zur Nutzung der Daten 
• Verabschiedung 
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Anhang 2: Soziodemografischer Fragebogen 

Bachelorarbeit 
Soziodemografischer Fragebogen 
 

ID-Code  

 

1. Wie beschreiben Sie ihr Geschlecht? 
 

o weiblich   o männlich 

o ich definiere mich anders, und zwar: __________________________________ 
 

2. Wie alt sind Sie? (in Jahren) 
 

_________________________________ 
 

3. Welche berufliche Ausbildung haben Sie? 
 

_________________________________ 
 

4. Haben Sie berufliche Zusatzqualifikationen? 
 

o Nein 

o Ja, und zwar _____________________________________________________ 
 

5. Seit wie vielen Jahren sind Sie bereits in Ihrem Beruf tätig? 
 

_________________________________ 
 

6. Seit wie vielen Jahren sind Sie in der Position der Einrichtungsleitung? 
 

_________________________________ 
 

7. Seit wie vielen Jahren gibt es Ihre Kindertageseinrichtung? 
 

_________________________________ 
 

8. Wie wird Ihre Einrichtung finanziert? 
 

_________________________________ 
 

9. Wie viele Mitarbeiter*innen beschäftigen Sie in Ihrer Einrichtung? 
 

_________________________________ 
 

10. Wie viele Kinder werden aktuell in Ihrer Einrichtung betreut? 
 

_________________________________ 
 

11. Wie hoch ist der Betreuungsschlüssel? 
 

_________________________________ 
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12. In welchem Alter sind die Kinder, die in Ihrer Einrichtung betreut werden? 
 

_________________________________ 

13. Wie viele Gruppen gibt es in Ihrer Einrichtung? 
 

_________________________________ 
 

14. Wie stark ist die Gruppengröße im Durchschnitt? 
 

_________________________________ 
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Anhang 3: Interviewanfrage 

Sehr geehrte(r) Frau/Herr …, 

mein Name ist Katharina Ratz und ich studiere Heilpädagogik an der Evangelischen Hoch-

schule Nürnberg. Im Rahmen meiner Bachelorarbeit befasse ich mich mit der Umsetzung 

der UN-Behindertenrechtskonvention in bayerischen Kindertageseinrichtungen. Mittels Ex-

perteninterviews möchte ich ein Abbild über den aktuellen Stand schaffen. Das kann sowohl 

bereits bestehende Erfolge als auch noch bestehenden Handlungsbedarf beinhalten. Im 

Grunde soll ermittelt werden, wie die Forderung nach einem inklusiven Bildungssystem (Art. 

24 UN-BRK) derzeitig in den Institutionen umgesetzt wird und was gebraucht wird, damit 

Inklusion langfristig in den Einrichtungen verwirklicht werden kann.  

Ich kontaktiere Sie, weil ich Sie als Einrichtungsleitung gerne für ein Experteninterview ge-

winnen möchte. Das Interview würde etwa eine Stunde dauern. Für die Durchführung 

komme ich gerne persönlich in Ihre Einrichtung. Sollten Sie aufgrund der derzeitigen Lage 

von einer persönlichen Begegnung absehen wollen, kann das Interview auch gerne im Rah-

men eines Zoom-Meetings oder telefonisch durchgeführt werden. Das Interview wird nach 

den Richtlinien der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutz-

gesetztes (BDSG) durchgeführt. Das IGespräch wird mit einem Aufnahmegerät aufgezeich-

net und zur wissenschaftlichen Auswertung in Schriftform (Transkription) gebracht. Durch 

Anonymisierung wird gewährleistet, dass keine Rückschlüsse auf persönliche Daten gezo-

gen werden können. Ihr richtiger Name wird durch einen anderen ersetzt, ebenso wie der 

Name Ihrer Einrichtungen oder andere genannte Personen und Institutionen. Es wird ledig-

lich bekannt gemacht, dass sich Ihre Einrichtung in Bayern befindet. 

Ich versichere Ihnen, dass die erhobenen Daten nicht weitergegeben werden und nach 

Fertigstellung der Arbeit vernichtet werden. Lediglich die anonymisierten Daten werden im 

Rahmen meiner Bachelorarbeit veröffentlicht. 

Der terminliche Rahmen für das Interview wäre für Anfang März angesetzt. Für den ge-

nauen Termin würde ich mich nach Ihnen richten. 

Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie mich bei meinem Forschungsvorhaben durch Ihre 

Teilnahme unterstützen würden. 

Für Ihre Unterstützung bedanke ich mich im Voraus und stehe bei Fragen gerne per E-Mail 

zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Katharina Ratz  
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Anhang 4: Ergebnisse der soziodemografischen Fragebögen 

 

Kindertages- 
einrichtung 

Anzahl der 
Kinder 

Anzahl der 
Gruppen 

Durchschnittliche 
Gruppengröße 

Anzahl der 
Mitarbeiter*innen 

Betreuungs- 
schlüssel 

Gründungs- 
jahr 

Eins 57 3 2x 12 Kinder 
1x 35 Kinder 20 1 : 09,0 2013 

Zwei 45 3 3x 15 Kinder 11 1 : 05,0 1998 

Drei 71 6 1x 21 Kinder 
5x 10 Kinder 18 1 : 10,0 1990 

Vier 121 6 6x 20 Kinder 35 1 : 10,5 2017 

Fünf 20 1 1x 20 Kinder 4 1 : 10,8 2005 

Sechs 15 1 1x 15 Kinder 11 1 : 03,0 2010 

Sieben 25 2 2x 12 Kinder  9 1 : 08,0 2009 

 

 

Fachkraft Geschlecht Alter Ausbildung Zusatzqualifikation Berufstätig 
seit 

Einrichtungs- 
leitung seit 

Eins Weiblich  43 Jahre Kindheits- 
pädagogin Kinderschutzkraft 22 Jahren 17 Jahren 

Zwei Weiblich  41 Jahre Kindheits- 
pädagogin 

Systemische  
Beraterin 18 Jahren 2 Jahren 

Drei Weiblich  53 Jahre Erzieherin 
Fachkraft für  
Kleinkind- 
pädagogik 

38 Jahren 6 Jahren 

Vier Weiblich  51 Jahre Erzieherin Heilpädagogin 20 Jahren 5 Jahren 

Fünf Weiblich  51 Jahre Erzieherin Inklusionsfachkraft 32 Jahren 13,5 Jahren 

Sechs Weiblich  38 Jahre Erzieherin Qualifizierte Leitung 20 Jahren 4 Jahren 

Sieben Weiblich  41 Jahre Erzieherin Heil- und Inklusions- 
pädagogin 25 Jahren 13 Jahren 
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Anhang 5: Datenschutzerklärung 

Datenschutzverpflichtung zur Erhebung und Verarbeitung  
personenbezogener Interviewdaten im Rahmen einer Bachelorarbeit 

 

Ich verpflichte mich, dass ich mit den Daten der von mir interviewten Person vertraulich 

umgehe. Dabei halte ich mich an alle Vorschriften der Datenschutzgrundverordnung (DS-

GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). 

Ich versichere, dass ich die personenbezogenen Daten der interviewten Person sowie die 

Audiodatei der Aufnahme des Interviews nur auf meinem persönlichen Computer abspei-

chere. Ausschließlich das anonymisierte Transkript des Interviews wird zusätzlich auf einer 

CD-ROM gespeichert und den Prüferinnen im Rahmen der Korrektur vorgelegt. Ebenso 

versichere ich, dass die sensiblen Daten nicht an dritte Personen weitergegeben werden. 

Ich versichere, dass ich die Daten gemäß § 27 Abs. 3 BDSG sobald wie möglich anonymi-

siere.  

Ich versichere, dass ich die Daten nur gemäß § 27 BDSG i.V.m. Art. 9 Abs. 1 der Verord-

nung (EU) 2016/679 verarbeite.  

Ich versichere, dass ich gemäß Art. 17 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 alle perso-

nenbezogenen Daten nach Abschluss der Bachelorarbeit lösche. 

Ich versichere, dass ich die anonymisierten Daten nur im Rahmen meiner Bachelorarbeit 

veröffentliche.  

 

______________________________  ___________________________ 

Ort, Datum      Katharina Ratz 
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Anhang 6: Einwilligungserklärung 

Einwilligungserklärung zur Erhebung und Verarbeitung personenbezogener 
Interviewdaten im Rahmen einer Bachelorarbeit 

 

Thema: Auf dem Weg zu einem inklusiven Bildungssystem – Eine qualitative Untersuchung 

der aktuellen Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Kindertageseinrichtun-

gen. 

 

Interviewerin: Katharina Ratz 

Interviewdatum: …………………... 

Ich, …………………………………. Geburtsdatum: ………………………………. erkläre 

mich dazu bereit, im Rahmen der genannten Bachelorarbeit an einem Interview teilzuneh-

men. Über das Vorgehen und den Verwendungszweck wurde ich informiert. Ich bin damit 

einverstanden, dass das Interview mit einem Aufnahmegerät der interviewenden Person 

aufgezeichnet und zur wissenschaftlichen Auswertung in Schriftform (Transkription) ge-

bracht wird. Die Audioaufnahme wird auf dem privaten Computer der Interviewerin gespei-

chert und nach Fertigstellung der Bachelorarbeit gelöscht. Persönliche Daten, die mich 

identifizieren könnten, werden anonymisiert sowie sicher und vertraulich separat von der 

Audioaufnahme und dem Transkript verwahrt. Nach Fertigstellung der Bachelorarbeit wer-

den diese ebenfalls gelöscht.  

Ich bin damit einverstanden, dass das anonymisierte Transkript des Interviews auf einer 

CD-ROM gespeichert und den Prüferinnen im Rahmen der Korrektur vorgelegt wird.  

Ich bin darauf hingewiesen worden, dass hier unter Beachtung der Datenschutz-Grundver-

ordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) gearbeitet wird. Für die 

Veröffentlichung der anonymisierten Daten gebe ich mein Einverständnis. Meine Interview-

teilnahme und meine Zustimmung zur Verwendung der Daten sind freiwillig. Ich habe je-

derzeit die Möglichkeit, meine Zustimmung ohne Angabe von Gründen zu widerrufen. 

Durch Verweigerung oder Widerruf entstehen keinerlei Nachteile für mich. Unter diesen 

Bedingungen erkläre ich mich bereit, das Interview zu geben und bin damit einverstanden, 

dass dieses aufgezeichnet, verschriftlich, anonymisiert und ausgewertet wird. 

 

………………………………  ……………………………… 

Ort, Datum    Unterschrift 
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Anhang 7: Interviewprotokoll 

Interviewprotokoll 
 

ID-Code  

Datum des Interviews  

Dauer des Interviews   

 

Mit wem wurde das Interview durchgeführt? 

o Frau    o Mann 

o Definiert sich anders, und zwar: ___________________________________ 
 

Wie wurde das Interview durchgeführt? 

o Persönlich 

o Als Videotelefonat, und zwar via: __________________________________ 
 

Waren während des Interviews weitere Personen anwesend? 

o Nein 

o Ja, und zwar: __________________________________________________ 

o Weiß ich nicht. 
 

Gab es Störungen während des Interviews? 

o Nein 

o Ja, und zwar: __________________________________________________ 
 

Wie war die Bereitschaft der/des Befragten, sich auf das Interview einzulassen? 

o Gut   o Mittelmäßig   o Schlecht 

o Anfangs gut / später schlechter 

o Anfangs schlecht / später gut 
 

Gab es im Verlauf des Interviews schwierige Passagen? 

o Nein 

o Ja, und zwar bei der Erzählung über: ________________________________ 
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Wie waren die Interviewatmosphäre und die Kommunikation mit dem/der Befragten? 

Der/die Befragte Positiv                                                      Negativ  

… war sehr auf-

geschlossen 
o    o    o    o    o 

… war sehr 

ablehnend 

… war sehr kon-

zentriert 
o    o    o    o    o 

… war sehr 

unkonzentriert 

… hat sehr aus-

führlich geant-

wortet 

o    o    o    o    o 

… hat sehr 

knapp geant-

wortet 

 

Weitere Anmerkungen zur Interviewatmosphäre 

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________ 

 
Sonstiges (z.B. wichtige Inhalte aus dem Vor- oder Nachgespräch, die sich nicht auf der 
Audioaufnahme befinden). 

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________

_______________________________________________________________________ 
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Anhang 8: Kategoriensystem 

Oberkategorie 

(OK) 
Unterkategorie (UK) Definition Ankerbeispiele Codierregel 

Kinder mit Be-

einträchtigung 

Aufnahme in die Einrichtung 

Alle Aussagen über die An-

fragen zur Aufnahme, die 

Aufnahme, die Anzahl sowie 

die Betreuung von Kindern 

mit Beeinträchtigung in der 

Einrichtung.  

„B1: Also wir haben von Anfang an 13 Kinder Integrati-
onskinder in der Einrichtung.“ (I. 1, 31) 

„B1: […] dass Kinder egal welche Diagnose sie mitbrin-
gen aufgenommen werden. Also wir haben noch kein 
Kind bisher Ähm nicht versucht aufzu/ Also manchmal 
kommt man an die Grenzen, das ist schon klar, weil die 
Gruppe zu groß, aber es ist vieles selbstverständlich.“  
(I. 1, 241 ff.) 

„B2: Oh sehr viele. Also im Schnitt ist es so, dass pro 
Woche mindestens zwei bis drei Anfragen [von Eltern mit 
einem Kind mit Beeinträchtigung] sind.“ (I. 2, 154 f.) 

„B3: Genau mit Einzelintegration und wir haben nicht in 
unserem Passus drinstehen, wir müssen immer so und 
so viele Integrativplätze belegt haben, um die Bezu-
schussung zu bekommen.“ (I. 3, 35 ff.) 

 

Grenzen der Möglichkeiten 

Alle Aussagen über die Ein-

schränkungen und Grenzen 

der Möglichkeiten bei der 

Aufnahme von Kindern mit 

Beeinträchtigung. 

„B2: Es stimmt natürlich, weil wenn jetzt Kinder mit kör-
perlichen Behinderungen Ähm kommen zum Beispiel, 
müssen wir schon abwägen, können wir es stemmen ja 
und weil auch natürlich gewisse räumliche Gegebenhei-
ten da sind, die wir ja nur zur Verfügung haben.“ (I. 2, 30 
ff.) 

„B3: Da versuchen wir schon eine Grenze zu ziehen Äh 
wir versuchen zwar immer zugucken, können wir uns 
weiterentwickeln, aber es gibt einfach Punkte, wo das 
nicht geht.“ (I. 3, 108 ff.) 

„B7: Die Grenzen der Möglichkeiten sind dann da, wenn 
das Team es nicht mehr packen kann.“ (I. 7, 142 f.) 
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Beeinträchtigungsformen 

Alle Aussagen über die ver-

schiedenen Beeinträchti-

gungsformen, die in der Ein-

richtung betreut werden. 

„B1: […] und wir haben schon ganz unterschiedliche Be-
einträchtigungen gehabt. Wir haben Kinder mit klassi-
scher Behinderung von Down-Syndrom, aber auch 
Spastiken, aber auch Kinder, die im Verhaltensbereich 
einfach Ähm auffällig sind und ne Hilfe brauchen, um in 
den Alltag zu kommen.“ (I. 1, 32 ff.) 

 

Ressourcenzuweisung 

Alle Aussagen über die Vo-

raussetzungen, Beantragung 

und Inanspruchnahme von 

Leistungen der Eingliede-

rungshilfe sowie Leistungen 

des BayKiBiG. 

„B2: Also die Eltern stellen einen Antrag beim Bezirk, 
den Antrag kriegen die von uns. Dann Äh ist der Weg so, 
dass wir quasi die Genehmigung vom Bezirk bekommen 
Ähm der Umfang beträgt 50 Stunden bei uns Ähm genau 
und das, wenn das vom Bezirk genehmigt ist, dass die 
50 Stunde übernommen werden, dann haben die Kinder 
dann bei uns den Förderplatz und Ähm unsere Heilpä-
dagogin, muss dann dementsprechend noch einen Be-
richt an den Bezirk Ähm schreiben und den Förderbedarf 
auch nochmal begründen, einen Förderplan schreiben, 
was so für das Jahr angedacht ist, wo es hingehen soll 
joa und so ist der Weg im Endeffekt, dass die Eltern in 
der Regel jedes Jahr einmal einen Antrag stellen müs-
sen, dass der Platz halt dann wieder für das nächste 
Jahr bewilligt ist.“ (I. 2, 186 ff.) 

 

 

Institutionelle 

Ebene 
Inklusionsverständnis 

Alle Aussagen über den Be-

griff Inklusion. Das umfasst 

sowohl persönliche Definitio-

nen, die Bedeutung von In-

klusion in der Einrichtung und 

die Differenzierung der Be-

griffe Inklusion und Integra-

tion.  

„B1: Also mit Inklusion verbinde ich ein Miteinander von 
allen Menschen, ob mit oder ohne Beeinträchtigung, al-
ler Nationen, aller Kulturen. Also nicht nur bezogen auf 
Behinderung, sondern auch auf, dass jeder Mensch sei-
nen Platz in der Gesellschaft hat und nicht ausgeschlos-
sen ist aus der Gesellschaft.“ (I. 1, 6 ff.) 

„B7: Integration würde ich sagen, sind all diejenigen, die 
wo wo wir versuchen sie irgendwie in unser System zu 
pressen und Ähm also all die Situationen, die wir auch 
versuchen in unser System zu pressen und Inklusion ist 
dann der Moment, wo wir so flexibel mit den Ressour-
cen, die wir haben auf die Situation, auf den Menschen, 
auf die Gegebenheit eingehen können, dass es einfach 
für alle passend ist. […]. Ohne, dass wir ja Hürden ha-
ben, die wir oder halt Ähm ja auch kein Korsett haben, 
wo wir drinstecken und Ähm da nicht mehr rauskommen. 
[…]. Sondern wirklich so flexibel darauf eingehen kön-
nen, mit allen Situationen, dass es einfach für alle Betei-
ligten passend wird.“ (I. 7, 12 ff.) 
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Entwicklung zum aktuellen 

Stand 

Alle Aussagen über die Ent-

wicklung der Einrichtung von 

der Gründung bis zum heuti-

gen Stand im Hinblick auf die 

gemeinsame Betreuung von 

Kindern mit und ohne Beein-

trächtigung. 

„B1: Also von Anfang an integrativ gearbeitet […]“ (I. 1, 
31 f.) 

„B2: […] der Kindergarten daraus entstanden, dass ja 
sehr viel Bedarf war, Förderbedarf, und einfach die Kin-
dergärten, die da waren, diesen Förderbedarf nicht de-
cken konnten ja und aus einer Elterninitiative heraus 
wurden dann die Kindergärten gegründet […].“ (I. 2, 40 
ff.) 

„B7: Ähm sind dann aber mit Einzelintegration groß ge-
worden und erst 2016 eine integrative Einrichtung ge-
worden. Also es war ein langer Weg, aber wir haben an-
gefangen mit einem Kind und haben mittlerweile acht da-
von.“ (I. 7, 54 ff.) 

 

Kind im Mittelpunkt 

Alle Aussagen über die Be-

deutung, Einbeziehung und 

Förderung der Kinder im pä-

dagogischen Alltag der Ein-

richtung. 

„B1: Bei uns wird jedes Kind wird individuell gefördert, 
also ungeachtet dessen, ob es einen Integrativplatz hat 
oder nicht. Es gibt für jedes Kind individuelle Pläne, auf-
grund Beobachtungen und Ähm Besprechungen mit den 
Eltern.“ (I.1, 43 ff.)  

„B2: Unsere Kinder sind alle ziemlich gleichberechtigt. 
Wir machen auch Kinderkonferenzen, wir richten uns 
nach den Bedürfnissen der Kinder aus. Wir gucken, dass 
jedes Kind sich auch in der Gruppe miteinbringen kann, 
dass alle gleichermaßen miteinbezogen werden können 
auch, in Projekte oder Angebote oder Ähm ja was sonst 
noch so im Alltag stattfindet, ja dass alle Kinder sich da 
auch ein bisschen verwirklichen können.“ (I. 2. 11 ff.) 

 

Einrichtungskonzeption 

Alle Aussagen über die Kon-

zeption und das Konzept der 

Einrichtung. 

„B2: Ja inklusiv (lacht). Ähm ja also im Endeffekt schon. 
Also ich mein wir unterscheiden uns jetzt was die päda-
gogische Arbeit an sich angeht Ähm nicht sonderlich von 
den anderen Kindergärten […].“ (I. 2, 54 ff.) 

„B4: Die Konvention war schon bevor wir angefangen 
[…] die war schon bei uns im Kopf.“ (I. 4, 111 ff.) 

„B4: Die Konzeption wird alle zwei Jahre überarbeitet.“ 
(I. 4, 121) 

 

Gruppengröße 
Alle Aussagen über die Grup-

pengröße. 

„B6: Ähm ja sehr zufrieden. Also das ist passt perfekt. 
Weil ich finde […] dadurch kann man eigentlich sehr gut 
diese integrative Arbeit fördern, weil eben diese Regel-
kinder und die fünf integrativen Kinder einfach eine 
Gruppe bilden und gerade die Gruppenstärke ist es ja 
immer sehr wichtig. Und 15 Kinder reichen vollkommen 
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also einer mehr wäre jetzt eigentlich schon fast zu viel. 
Ja, also gerade integrative Kinder, ich würde auch gar 
nicht sagen weniger, würde ich jetzt auch nicht sagen. 
Ne ich finde das eigentlich richtig […].“ (I. 6, 872 ff.) 

Externe Kooperations-

partner*innen 

Alle Aussagen über die Zu-

sammenarbeit mit externen 

Kooperationspartner*innen. 

„B1: Kommt ganz drauf an wer es ist. Also mal lief es 
besser, mal schlechter [mit den Kooperationspartner*in-
nen]. Also wir haben welche, da kooperieren wir sehr gut 
und wir haben welche, da kooperieren wir auch schlecht, 
es kommt wirklich auf die Institution an. Das kann man 
auch gar nicht festlegen.“ (I. 1, 134 ff.) 

„B4: Also wir haben Logopädie und Ergotherapie im 
Haus, wo man über Rezept, die Eltern Äh hier mit ja bu-
chen können oder machen können. Ähm wir arbeiten mit 
den Frühförderstellen mit Autismus-Ambulanz zusam-
men, wir organisieren einmal im Jahr einen runden 
Tisch, indem dann Eltern, Therapeuten und Pädagogen 
zusammen Ähm sprechen, was mit dem Kind los ist, was 
sich entwickelt hat und wie man das vernetzen kann, 
was Äh an was weitergearbeitet werden kann.“  
(I. 4, 348 ff.) 

 

Elternarbeit 

Alle Aussagen über die Zu-

sammenarbeit, Einbeziehung 

und Haltung der Eltern. 

„B1: Im Normalfall sehr gut. Es gibt natürlich immer El-
tern, wo es schwierig ist und wo man auch lange Zeit 
braucht um eine gute Zusammenarbeit zu kriegen und 
bei uns stehen häufig Sprachbarrieren einfach auch im 
Weg.“ (I. 1, 150 ff.) 

„B1: […], weil wir sehr viele Elternaktionen haben, wir 
sind ein Ort für Familien und haben viele Elternaktionen.“ 
(I. 1, 162 f.) 

„B3: Also […] was wir Äh Turnusmäßig anbieten ist ein-
mal im Jahr ein Entwicklungsgespräch, das haben wir 
jetzt sogar in der Coronazeit angeboten, notfalls über 
Zoom wer wollte. […]. Ähm Tür-und-Angel-Gespräche 
finden ständig statt. Wenn irgendein Anlass ist, dann ma-
chen wir ein Elterngespräch, […]. Mit den Integrativkin-
dern findet spätestens alle zwei Monate ein wirklich in-
tensives Entwicklungsgespräch statt, mit Heilpädagogin 
und Gruppenmitarbeiter, dass man eben alle Seiten be-
leuchten kann.“ (I. 3, 632 ff.) 
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Professionelle 

Ebene 

Teamzusammensetzung 
Alle Aussagen über die Zu-

sammensetzung des Teams. 

„B1: Wir sind auch interdisziplinär, wir haben Heilpäda-
gogen, Kindheitspädagogen, Heilerziehungspfleger, 
Kinderpfleger, Erzieherinnen, alles kreuz und quer ge-
mischt, Sozialpädagogen, um eben dieser Inklusion, die 
wir in der Einrichtung haben entgegenzukommen.“ (I. 87 
ff.)  

„B6: Mitarbeiter mit Beeinträchtigung hatten wir auch 
schon mal jemanden da. […]. Also wir sind sehr offen 
dafür. Also das […] kommt halt natürlich darauf an. Wir 
brauchen natürlich jemanden, der trotzdem fit ist Äh 
schnell sein kann, agieren kann, rennen kann, das ist im-
mer wichtig bei uns.“ (I. 6, 412 ff.) 

 

Personalausstattung 

Alle Aussagen über die 

Teamgröße und über Bedarfe 

an bestimmten Kompetenzen 

und Professionen.  

„B2: Mit der Teamgröße bin ich super zufrieden. Also das 
passt schon alles. Wir sind vom Personal her super auf-
gestellt, da können wir wirklich nicht meckern. Was 
manchmal noch so hilfreich wäre, im Hinblick einfach auf 
unsere Arbeit, was natürlich aber auch nicht im Konzept 
oder halt Äh auch nicht in den ganzen Finanzierungs-
maßnahmen enthalten ist, wär wirklich so für die Eltern 
Ähm entweder eine Sozialpädagog*in oder optimaler 
Weise eine Psycholog*in, die die Eltern begleitet.“ (I. 2, 
333 ff.) 

„B3: Äh vom Arbeiten her ist es gut, aber könnte natürlich 
noch besser sein.“ (I. 3, 461 f.) 

 

Teambesprechungen 

Alle Aussagen über die Häu-

figkeit und Inhalte von Team-

besprechungen. 

„B1: Also es gibt im Wechsel immer Kleinteam und Groß-
team, also immer 14-tägig. Im Kleinteam werden Kinder 
besprochen und Ähm der Gruppenalltag. Im Großteam 
eher organisatorische Dinge, die dann halt alle Mitarbei-
ter irgendwann mitkriegen sollen oder müssen.“ (I. 1, 105 
ff.) 

„B7: Ganz unterschiedlich. Also ob das jetzt die nächste 
Festplanung ist, ob das jetzt Fallbesprechungen sind, ob 
das die Entscheidung ist, okay welches Kind könnten wir 
uns vorstellen, dass wir auch nächstes Jahr noch behal-
ten, wo sind noch irgendwelche besonderen Bedarfe 
festgestellt worden, wo muss man mit den Eltern noch-
mal drüber sprechen. Ähm Vorbereitung von Ähm Ent-
wicklungsgesprächen, das ist alles mit dabei. Oder auch 
wirklich ganz klassisch Portfoliobeobachtungen schrei-
ben, Dokumentation. […]. Das ist immer abwechselnd.“ 
(I. 7, 267 ff.) 
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Fach- und Praxisberatungen 

Alle Aussagen über die Art, 

Häufigkeit, Inhalte und die 

Leitung von Fach- und Pra-

xisberatungen. 

„B5: Momentan gar nicht, weil momentan der Bedarf 
nicht da ist. Ähm wir haben zweimal im Jahr einen Te-
amtag und da holen wir uns auch Ähm na Fortbildner ist 
Haus. […]. Und da arbeiten wir dann auch im Team.“  
(I. 5, 198 ff.) 

„B6: Supervision steht uns natürlich jederzeit zu, kam 
halt jetzt einfach nicht mehr so vor. […] aber das versu-
chen wir schon öfter im Jahr mal zu machen.“ (I. 6, 494 
ff.) 

 

Fort- und Weiterbildungen 

Alle Aussagen über Zu-

satzqualifikationen der Mitar-

beiter*innen und gemein-

same Fort- und Weiterbildun-

gen des Teams. 

„B2: […] was wir viel machen ist oder halt jetzt auch re-
gelmäßig machen ist zum Beispiel Teamfortbildungen 
und, dass wir zu bestimmten Themen uns jemanden 
reinholen, der uns da auch ein bisschen coacht und Äh 
ja Input gibt, dass halt alle so ein bisschen den gleichen 
Stand haben […].“ (I. 2, 277 ff.) 

„B3: Die in der Krippe haben ganz viele diese Zusatzqua-
lifikation als Fachkraft für Kleinkindpädagogik gemacht. 
Äh da gucken wir auch immer mal wieder, dass wir mal 
wieder jemanden schicken in der Richtung und Äh ein 
Erzieher hat das Montessori-Diplom als Zusatzausbil-
dung.“ (I. 3, 451 ff.) 

 

 

Interaktionelle 

Ebene 

Gemeinsame Interaktion 

Alle Aussagen über die ge-

meinsame Interaktion sowie 

Spiel- und Lernsituationen al-

ler Kinder. 

„B1: Ja, wie in normalen, wie jede Kita auch, die Kinder 
spielen miteinander, mal mehr mal weniger. Mögen sich, 
mögen sich nicht. Ganz unterschiedlich.“ (I. 1, 211 f.) 

„B2: Im Garten können sich die Kinder auch Gruppen-
übergreifend im Normalfall spielen oder auch in den 
Randzeiten, dass sie sich in der Turnhalle treffen oder 
Vormittags mal in der anderen Gruppe sind und die 
Kernzeit aber ab dem Frühstück oder gezielte Förderein-
heiten einfach stattfinden, da sind sie halt in der Gruppe 
selber.“ (I. 2, 65 ff.) 

 

Exklusionsprozesse 

Alle Aussagen über Exklusi-

onsprozesse zwischen den 

Kindern untereinander und 

zwischen Eltern und Kindern. 

„B1: Keine [Exklusion zwischen den Kindern während 
Spielsituationen]. […] Keine die nicht normal ist für die-
ses Alter. Also du darfst mal nicht mitspielen, das haben 
wir schon. Aber nicht aufgrund von irgendwelchen Ähm 
Einschränkungen oder Hautfarbe oder so.“ (I. 1, 218 ff.) 

„B2: Nein eigentlich nicht und wenn das […] mal vorkom-
men sollte, dass sich irgendjemand ausgegrenzt fühlt, 
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Außerdem alle Aussagen, in-

wiefern das Team in diese In-

teraktionen eingreift. 

dann wir das Äh in der Gruppe natürlich auch themati-
siert und besprochen und Ähm ja das ist eigentlich nicht 
der Fall.“ (I. 2, 415 ff.) 

„B3: Wenn dann kommt es von den Eltern. […]. Dass sie 
versuchen ihr Kind von anderen Kindern fernzuhalten. 
Das passiert. Aber das hat nichts mit Integrativkindern, 
mit Inklusiv zu tun, sondern das hat mit Mentalität, mit 
Sympathie und mit der Einstellung zu tun.“ (I. 3, 793 ff.) 

 

Räumliche 

Ebene 

Räumlichkeiten und Ausstat-

tung 

Alle Aussagen über die An-

zahl, Größe und Ausstattung 

der Räumlichkeiten sowie 

über das Angebot der  

(Spiel-)Materialien in der Ein-

richtung. 

„B1: Zu klein. Also die Ausstattung ist gut, die Räume 
sind zu klein und zu wenig“ (I. 1, 173) 

„B2: […] wir haben viel Ausstattung. […]. Ansonsten 
Ähm sind wir von der Ausstattung Ähm eigentlich recht 
gut ausgestattet. Also es gibt eigentlich genug Spiele 
und Spielmaterial, Knete, Scheren, was man sonst so 
braucht, also das übliche.“ (I. 2, 353 ff.) 

„B4: Also die Raumgestaltung ist Ähm, empfinde ich als 
relativ großzügig.“ (I. 4, 431) 

 

Barrierefreiheit 

Alle Aussagen über die Barri-

erefreiheit der Einrichtung, 

sowohl im Innen- als auch im 

Außenbereich und alle Aus-

sagen bezüglich der Barriere-

freiheit und Handbarkeit der 

Spielmaterialien. 

„B1: Ne für alle Kinder. Es wir angepasst. Also wir hatten 
zum Beispiel mal ein blindes Kind und da passt man es 
halt an, dass das Kind sich gut in der Einrichtung wohl-
fühlen kann, orientieren kann.“ (I. 1, 180 ff.)  

„B5: […] wir sind jetzt nicht barrierefrei.“ (I. 5, 143) 

„B6: Und wie gesagt die Barrierefreiheit, also das würde 
ich eher so sagen, dass man halt kuckt, dass die Kinder 
frei zugänglich ist für die Kinder, dass man selbstständig 
hinkommt. Äh, dass wir natürlich auch gucken auf die 
Gefahrenquellen.“ (I. 6, 788 ff.) 

 

Anpassbarkeit 

Alle Aussagen über die fle-

xible und individuelle Anpass-

barkeit der Räumlichkeiten, 

Ausstattung, Spielmaterialien 

„B2: Eigentlich immer. Also das ist schon so, dass wir 
nicht Äh irgendein festes Material haben, sondern auch 
jede Gruppe hat noch so einen Nebenraum und das ist 
eigentlich voll mit Material. Wir kaufen auch gern immer 
mal wieder mal neue Sachen, die gerade so rauskom-
men […] oder je nachdem was gerade gebraucht wird, 
also wir kaufen auch Material auch Äh speziell für be-
stimmte Kinder, wenn wir merken das Kind braucht das 
für seine Entwicklung, braucht das für seine ja um in der 
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und Hilfsmitteln in der Ein-

richtung. 

Gruppe auch vielleicht sich besser zurechtzufinden oder 
Ähm auch ein spezielles Besteck oder was auch immer, 
Trinkbecher oder so. Also das wird eigentlich immer 
schon so angepasst und besorgt, dass das die Kinder 
auch ja gut zurechtkommen.“ (I. 2, 382 ff.) 

 

Übergeordnete 

Einschätzung 

des aktuellen 

Standes bei der 

Umsetzung von 

Inklusion in der 

Einrichtung 

Einschätzung des eignen 

Standes 

Alle Aussagen über die Ein-

schätzung des aktuellen 

Standes bei der Umsetzung 

von Inklusion in der eigenen 

Einrichtung. 

„B1: Aber leben in der Einrichtung tun wir Inklusion, 
also bei uns der organisatorische Aufwand ist der In-
tegration und ansonsten haben wir Inklusion. Das ist für 
mich ganz klar differenziert zu sehen.“ (I. 1, 20 ff.) 

„B3: Also ich sag es ganz, also im Moment wüsste ich 
jetzt nicht was wir noch verbessern könnten in der Rich-
tung bei den Rahmenbedingungen, die wir haben. […]. 
Man könnte noch mehr inklusiv arbeiten, wenn man an-
dere Rahmenbedingungen hätte, was wir ja gerade 
schon gesagt haben […].“ (I. 3, 830 ff.) 

„B4: Schon inklusiv. […] ganz offiziell sind wir eine in-
tegrative Einrichtung, weil es gibt gar keinen offiziellen 
Begriff der Inklusion.“ (I. 4, 45 ff.) 

„B7: Sagen wir es mal so, wir sind da glaube ich als Ein-
richtung an sich relativ weit.“ (I. 7, 565) 

 

Einschätzung in Bayern 

Alle Aussagen über die Ein-

schätzung des aktuellen 

Standes der Umsetzung von 

Inklusion in Kindertagesein-

richtungen in ganz Bayern. 

„B1: Na eher schwach. Eher schwach würde ich sagen, 
kommt ganz darauf an welche Kita und wo.“ (I. 1, 273 f.) 

„B5: Und gerade hier in Bayern, ich meine ich komme 
ursprünglich aus einem anderen Bundesland, da ist die 
Politik ein bisschen anders. Aber Ähm letztendlich ist da 
Bayern schon, finde ich sehr wie sagt man liberal, ist das 
falsche Wort, sehr christlich, sehr traditionell noch. Die 
müsste da bisschen offener werden.“ (I. 5, 387 ff.) 

 

 

Handlungsbe-

darf und Wün-

sche 

Rechtlicher Inklusionsbegriff 

Alle Aussagen über Hand-

lungsbedarfe, Wünsche und 

Forderungen in Bezug auf ei-

nen rechtlichen Inklusionsbe-

griff. 

„B4: Also das ist zwar Ähm immer so, ja ein Schlagwort, 
aber was da wirklich gemeint ist Ähm noch nicht so ganz 
klar […].“ (I. 4, 655 ff.) 

„B5: Es gibt keine Bezeichnung Inklusion als Kindergar-
ten.“ (I. 5, 22 f.) 
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Finanzierung 

Alle Aussagen über Hand-

lungsbedarfe, Wünsche und 

Forderungen in Bezug auf die 

Finanzierung. 

„B1: Was natürlich schade ist, aber da stoßen wir wieder 
an das Grenze des Systems, dass eben Kitas aufgrund 
der Finanzierung nicht inklusiv arbeiten können eigent-
lich.“ (I. 1, 53 ff.) 

 

Personal 

Alle Aussagen über Hand-

lungsbedarfe, Wünsche und 

Forderungen in Bezug auf die 

Personalausstattung. 

„B2: Viel schwieriger ist es eigentlich immer so Personal 
zu finden, Ähm das bereit ist das auch mitzutragen. Also 
das ist gerade eher so das größere Problem ja. Es ist 
kein einfaches Arbeitsfeld, man muss auch schon be-
denken, dass es auch psychisch auch belastet natürlich 
sein kann.“ (I. 2, 450 ff.) 

„B4: Ich sehe Ähm einmal Handlungsbedarf in der Aus-
bildung. […]. Ich sehe da immer noch nicht, dass Ähm, 
dass Erzieher wirklich auf Einzelintegration oder auf In-
klusion Ähm vorbereitet sind und das ist einfach die Zu-
kunft und Ähm da muss sich in der Ausbildung noch 
ganz viel tun meines Erachtens. Auch dieses inklu/ also 
ich nenne es nicht inklusives Denken sondern das heil-
pädagogische Denken. Ähm das fehlt meines Erachtens 
zumindest kommt es wenig an, wie das, ob es vermittelt 
wird, kann ich nicht beurteilen.“ (I. 4, 622 ff.) 

 

Andere Einrichtungen 

Alle Aussagen über Hand-

lungsbedarfe, Wünsche und 

Forderungen in Bezug auf 

andere Einrichtungen. 

„B2: Ich denke das Problem ist, dass die anderen Kin-
dergärten nicht inklusiv arbeiten und da wir ja doch Ähm 
so mit unserem Konzept relativ einzigartig innerhalb un-
serer Stadt sind, […].“ (I. 2, 464 f.) 

„B4: Ich sehe es in der Schule noch schwierig. Ich sehe 
es auch ganz oft schwierig in den Regelkindergärten, 
weil da die Ähm wirklich dieses also zumindest das, was 
mir Eltern, die dann wechseln Ähm so widerspiegeln, 
dass dieses individuelle Denken einfach nicht da ist.“ (I. 
4, 629 ff.) 

 

Räumlichkeiten 

Alle Aussagen über Hand-

lungsbedarfe, Wünsche und 

Forderungen in Bezug auf die 

Räumlichkeiten. 

„B1: Also wir könnten ein paar mehr Räume brauchen, 
um eben individueller arbeiten zu können.“ (I. 1, 173 f.)  
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Gruppengröße 

Alle Aussagen über Hand-

lungsbedarfe, Wünsche und 

Forderungen in Bezug auf die 

Gruppengröße. 

B7: […] ich würde mir wünschen kleinere Gruppen […].“ 
(I. 7, 632 f.) 

 

Politik 

Alle Aussagen über Hand-

lungsbedarfe, Wünsche und 

Forderungen in Bezug auf die 

Politik. 

„B1: Die Prozesse vereinfachen einfach. Ein Antragsver-
fahren, dass des die Kita auch entscheiden darf, ob ein 
Kind ein Integrationskind ist oder nicht.“ (I. 1, 265 f.) 

„B2: Dass man in der Politik anfängt ein bisschen inklu-
siver zu denken.“ (I. 2, 481) 

„B4: […] da fehlt es mir oft noch an Ähm an echten Kon-
zepten und da bin ich mir halt gerade im Schulbereich 
nicht sicher, ob das jetzige Schulsystem wirklich Ähm 
das schaffen kann. […]. Oder ob man, ganz ganz grund-
legende Umgestaltung des Schulsystems bräuchte.“  
(I. 4, 660 ff.) 

 

 

 



88 
 

Anhang 9: Digitaler Datenträger 

Der digitale Datenträger ist in einer Klebetasche nach der eidesstattlichen Erklärung zu 

finden. Folgende Dokumente sind auf dem Datenträger enthalten: 

Ordner „Transkripte_KatharinaRatz“: 

® Interview 1: PDF-Dokument „Transkript_1_KR-07.03.2022-01“ 

® Interview 2: PDF-Dokument „Transkript_2_KR-07.03.2022-02“ 

® Interview 3: PDF-Dokument „Transkript_3_KR-08.03.2022-01“ 

® Interview 4: PDF-Dokument „Transkript_4_KR-09.03.2022-01“ 

® Interview 5: PDF-Dokument „Transkript_5_KR-09.03.2022-02“ 

® Interview 6: PDF-Dokument „Transkript_6_KR-10.03.2022-01“ 

® Interview 7: PDF-Dokument „Transkript_7_KR-10.03.2022-02“ 

PDF-Dokument „Codierungssystem_KatharinaRatz“ 

PDF-Dokument „Bachelorarbeit_KatharinaRatz“ 
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